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Der deutsche Revanchismus ist mehr als
ein Relikt der Vergangenheit, er ist im
Gegenteil aus dem Schattendasein des
Patronats der Vertriebenverbände heraus
und in der Mitte der politischen Macht
angekommen. Immer noch wird das The-
ma „Revanchismus“ gerne mit den deut-
schen „Vertriebenen“ -Verbänden gleich-
gesetzt;  diese wiederum gelten als „Ewig-
Gestrige“, die einer antiquiert-völkischen
Kultur anhängen und ihren vor einem
halben Jahrhundert verlassenen
Herkunftsgebieten („Heimat“) nachtrau-
ern. Die sogenannte Kulturarbeit ver-
niedlichte das politische Problem. Wer
vermutet schon aggressive Absichten bei
Trachtentänzen und ähnlicher Folklore.
Intelligentere Vertreterinnen und Vertre-
ter des deutschen Revanchismus haben
derlei längst hinter sich gelassen und deut-
schen Revisionsansprüchen eine neue
Gestalt gegeben: Volksgruppenrechte
werden als allgemeine Menschenrechte
ausgegeben, die nationale Ebene hinter
der „europäischen“ versteckt.

Charakteristisch für den europäisch ori-
entierten Revanchismus ist eine beson-
dere Form von Grenzrevision: Grenzen
zwischen Deutschland und den als
„deutsch“ beanspruchten Territorien sol-
len nicht mehr militärisch beseitigt, son-
dern über die europäische Zusammenar-
beit aufgehoben werden. Dies soll
Deutschland einen weitreichenden
Einfluss auf  die jeweiligen Gebiete er-
möglichen.  Genauer soll es dem deut-
schen Kapital den widerspruchsfreien
Zugriff  auf Arbeitskräfte, Märkte und
Rohstoffe sichern. „Grenzen auf  für
Deutschland“ lautet die Forderung, die
der europäisch orientierte Revanchismus
mit der europäischen Einigung verbindet.

„Grenzen auf  für Deutschland?“ lautete
der Titel eines Wochenendseminars der
Herausgeber dieser Broschüre, das im
Dezember 2001 stattfand. Die dort ge-
haltenen Referate sind - um einige Texte
erweitert - in dieser Broschüre abge-
druckt. Sie beschäftigen sich mit verschie-

denen Aspekten der Neuordnung Euro-
pas unter deutscher Vorherrschaft,  frei-
lich ohne den Anspruch zu erheben, dies
auf knapp 80 Seiten umfassend tun zu
können.

Spätestens mit dem Beginn des Jahres
2002 hat der europäisch orientierte Zweig
des deutschen Revanchismus eine neue
Qualität gefunden. Er ist von der rot-grü-
nen Bundesregierung zu einem Teil ihrer
Politik gemacht geworden. In der Debatte
um die so genannten „Benes-Dekrete“
hat die deutsche Regierung Forderungen
der „Vertriebenen“ - Verbände öffentlich
übernommen, etwa die Forderung, die
entsprechenden tschechischen Gesetzes-
texte müssten aufgehoben werden. Ver-
knüpft wird diese Zumutung mit der
Drohung, den Beitritt der Tschechischen
Republik zur Europäischen Union zu ver-
oder behindern.

Auch eine andere Forderung der „Ver-
triebenen“ -Verbände - die Errichtung
eines „Zentrums gegen Vertreibungen“
- ist von der rot-grünen Bundesregierung
übernommen worden. Noch kurz vor der
parlamentarischen Sommerpause hat der
Bundestag beschlossen, die Einrichtung
eines „Europäischen Zentrums gegen
Vertreibungen“ voranzutreiben. Auch
hier wird der deutsche Revanchismus auf
die europäische Ebene gehoben. Diese
Politik scheint hegemonial zu werden, da
die Parteien nur noch darin wetteifern,
wer ein größeres Zentrum an geeignete-
rer Stelle realisieren kann. Eine grund-
sätzliche Kritik an diesem Gegenentwurf
zum Holocaust- Mahnmal ist kaum noch
hörbar.

Diese neueste Entwicklung kann in der
vorliegenden Broschüre, deren Planung
Anfang des Jahres weitgehend abge-
schlossen war,  nur unzureichend berück-
sichtigt werden. Insbesondere fehlen eine
Darstellung der neuen Dynamik der De-
batte um die so genannten „Benes- De-
krete“, eine Darstellung des geplanten
„Zentrums gegen Vertreibungen“ sowie

eine Analyse einer besonderen Form der
Ausweitung deutschen Machtstrebens,
der „Euroregionen“. Die Auseinander-
setzung mit diesen Teilen deutscher
Hegemonialpolitik müssen wir an ande-
rer Stelle führen. Auf die Literaturliste
wird hier noch mal ausdrücklich verwie-
sen.

Die vorliegende Broschüre liefert jedoch
den Hintergrund für die anstehenden
Debatten. Sie beschreibt die deutsche
„Volksgruppen“ - Politik, die ein zentra-
les Element des deutschen Revanchismus
bildet; sie stellt das revanchistische Spek-
trum dar, auf  das die deutschen Staats-
apparate zurückgreifen müssen, wenn sie
ihre offene Hegemonialpolitik fortsetzen
wollen; und sie liefert Beispiele für kon-
krete Aktionen gegen den deutschen Re-
vanchismus.

Wir haben versucht, für die notwenigen
Auseinandersetzungen mit dem deut-
schen Hegemonialstreben in Europa Ar-
gumente zur Verfügung zu stellen. Wir
wünschen uns Kritik und weiterführen-
de Hinweise, aber auch, dass diese Ver-
öffentlichung Anstöße für eine aktions-
orientierte Auseinandersetzung mit den
Trägern der friedensgefährdenden revan-
chistischen und nach Vorherrschaft stre-
benden Politik gibt.

Einleitung
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Neben der Vernichtung der europäischen
Juden war die sogenannte Neuordnung
Europas das zentrale nazistische Projekt.
Bei durchaus divergierenden Vorstellun-
gen über die staatliche, soziale und öko-
nomische Umgestaltung des Kontinents
zu einem imperialen „Lebensraum“ un-
ter deutscher Führung spielten rassisti-
sche Konzepte eine entscheidende Rol-
le. Sie dienten der Hierarchisierung des
Raumes und seiner Bewohner nach bio-
logischen, aber auch sozialen und öko-
nomischen Kriterien.  Unter anderem
Götz Aly und Susanne Heim haben in
ihrer Studie über die Vordenker der Ver-
nichtung gezeigt, in welchem Maße eine
zweckrationale Planungselite die besetz-
ten Länder und Gesellschaften als
optimierbare Planungsgrößen begriff
und damit die Voraussetzungen einer
Raumordnungs- und Bevölkerungspoli-
tik herstellte, welche in kontinental di-
mensionierte „Umvolkungsprogramme“
mündete und damit stets auch die Opti-
on einer Entvölkerung und Neu-
besiedlung ganzer Regionen umfasste.

Ihren terroristischen Kern offenbarte die
„Neuordnung Europas“ vor allem in den
besetzten osteuropäischen Ländern, doch
bestehen vielfältige institutionelle und
konzeptionelle Zusammenhänge zwi-
schen Ost- und Westkolonisation: Sei es,
dass ein statistisch ermittelter
„Bevölkerungsüberschus“ in den Nieder-
landen zur Besiedlung des entvölkerten
„Ostraumes“ eingesetzt werden sollte, sei
es, dass die Vertreibung der ansässigen
Bevölkerung aus dem okkupierten „Ost-
land“ zum Vorbild vergleichbarer Maß-
nahmen in Ostfrankreich, genannt
„Westland“, diente.

Der Neuplanung Europas im Medium
des Krieges ging ein politischer und wis-
senschaftlicher Diskurs voraus, der die
gültigen Grenzen und die Souveränität
der Nachbarstaaten immer weiter in Fra-
ge stellte. Eine Schlüsselrolle nahm hier-
bei die sogenannte Grenzlandpolitik ein.
Ursprünglich umfasste dieses Politikfeld
kaum mehr als eine wirtschaftliche För-
derung strukturschwacher Regionen,  de-
ren Benachteiligung aus der Nähe zur
Grenze und den Zollregelungen der

Grenze als Raum. Grenzüberschreitende Regional-
politik der NSDAP am Beispiel des Städtedreiecks
Aachen - Maastricht - Liège. Von Thomas Müller

Nachbarstaaten resultierte. Grenzland-
politik beschränkte sich dem gemäß auf
das deutsche Staatsgebiet und die deut-
sche Bevölkerung.

Zunehmend jedoch wur de diese
Strukturhilfe von einer anderen Form der
Grenzlandpolitik überlagert. Die völki-
sche und auslandsdeutsche Lobby expor-
tierte ihren Gegenstand ins Ausland.
Grenzlandpolitik war für sie Strukturhilfe
für die „Auslandsdeutschen“ in den nach
dem Ersten Weltkrieg abgetretenen Ge-
bieten und die „volksdeutschen“ Minder-
heiten in allen übrigen Regionen.
„Grenzlandprogramme fangen an der
Staatsgrenze an und reichen bis zur
Volkstumsgrenze“, proklamierte der Vor-
sitzende des Volksbundes für das Deutsch-
tum im Ausland (VDA), des Traditions-
verbandes des halbstaatlichen Pan-
germanismus. Die deutsche Grenzland-
politik überschnitt sich also mit den so-
genannten Volkstumskämpfen und ver-
band diese mit der Konzeption
grenzübergreifender Kultur-, Volkstums-
, Sprach- bzw. Wirtschaftsregionen. Ihr
Gegenstand waren nicht mehr vorrangig
deutsche Staatsbürger, sondern Bürger
der Nachbarstaaten. Auch in dieser völ-
kischen Variante konnten ökonomische
und kulturelle Fördermaßnahmen für die
innerdeutschen Grenzzonen eine Rolle
spielen,  doch waren sie der völkisch-
regionalistischen Grenzdurchweichung
untergeordnet.

Für die konkreten Akteure war
Grenzlandpolitik ein Feld, in dem erfolg-
reich Karrieren geplant, akademische Ti-
tel erworben, Fördermittel acquiriert,
publizistischer Raum besetzt und Macht
akkumuliert werden konnten. Subjektiv
zahlte sich die Spezialisierung aufs Grenz-
land spätestens in den Moment aus, als
Personal für die Besatzungsverwaltungen
benötigt wurde. Eine ideologische Iden-
tif ikation mit dem Nazismus mag dabei
förderlich gewesen sein, war jedoch kei-
neswegs nötig. Völkische Grenzland-
politik war stets auch ein Politikfeld der
sogenannten Mitte.

Eine der zentralen Institutionen völki-
scher Grenzlandpolitik waren vor und

während des Krieges die Volksdeutschen
Forschungsgemeinschaften. Dieser dezentra-
lisierte Großforschungsbetrieb, der etwa
1.000 Historiker, Geographen, Sprach-
und Sozialwissenschaftler, Ethnologen,
Rassen- und Wirtschaftswissenschaftler
umfasste, sie mit den relevanten Institu-
tionen des Staates und der NSDAP in
Verbindung brachte und entsprechende
Karrierechancen bot, erforschte systema-
tisch die deutschen Grenzregionen und
die angrenzenden Staaten. Diese For-
schungen unterminierten nicht nur die
Geltung der Grenzen und legitimierten
ein politisches Handeln auf  nicht-
deutschem Staatsgebiet.  Weit darüber
hinaus bereiteten sie die Bevölkerungs-,
Kultur- und Geschichtspolitik der
Besatzungsbehörden vor und nahmen
aktiv an der „Neuordnung Europas“ bis
hin zu den terroristischen
„Umvolkungs“-Projekten teil. Der Geo-
graph und Historiker Michael Fahlbusch
resümiert: „Einerseits lieferten die betei-
ligten Wissenschaftler der kultur- und
politikwissenschaftlichen Teildisziplinen
die landeskundlichen Basisdaten zur Be-
gründung bzw. Falsifizierung von Ge-
bietsansprüchen, welche für die ethnische
Segregation der einzelnen Bevölkerungs-
gruppen in den besetzten Gebieten be-
nötigt wurden; andererseits waren sie als
Berater der Nachrichtendienste der SS
und der Wehrmacht oder in anderen kul-
turpolitischen Einrichtungen der deut-
schen Zivil- und Militärverwaltungen in
den besetzten Gebieten tätig.“

Die Volksdeutschen Forschungsgemein-
schaften waren entgegen einer verbreite-
ten Vorstellung nationalsozialistischer
Machtausübung dezentral organisiert. Sie
setzten sich aus regionalen Forschungs-
verbünden wie etwa der Westdeutschen For-
schungsgemeinschaft (mit der Westgrenze
und den westeuropäischen Narbarstaaten
als Forschungsfeld) zusammen. Unter
deren Dach wiederum agierten zahlrei-
che lokale Institutionen beiderseits der
Grenze. Sie bildeten ein Netzwerk, das
den Zugriff  auf die lokalen Wissensvor-
räte über die Grenze verfügbar machte
und operative Eingriffe in den Nachbar-
staaten erlaubte.
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Karte 1: „Die Grenzen Gesamtdeutschlands“ (in: Deutsche Politik. Ein völkisches Handbuch,
bearbeitet von Angehörigen des Kyffhäuser-Verbandes der Vereine Deutscher Studenten, hrsg. v.
Wilhelm Berensmann,  Wolfgang Stahlberg und Friedrich Koepp, Frankfurt a.  M. 1926, Teil 10 S. 9)
Die Verdopplung der Grenze konstitutiert den Grenz-Raum: Neben die völkerrechtlich gültige
Reichsgrenze ist im Diskurs der völkischen Rechten der 1920er Jahre die Grenze eines fiktiven
„Gesamtdeutschland“ getreten. Der dazwischen liegende Raum wird als Betätigungsfeld völkischer
Grenzlandpolitik definier t.

Gleichwohl aber bildeten die Volksdeut-
schen Forschungsgemeinschaften mit
ihren dezentralen Strukturen nur ein ein-
zelnes Segment pangermanischer
Grenzlandpolitik. Der nationalsozialisti-
sche Multifunktionär Wolfgang Ispert
zählte als Berater des in Düsseldorf an-
sässigen „Oberabschnitts West“ des Si-
cherheitsdienstes (SD) der SS im Jahre
1936 insgesamt 39 Institutionen auf, die
entlang der Westgrenze Grenzlandpolitik
betrieben und über Kontakte ins Aus-
land verfügten.  Neben der Westdeut-
schen Forschungsgemeinschaft benannte
er mehrere Ministerien, die Provinzial-
verwaltung der Rheinprovinz,  kommu-
nale Körperschaften wie den heutigen
Landschaftsverband Rheinland, die west-
deutschen Gauleitungen der NSDAP,
zahlreiche Universitäten und Institute ,
Jugend- und Studentenorganisationen,
halbstaatliche Verbände wie den VDA,
ökonomische Interessengruppen wie den
„Bund Deutscher Westen“, die Lands-
mannschaften der Elsaß-Lothringer und
Eupen-Malmedyer sowie eine Reihe pri-
vate Vereine, lokaler Initiativen und Ein-
zelpersonen.  Darüber hinaus leitete
Ispert eine eigene grenzlandpolitische In-
stitution, die „Abteilung G“ („G“ für
Grenzland) der NSDAP. Ispert beschrieb
damit eine grenzlandpolitische Aktivität
auf allen Ebenen des Staates und der
Gesellschaft sowie ein Gefüge heteroge-
ner, jedoch in ähnliche Richtung agieren-
der Teilnetzwerke, deren fehlende Ko-
operation und Koordination er anmahn-
te. Grenzlandpolitik war mithin ein ge-
sellschaftlich sehr breites Politikfeld, das
zahlreichen regionalen und lokalen Ak-
teuren die Möglichkeit bot,  pan-
germanische Ambitionen zu entwickeln.

Die Grenzlandpolitik besaß ihre eigene
Terminologie. Im Mittelpunkt standen
die Begriffsfelder Grenze und Raum. Cha-
rakteristisch ist ein expansiver Begriff
von Grenze, der anstelle der völkerrecht-
lich gültigen Grenzlinie einen über deut-
sches Staatsgebiet hinausreichenden
Grenzraum bzw. ein Grenzland in den Vor-
dergrund stellte. Der Grenzraum-Begriff
erfuhr zahlreiche Konkretisierungen. So
wurden etwa die südlichen Niederlande
und der Osten Belgiens als Aachener
Grenzraum bzw. Aachener Grenzland, die
Niederlande, Belgien und Luxemburg
insgesamt als nordwestdeutscher Grenzraum
oder kurz Nordwestraum, die gesamten
Anrainerstaaten im Westen als westlicher
Grenzraum, Westraum oder auch Westland
bezeichnet. Mit Wortschöpfungen dieser
Art sprang man zuweilen recht willkür-
lich um, wenn beispielsweise der Begriff

Aachener Grenzraum auf einen erheblichen
Teil des Nordwestraumes ausgedehnt wur-
de.

Sowenig neutral wie der Begriff  Grenze
war der Begriff  Raum. Zum einen wurde
er im Sinne der nationalsozialistischen
Lebensraum-Ideologie mit territorialen
Ansprüchen verknüpft,  zum anderen mit
den Begriffen Volkstum und Rasse ver-
schmolzen. Eine solche Verschmelzung
von „Land und Leuten“ lag seit dem 19.
Jahrhundert auch dem Begriff  Heimat
zugrunde, sodass eine diesbezügliche
Heimatkunde  stets auch eine volkstums-
und rassenideologische Dimension besaß.
Man könnte also sagen, dass die Grenze
im grenzlandpolitischen Diskurs zu einem
Raumgebilde expandierte, das die Nach-
barstaaten schluckte und der deutschen
Heimat einverleibte („heimholte“),  statt
sie von einander und von Deutschland
abzugrenzen.

Es ist aufschlussreich, die regionalen Teil-
netzwerke westdeutscher Grenzland-
politik näher zu beleuchten. Eines von
ihnen bildete sich in der ersten Hälfte der
1930er Jahre im „Aachener Grenzraum“.
Seine Akteure waren in diesem Gebiet mit
einer ausgesprochen heterogenen Struk-
tur konfrontiert. Es musste bewerkstel-
ligt werden, divergierende Elemente re-
gionaler Kultur, Geschichte und Geogra-
phie zu einem populären Identitätsmuster
zusammenzufügen. Von politischer
Sprengkraft waren dabei die belgischen
Kreise Eupen, Malmedy und St. Vith, die
bis zum Friedensvertrag von Versailles
zum Deutschen Reich gehört hatten und
nach dem Überfall der Wehrmacht vom
10. Mai 1940 annektiert wurden. Das dort
beheimatete „Deutschtum im Ausland“
fungierte recht bereitwillig als Hebel zur
Destabilisierung des betroffenen Staates.

Neben „Eupen-Malmedy“ existierten je-
doch eine Reihe kleinerer deutschsprachi-
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Karte 2: „Die Strukturgrenzen im west-mitteleuropäischen Raum, entworfen von Walter Geisler“ (in:
Geisler, Walter: Der Grenzraum zwischen West- und Mitteleuropa, Berlin 1937, S. 97)
Der kartographisch abgebildete Ausschnitt hat sich verlagert: Nicht mehr das Deutsche Reich bzw.
die Hauptstadt Berlin steht im Mittelpunkt, sondern der westliche Grenz-Raum. An die Stelle der
realen deutschen Westgrenze - sie ist nicht mehr abgebildet - tritt ein Ensemble von acht verschiede-
nen „Strukturgrenzen“.  Es sind (in der Reihenfolge der Legende): Wasserscheide, Morphologie,
Rasse, Sprache, Kulturlandschaft, Landschaft, die historische Grenze des 1. Reiches und die politische
Grenze Frankreichs. Der Autor Walter Geisler vertritt die Auf fassung, die reale Westgrenze Deutsch-
lands entspreche nicht der tatsächlichen Grenze zwischen dem deutschen Mitteleuropa und dem
französischen Westeuropa. Eine Identität der Grenzen müsse jedoch hergestellt werden, um eine
harmonische Entwicklung Europas zu ermöglichen. Geisler versucht daher, eine ideale Grenze zu
finden und lokalisiert sie - irgendwo als Mittelwert der verschiedenen „Strukturgrenzen“ - im Osten
Frankreichs. Entsprechend verschwindet die völkerrechtlich verbindliche Grenze vollständig von der
Karte.

ger belgischer Gemeinden, die nie zum
Deutschen Reich gezählt hatten, deren
Bevölkerung sich als loyale belgische
Staatsbürger empfand und bereits im Er-
sten Weltkrieg Widerstand gegen die
deutsche Besatzung geleistet hatte. Ne-
ben diesen beiden deutschsprachigen
Segmenten Belgiens behauptete die deut-
sche Grenzlandforschung die Existenz
einer deutschsprachigen Minderheit in
der niederländischen Nachbarprovinz
Limburg. Zusätzlich kompliziert wurde
diese Minderheitenpolitik durch die - aus
Sicht der Grenzlandforschung - ungeklär-
te Abgrenzung des wallonischen vom flä-
mischen Gebiet zwischen Aachen und
Lüttich sowie der Existenz einer wallo-
nischen Minderheit im ehemals deut-

schen Kreis Malmedy. Diese Komplexi-
tät machte es erforderlich, eine Vielzahl
grenzlandpolitischer Diskurse und Tak-
tiken zu entwickeln und mit ihnen paral-
lel zu operieren.

Das grenzlandpolitische Netzwerk im
„Aachener Grenzraum“ war von Isperts
„Abteilung G“ dominiert. Die Abteilung
G war 1932 aufgrund einer Denkschrift
Isperts als Bestandteil der NSDAP kon-
stituiert worden. Wichtiger als die Ein-
bindung in die NSDAP erwies sich aller-
dings eine ab 1933 erfolgte Integration
in den Provinzialverband, den heutigen
Landschaftsverband Rheinland. Wie auch
heute, war diese Selbstverwaltungs-
behörde der rheinischen Kommunen ei-

ner der wesentlichen kulturpolitischen
Akteure; zudem war sie mit der
„Volkstumspolitik“ im Gebiet der Rhein-
provinz und - informell - in den angren-
zenden Nachbarstaaten betraut.

Anders als die Westdeutsche Forschungs-
gemeinschaft, war die Abteilung G pri-
mär ein Arbeitszusammenhang jüngerer
nationalsozialistischer Aktivisten,  die
größtenteils bereits in den 1920 Jahren
Parteimitglieder geworden waren. Über
eine Verankerung im etablierten Wissen-
schaftsbetrieb verfügten sie zunächst
kaum; in die Kultur- und Volkstums-
politik konnten sie erst auf dem Ticket
des Provinzialverbandes vorstoßen. Die
Abteilung G nahm für sich in Anspruch,
die „inoffizielle Außenpolitik“ der
NSDAP und des Staates im Westen zu
koordinieren bzw. überhaupt erst die
Voraussetzungen einer kontinuierlichen
Westpolitik herzustellen, indem sie die
Vielzahl unkoordiniert tätiger Akteure
und Teilnetzwerke verknüpfte. Dabei ver-
warf Ispert bewusst zentralistische Kon-
zepte und schuf, ähnlich der Westdeut-
schen Forschungsgemeinschaft, infor-
melle , dezentrale, gr enznah und
grenzübergreifend arbeitende, auf einen
Teilabschnitt der Grenze spezialisierte
Arbeitszusammenhänge.

In unserem Fall war dies die „Abschnitts-
leitung Nordwest“ der Abteilung G mit
Sitz in Aachen. Geleitet wurde sie von
Georg Scherdin, einem jungen Architek-
ten, der zugleich für das Geographische
Institut der Technischen Hochschule
Aachen und den Sicherheitdienst (SD)
der SS arbeitete. Scherdins Abschnitts-
leitung war die Schnittstelle regionaler
Grenzlandpolitik, Grenzlandforschung
und Grenzlandpropaganda. Zu Beginn
des Krieges stieg Scherdin zum Leiter der
Aachener Dienststelle des SD auf, später
bekleidete er höhere SD-Positionen in
Brüssel und Kopenhagen.

Die Aachener Abschnittsleitung arbeite-
te in der Vorkriegszeit eng mit der Tech-
nischen Hochschule zusammen. Ge-
meinsam mit dem Grographischen Insti-
tut trug sie planungsrelevante Daten über
die Nachbarstaaten zusammen und be-
reitete sie für den „Bedarfsfall“, also den
Einmarsch, auf. Das Arbeitsgebiet war,
enger gefasst, der „Aachener Grenz-
raum“ mit Eupen-Malmedy, Maastricht
und Liége, weiter gefasst das gesamte
Gebiet des „Nordwestraumes“. Zentra-
les Forschungsprojekt war die Erarbei-
tung eines Atlaswerks, das die Gebiets-
ansprüche im engeren Aachener Grenz-
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Karte 3: „Der west-mitteleuropäische Grenzraum in seiner räumlichen Ausdehnung, entworfen von
Walter Geisler“ (in: ebd.)
Aus der Vielzahl möglicher Westgrenzen wählt Geisler in einem zweiten Schritt vier
„Strukurgrenzen“ aus und identif iziert den von ihnen umrissenen Raum als den eigentlichen Grenz-
Raum zwischen West- und Mitteleuropa. Das Gebiet einer künftigen Grenzziehung ist damit
umrissen, eine exakte Linie jedoch noch nicht gezogen. Durch diese Operationen ist es Geisler
gelungen, den Grenz-Raum vollständig vom deutschen Staatsgebiet (und dessen realem Grenzgebiet)
zu lösen. Er ist zu einem beliebig definierbaren Raumgebilde ohne Bezug zur realen Westgrenze
geworden.

raum wissenschaftlich untermauern und
öffentlich dokumentieren sollte . Aus den
Forschungen zum Atlasprojekt gingen
zahlreiche wissenschaftliche, populärwis-
senschaftliche und heimatkundliche Pu-
blikationen hervor. Dieses Ineinander-
greifen von Grenzlandforschung, -politik
und -propaganda spiegelt sich in einer
Arbeitsteilung zwischen dem Leiter des
Deutschen Instituts einerseits und
Scherdin andererseits wieder: Repräsen-
tierte der Institutsleiter nach außen hin
die Wissenschaftlichkeit der Grenzraum-
forschung, so war Scherdin als dessen
Assistent unmittelbar mit der politischen,
propagandistischen und nachrichten-
dienstlichen Verwertung befasst.

Die regionale Grenzlandpolitik dieser
Phase zielte auf  die volkstumspolitische
Mobilisierung und expansive Formierung
der grenznahen Bezirke. Entsprechende
Programme, die Ispert für den Provinzial-
verband verfasste, sahen u.a. den Ausbau
der TH Aachen zur „Grenzland-
hochschule“,  die Ausrichtung des kultu-
r ellen Lebens im Re gierungsbezirk
Aachen auf  grenzlandpolitische Ziele
sowie die Bildung eines Volkstums-
verbandes mit einem Netz lokaler Hei-
matvereine und einer grenzübergreifend
vertriebenen Heimatzeitschrift unter der
Leitung der Abteilung G vor.

Auf diese Weise sollte sich die expansive
Formierung des innerdeutschen Grenz-
landes auf  die deutschsprachigen Min-
derheiten jenseits der Grenze und die
Nachbarregionen übertragen. Zu diesem
Zweck veröffentlichte Scherdin anonym
mehrere heimatkundliche Schriften, be-
vor er ab 1940 in Eupen - bis zum Ein-
marsch der Wehrmacht ebenfalls anonym
- die Zeitschrift Heimat herausgab. Als
Eupen-Malmedy-Referent des SD betrieb
er zugleich die Nazifizierung der über-
wiegend prodeutschen Bevölkerung und
den Aufbau einer getarnten SS, für die
er, ebenfalls anonym, das aggressiv nazi-
stische, antibelgische, antikatholische und
antisemitische Kampfblatt Junges Volk in
Eupen-Malmedy publizierte. Parallel dazu
promovierte er über die Verbreitung des
Hochdeutschen in der niederländischen
Provinz Limburg und ver lieh damit der
Forderung nach einer Westverschiebung
der Grenze an die Maas wissenschaftli-
che Seriosität.

Neben lokalen Operationen dieser Art
zielte die Abteilung G auf die Infiltrati-
on der Nachbarstaaten insgesamt.  Eng
mit Scherdins Arbeitskreis verbunden,
organisatorisch jedoch dem Propaganda-
ministerium unterstellt, entstanden zwei

zwischenstaatliche Vereinigungen: Die
Deutsch-Niederländische Gesellschaft und der
Ausschuss Aachen-Lüttich. Von der politi-
schen,  wirtschaftlichen und kulturellen
Elite Aachens getragen, betrieben sie im
Medium eines scheinbar unpolitischen
Kulturaustausches im Städtedreieck
Aachen-Maastricht-Lüttich Sympathie-
werbung für Deutschland, verstärkten
völkisch-regionalistische und separatisti-
sche Re gungen,  erprobten neue
Propagandaformen und organisierten ein
Netz von Vertrauensleuten, das nicht
zuletzt der Auslandsspionage diente. Als
Legitimation für ihr Handeln stellten die
Verständigungsgesellschaften die Formel
von Aachen als „Mittler zwischen Rhein
und Maas“ in den Vordergrund.

Auch am Geographischen Institut der
TH setzte in den Vorkriegsjahren ein

Professionalisierungsschub ein. Dies äu-
ßerte sich in einer Neukonzeption des
Atlaswerkes, das nun nicht mehr für die
Öffentlichkeit bestimmt war, sondern als
behördeninterne Planungsgrundlage für
eine Neuordnung des gesamten „West-
raumes“ und die Neufestlegung einer
Westgrenze dienen sollte, zu Beginn des
Krieges jedoch erst fragmentarisch fer-
tiggestellt war und vermutlich niemals
zuende gebracht worden ist. Ausgehend
von einer bereits 1937 veröffentlichten
Vorstudie zum Atlasprojekt legte der
Leiter des Instiutus, Prof. Dr. Walter
Geisler, ein völlig neues Grenzraum-
konzept vor. Der „Grenzraum“ zwischen
Deutschland und Frankreich war nun
völlig von der realen Westgrenze losge-
löst und auf  französisches Gebiet vor-
geschoben.
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Karte 4: „Die Sprachgrenzen im Aachener Raum“ (in: Scherdin,
Georg: Die Verbreitung des Hochdeutschen als Kultur- und
Schriftsprache im Aachener Grenzraum, in: Heimat, Zeitschrift
für Maasland,  Eifel und Ardennen, Nr. 8-9/1942, S. 174)
Auch auf  regionaler Ebene treten werden Grenz-Räume
abgesteckt. So weitet Georg Scherdin das hochdeutsche
Sprachgebiet über die deutsche Westgrenze (und die annektier-
ten Kreise Eupen und Malmedy) hinaus in Richtung Maas aus.
Der südliche Teil der niederländischen Provinz Limburg
erscheint, dunkel schraffiert, als Bestandteil Deutschlands.

Mit dem Überfall der Wehrmacht auf  die
westlichen Nachbarländer am 10. Mai
1940 begann die allmähliche Einbindung
der Akteure in die Besatzungs-
verwaltungen,  sodass sich das west-
politische Netzwerk der Vorkriegszeit all-
mählich auflöste. Bei Beginn der Vorbe-
reitungen der Abteilung G auf  den Über-
fall gegründet,  spiegelt die Zeitschrift
Heimat den Übergang von der Grenzland-
politik zur Besatzungsherrschaft, von der
Legitimation zur Neuordnung, wider.
Das grenzübergreifend vertriebene Blatt
verband nun völkische Identitätsstiftung
im Städtedreieck Aachen-Maastricht-
Liége mit der Durchorganisierung und
Politisierung der Heimatkunde beider-
seits der Grenze, vermied es jedoch, der
gestifteten Identität ein klar definiertes
Gebiet zuzuordnen und dessen künfti-
gen Status in einem vergrößerten Reich
zu benennen. So sind Legitimations-
muster für die „Wiedervereinigung“ mit
Eupen-Malmedy und den Anschluss der
angeblich deutschsprachigen Teile der
niederländischen Provinz Limburg er-
kennbar. Im Mittelpunkt jedoch steht das
Konzept einer grenzübergreifenden Re-
gion mit der Bezeichnung „Maasland“.
Je nach Interpretation umfasste das
„Maasland“ Aachen und Limburg, das
Stadtedreieck Aachen-Maastricht-Lüttich
oder einen in nördliche, südliche oder
westliche Richtung erweiterten Raum.
Scherdin bezeichnete das „Maasland“ als
„fränkisch-germanischen Kernraum“ ei-
nes überhistorischen „Reiches“, das es in
seiner ursprünglichen Größe wiederher-
zustellen gelte, und präsentierte Karl den
Großen als historische Leitfigur.

Die Zeitschrift Heimat war zugleich das
Organ lokaler völkischer Kreise, die
Scherdin unter Rückgriff  auf  niederlän-
dische Kollaborateure der Vorkriegszeit
ab 1940 in Limburg aufbaute und nach
einer Konsolidierungsphase zu einer
limburgischen „Volkstumsorganisation“
namens „De Spade“ verband. Ende 1942
wurde sie in das volkstumspolitische Ge-
füge der Besatzungsbehörden eingebaut.
Sie war nun eine von drei
re gionalistischen „Volkstums-
organisationen“, die als verlängerter Arm
der SS auf  die Auflösung des niederlän-
dischen Nationalstaates zugunsten drei-
er Stammesregionen innerhalb eines
großgermanischen Reiches hinarbeiteten.

„De Spade“ knüpfte an das „Maasland“-
Konstrukt an, weitete es jedoch auf den
gesamten katholischen Südens der Nie-
derlande aus und benutzte als neue Be-
zeichnung den Namen „Frankenland“.

Die gleichnamige Zeitschrift simulierte
plebiszitäre Zustimmung zur „fränkisch-
germanischen“, grenzübergreifenden
Identität. Populistische Mitwirkungsan-
gebote, der Verzicht auf nationalsoziali-
stische Termini und die Verschleierung
der Steuerung durch die SS kennzeichnen
den Versuch, die unpolitische Mehrheits-
bevölkerung in das neugeordnete Euro-
pa zu integrieren. Dass mit der Integrati-
on eine rassenhygienische Selektion der
niederländischen Bevölkerung einherge-
hen sollte und dass die Dachorganisati-
on der drei Volkstumsorganisationen die-
se Selektion konkret vorbereitete, war für
die Leserschaft nicht erkennbar.

So mündete die regionale Grenzland-
politik der Vorkriegszeit in das Projekt der
territorialen und völkischen Neuordnung
unter den Bedingungen realer
Besatzungsherrschaft, und zwar gemäß
den raum- und bevölkerungpolitischen
Zielen der SS. Dass dies nicht ohne Ver-
werfungen innerhalb der beteiligten In-
stitutionen und Netzwerke vonstatten
gehen konnte, liegt in der
Natur der Sache. Eine die-
ser Verwerfungen war das
Ende des Medienprojekts
um die Heimat.  Als Binde-
glied zwischen Grenzland-
politik und Besatzungs-
herrschaft war seine Funk-
tion mit der Etablierung von
De Spade er loschen.

Auch die Aachener
Grenzlandforschung mün-
dete in der territorialen und
sozialen Neuordnung des
Nordwestraumes. So richte-
te die TH nach dem Weg-
gang Geislers 1941 und der
nachfolgenden Auflösung
seines Lehrstuhls ein Insti-
tut für Raumordnung ein
und besetzte es mit dem für
die Raumordnung in den
Niederlanden, Belgien und
Nordfrankreich zuständigen
Ministerialreferent Her-
mann Roloff. Geisler selbst
war an seiner neuen
Wirkungsstätte, der Reichs-
universität Posen,  in die
raum- und bevölkerungspo-
litische Neuordnung des
Ostens einschließlich der
Option,  die Bevölkerung
ganzer Regionen zu depor-
tieren, zu dezimieren, zu ver-
nichten oder zu versklaven,
einbezogen.

Mittelbar galt dies auch für Roloff, der
an einem bevölkerungspolitischen Groß-
projekt der SS beteiligt war: Der Ansied-
lung eines niederländischen „Bevölke-
rungsüberschusses“ im entvölkerten
Ostraum. Wie an den oben erwähnten
Beispielen der Germanisierung Ost-
frankreichs und der Selektion der nieder-
ländischen Bevölkerung wird auch hier
die terroristische Dimension der West-
forschung deutlich: sicherlich nicht in
gleichem Umfang und mit den gleichen
Konsequenzen wie im Osten,  wohl aber
sehr eng mit der Ostpolitik verknüpft,
abstrahierte auch sie Raum und Volk zu
Planungsgrößen, um sie in einem Prozess
zynischen Rationalisierung zu einem ras-
sistisch hierarchisierten Europa zu for-
mieren.

Thomas Müller, Mitarbeiter des Duisbur-
ger Instituts für Sprach- und Sozialfor-
schung (DISS)
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„Volksgruppenpolitik“, was verbirgt sich
dahinter , gibt es die und betreibt
Deutschland eine solche Politik über-
haupt? „Volksgruppenpolitik“, das ist
doch antiquiert, verstaubt, doch eher eine
Angelegenheit aus der Zeit vor 1945. Wie
passt eine solche Politik denn in unsere
moderne, sogenannte „globale Welt“? In
eine Welt, in der die nationalstaatlichen
Grenzen bzw. Institutionen anscheinend
immer mehr an Bedeutung verlieren und
damit doch auch die Frage nach der Zu-
gehörigkeit eines bestimmten „Volkes“
obsoleter wird. Fragen,  denen es ausführ-
licher nachzugehen gilt, sind sie doch
aktueller denn je.

Bei der „Volksgruppenpolitik“ unter-
scheide ich zwischen

* staatlicher und einer

* „Volksgruppenpolitik“,  wie sie
z.B. von den deutschen Vertriebenen-
verbänden oder von der „Föderalisti-
schen Union Europäischer Volksgruppen
(FUEV)“ betrieben wird.

Im folgenden werde ich hauptsächlich die
deutsche staatliche „Volksgruppen- bzw.
Minderheitenpolitik“ nachzeichnen.  Aber
für die Akteure in diesem Politikfeld,
Vertriebenenverbände sowie die staatli-
chen Dienststellen gilt gleichermaßen das
deutsche völkische Prinzip als die Grund-
lage ihres Handelns, weshalb es hier am
Anfang kurz erläutert wird.

Die Grundlage: Das deutsche „völki-
sche Prinzip“

Die Politik in Deutschland ist zu allen
Zeiten immer vom völkischen Prinzip
geleitet worden. Dies hat sich auch nach
dem Ende des Zweiten Weltkriegs nicht
geändert. Auch in den Jahren nach 1945
und verstärkt nach der Zäsur der Jahre
1989/90 durchzog die völkische Traditi-
on die deutsche Politik, als eine beson-
dere Eigenständigkeit ihrer Machtpolitik.
Das deutsche „völkische Prinzip“ und das
völkische Denken ist in seiner Bedeutung
bis heute unterbewertet,  obwohl es in der
Außen- wie auch in der Innenpolitik all-
gegenwärtig Anwendung gefunden hat.
Das völkische Prinzip rückte bei der

Deutsche Volksgruppenpolitik

 von Holger Kuhr

deutsch-deutschen Vereinigung wieder in
den Mittelpunkt, während der sogenann-
ten „Asyldebatte“ gab es den Ausschlag,
bei der Migrations- und Einwanderungs-
politik ist es der bestimmende Faktor, in
der Außenpolitik definiert es das „Selbst-
bestimmungsrecht eigenständiger ethni-
scher Völker“ innerhalb von Staaten.
Durch das völkische Prinzip wird die
Nation ethnisch begründet, eingegrenzt
und territorial abgesteckt bzw. ausgewei-
tet.

Die völkische Idee geht auf jenen ver-
wirrenden deutschen Begriff  „Volk“ zu-
rück, dessen assoziative, emotionale, sti-
listische und wertende Bedeutung weit
über die eigentliche Bedeutung des Wor-
tes hinausgeht. Seit dem Beginn der deut-
schen Romantik im späten 18. Jahrhun-
dert bezeichnet der Begriff  „Volk“ für
deutsche Denker eine Gruppe von Men-
schen,  denen eine metaphysische
„Wesenheit“ eigen ist. Diese „Wesenheit“
konnte „Natur“, „Kosmos“ oder „My-
thos“ genannt werden, aber sie war in
allen Bereichen mit der innersten Natur
des Menschen verbunden und repräsen-
tierte die Quelle seiner Schöpfungskraft,
die Tiefe seiner Gefühle, seine Individua-
lität und seine Verbundenheit mit den
anderen Mitgliedern des Volkes.1  Das
wesentliche Element ist hier die Bezie-
hung der menschlichen Seele zur natürli-
chen Umgebung, zum „Wesen“ der Na-
tur. Nach dem völkischen Denken ist die
Natur der Seele eines Volkes von der
Natur des Mutterlandes bestimmt.

Das völkische Prinzip beinhaltet einen
besonderen Akzent. Danach ist das Volk
nicht einfach nur vorhanden, sondern
macht sich selbst zu seinem zentralen
Wert. „Völkisch ist daher zunächst ein
Denken, das dem Volk an sich, unabhän-
gig von allen anderen Aspekten, die ent-
scheidende Bedeutung zuschreibt.“2  Ge-
genüber dem Volke treten für das völki-
sche Denken alle anderen Werte zurück.
Der deutsche Volksbegriff  verweist im-
mer nur auf  das Volk selbst.  Darüber
hinaus bleibt es ohne Aussage und In-
halt. Keine anderen Werte, die die Vor-
stellung des Volkes relativieren könnten,
finden sich in dem Begriff. Sobald
mensch sich daher vorbehaltlos auf  das

deutsche Volk oder das Volk im allgemei-
nen einlässt, wird das Volk an sich zum
obersten und einzigen Prinzip. Diese
Absolutsetzung des Volksbegriffs drückt
sich in der Vorstellung aus, das Volk sei
eine naturgegebene Einheit. Da dies so
angenommen wird, strebt das Volk im-
mer zu einer Einheit. Diese völkische
Fiktion eines naturgegebenen Volkes ist
alles andere als eine romantische Idylle.
Denn die vom völkischen Denken defi-
nierte natürliche Einheit des Volkes be-
kommt im politischen Kontext ihre vol-
le Funktion. Das Reden von einem Volk
bleibt unverbindlich und gegenstandslos,
wenn nicht ein Staat des Volkes beste-
hen oder gefordert würde. Zu diesem
Begriff  von Volk gehört unvermeidbar
die Forderung, diesem Volk auch seinen
eigenen Staat zu gewähren. Hier ist die
Verbindung zur Nation, der definierten
völkisch-ethnischen Nation.  „Volk“ und
„Nation“ werden danach nicht als
Willensgemeinschaft derer, die auf einem
bestimmten Territorium leben, verstan-
den, sondern als eine Abstammungs-
gemeinschaft; also nicht demos, sondern
ethnos. Die Herleitung der Staatsange-
hörigkeit wird im völkischen Nationalis-
mus als Blutsgemeinschaft, als völkisches
„ius sanguinis“-Prinzip, definiert.

Damit grenzt es alle anderen Menschen
aus, die auch noch auf dem Territorium
des Staates leben. Das völkische Prinzip
hat somit auch rassistische Elemente. Das
deutsche Denken ist nicht völkisch, weil
es rassistisch ist; es hat vielmehr rassisti-
sche Elemente, weil es völkisch ist. Das
völkische Denken zieht einerseits seine
unerbittlichen Grenzen zwischen dem
deutschen Volk und den von diesem de-
finierten „Fremden“, andererseits grenzt
das völkische Denken die „Fremden“, als
Bedrohung des deutschen Volkes, nicht
einfach nur aus, sondern schafft dadurch
auch immer ein Zusammengehörigkeits-
gefühl, das für die unerlässliche Integra-
tion einer Gesellschaft notwendig ist.3

Das völkische Denken, welches tief  im
deutschen Massenbewusstsein verwurzelt
ist,  hat in einer antiaufklärerischen,
franzosen- und freiheitsfeindlichen In-
tention seine Wurzeln. Den Unterschied
zwischen französischer und deutscher
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Herleitung der StaatsbürgerInnenschaft
hat Hannah Arendt wie folgt auf den
Punkt gebracht:

„Der völkische Nationalismus ...  unter-
scheidet sich von dem westlichen Natio-
nalismus auch dann,  wenn dieser in sei-
ner pervertierten chauvinistischen Form
in Erscheinung tritt. Der Chauvinismus
vor allem französischer Prägung ... konn-
te sich in allen möglichen romantischen
Verherrlichungen der Vergangenheit, der
Toten- und Ahnenkulte ergehen. Er
konnte ein unglaubliches Vokabular der
Großsprecherei ersinnen und versuchen,
die ganze Nation mit ‘g loire ’ und
‘grandeur’ besoffen zu machen; aber er
hat niemals behauptet,  dass Menschen
französischer Abstammung, die in einem
anderen Land geboren und erzogen,
ohne Kenntnis der französischen Spra-
che und Kultur, nur dank mysteriöser
Qualitäten des ‘Blutes’ Stammes-
franzosen seien ... Psychologisch gespro-
chen ist der Unterschied zwischen dem
verrücktesten Chauvinismus und diesem
völkischen Nationalismus immer noch
der, dass der eine sich immerhin mit der
Welt und seinen greifbaren Realitäten
beschäftigt,  während das Völkische selbst

in seiner harmlosesten Form ... sich nach
innen richtet und anfängt, die menschli-
che Seele als die ‘Verkörperung’ allgemei-
ner Stammeseigenschaften anzusehen;
und da die Seele ja offenbar nicht etwas
sein kann, was ‘verkörpert’, f indet man
seine Aushilfe im ‘Blut’.“4

Neben der innenpolitischen Ausrichtung
an dem völkischen Prinzip findet das
völkische „ius sanguinis“-Prinzip, kaum
weniger bedrohlich, auch in der deut-
schen Außenpolitik seine Anwendung.
Und dies auf  zwei Ebenen:

Zum einen mit der Schaffung von sich
deutsch definierenden Enklaven, von
„Inseln der Hoffnung“ innerhalb der
osteuropäischen Staaten. „Inseln der
Hoffnung“ der Russlanddeutschen in Si-
birien, der Wolgadeutschen, der Sudeten-
deutschen,  der Schlesier usw. Mit ihrer
völkischen Volksgruppen- und
Minderheitenpolitik zielt die Bundesre-
gierung insofern gegen die Existenz der
osteuropäischen Staaten, als sie ein be-
stimmtes Gebiet mit einer spezifischen
Bevölkerung von der Integration in je-
nen Staaten bewusst und planmäßig ab-
zuhalten sucht.

Die zweite, außenpolitische Anwendung
des völkischen Prinzips ist der Export ab
1990 in andere Staaten, bis heute haupt-
sächlich in die mittel-,  südost- und ost-
europäischen Staaten. Mit der völkisch-
ethnischen Definition von Volksgruppen
und der darauf  begründeten Nation so-
wie mit dem „Selbstbestimmungsrecht
der Völker“ wurde die Parzellierung des
sowjetischen, jugoslawischen und tsche-
choslowakischen Staates begründet und
unterstützt. Die Argumentation der deut-
schen Politik war es, die Schaffung von
homogenen Nationen und Gesellschaf-
ten zu fördern: „Im nationalen Interes-
se“ dürfe sich ein Staat nicht „zu einem
multinationalen und multikulturellen Ge-
meinwesen entwickeln ...  solchen Ent-
wicklungen (müsse) bereits im Ansatz
begegnet werden. Die Bewahrung des
eigenen Charakters sei das legitime Ziel
eines jeden Volkes und Staates.“5

Zugleich waren Staaten wie Jugoslawien
und die Tschechoslowakei Produkte der
Nachkriegsverhandlungen 1918/19. Im
deutschen „Trauma“ von Versailles ver-
barg sich nicht nur der Hass auf das Ver-
sailler „Diktat“, sondern auch der
Wunsch nach der Korrektur „künstli-

Aus: Klemens Ludwig: Ethnische Minderheiten in Europa. Ein Lexikon, München 1995
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cher“ Grenzen. Heute geht es nicht nur
um die Aufarbeitung der „Folgen des
Zweiten, sondern auch um die Folgen des
Ersten Weltkrieges im Lichte des
Selbstbestimmungsprinzips zu bewälti-
gen“, so der frühere Verteidigungsmini-
ster, Staatsrechtler und stellvertretende
Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion Rupert Scholz.6  Ju-
goslawien sei ein „künstliches Produkt“
ohne „nationale oder nationalstaatliche
Homogenität“, so Scholz weiter. Gleiches
gelte für die Tschechoslowakei, „denn
auch Tschechen und Slowaken sind äu-
ßerst verschiedene Völker. ... Originäre
Völker“ dürften nicht weiter in „unge-
wollten, widernatürlichen oder aufge-
zwungenen staatlichen Organisationen“
festgehalten werden. Genau diese Verbin-
dung von „Volk“ und „natürlich“ macht
die gefährliche deutsche völkische Tra-
dition aus. Hier kommt das deutsche In-
teresse an einer völkischen Selbstbestim-
mung zum Aufbrechen bestehender
Hemmnisse Deutschlands zum Aus-
druck.

Unter der Überschrift „Das Selbstbestim-
mungsrecht und die deutsche Politik“ hat
Rupert Scholz das deutsch-spezifische
Element dieses Ansatzes formuliert:
„Dass Deutschland sich in besonders
intensiver Form zum Selbstbestim-
mungsrecht bekennt, liegt naturgemäß in
seiner jüngeren Geschichte begründet.“7

Scholz bezieht sich hier auf das „unbe-
dingte Eintreten für die Selbstbestim-
mung der einen, nicht teilbaren deutschen
Nation“, die die DDR-Grenze zu Fall ge-
bracht habe. „Nachdem dieses Recht mit
der Wiedervereinigung eingelöst worden
ist, richten sich naturgemäß viele Partei-
en internationaler Selbstbestimmungs-
oder Minderheitskonflikte mit der Erwar-
tung um Unterstützung nach Deutsch-
land.“ Und dies mit recht, so Scholz,
denn: „Die deutsche Außenpolitik ist
stets ebenso engagiert wie konsequent für
die möglichst allseitige Durchsetzung von
Selbstbestimmungsrechten eingetreten.“
Wie aber kann dieses Programm einer
ethnisch begründeten Parzellierung prak-
tische Wirksamkeit erlangen? Es „stellt
sich die Frage nach den Möglichkeiten
und Grenzen sogenannter humanitärer
Interventionen“, legt Scholz zu einem
Zeitpunkt dar, als vom Kosovo noch kei-
ne Rede war, „das heißt gegebenenfalls
auch militärischer Eingriffe zugunsten
unterdrückter Minderheiten.“8  Für
Scholz müssen auf folgende „ebenso
aktuellen wie oft noch ungeklärten Fra-
gen“ Antworten gefunden werden:

„Kommt solchen Minderheiten im Lichte
des Selbstbestimmungsrechts auch ein
Recht auf  Sezession aus einem bestimm-
ten, ethnisch nicht geschlossenen Staats-
verband zu? Wie verhält sich das Selbst-
bestimmungsrecht dann zum
Selbsterhaltungs- und Souveränitätsrecht
des betreffenden Staatsverbandes? Kann
und darf  in diesen gegebenenfalls zum
Schutze der Selbstbestimmung von Min-
derheiten interveniert werden?“9  Die
Antwort darauf  gab Georg Brunner, Di-
rektor des Instituts für Ostrecht der Uni-
versität Köln, vier Jahre später in dersel-
ben Zeitschrift. Zwar gäbe es immer noch
„die gängige Bevorzugung des Status
Quo gegenüber der Sezession“, die „auf
der Überlegung beruhe, dass der Schutz
bestehender Staaten dem internationalen
Frieden diene“, so Brunner. „Diese Über-
legung kann indes nur dann richtig sein,
wenn es sich um stabile und friedlieben-
de Staaten handelt. In Zeiten eines revo-
lutionären Umbruchs, in denen ein noch
bestehender Staat erkennbar dem Unter-
gang geweiht ist, weil sich die zukunfts-
trächtigen Kräfte auf  der Seite der Se-
zessionisten befinden, würde die Unter-
stützung des Todeskampfes dieses Staa-
tes die Kriegsgefahr erhöhen und den in-
ternationalen Frieden gefährden.“10  Die
Frage sei aber hier erlaubt: Wer entschei-
det, ob es sich um einen „stabilen und
friedlichen“ Staat handelt oder nicht?
Und erinnert nicht das sich heroisch be-
rauschende Vokabular - die einen Kräfte
im „Todeskampf“ und somit „dem Un-
tergang geweiht“, die anderen aber „zu-
kunftsträchtig“ in einer „revolutionären“
Situation - an das völkisch-sozial-
darwinistische Programm der dem NS-
Staat vorausgehenden „Konservativen
Revolution“?11

Für die deutsche Außenpolitik ist das
völkische Prinzip ein antreibendes Mo-
ment und zugleich ein Spezifikum, das
in der britischen,  französischen oder US-
amerikanischen Politik in dieser Form
nicht auftaucht. Es gibt inner-
imperialistisch also nicht nur den
Konkurrenzwiderspruch, sondern auch
Differenzen in der Methodik der
Einflusssicherung.

Die Jahre nach dem Krieg

Nach Ende des Zweiten Weltkriegs und
den ersten Jahren der Bundesrepublik war
eine staatliche Volkstums- oder
Volksgruppenpolitik nicht möglich. Die
deutsche Politik war darauf  bedacht, erst

einmal wieder in die westliche Staatenge-
meinschaft aufgenommen zu werden.
Die Westintegration stand im Vorder-
grund, und hierbei war eine offenere
deutsche Volksgruppenpolitik nur hin-
derlich. Dies bedeutete aber nicht, dass
die deutschen Eliten ihre deutschen
Volksgruppen in den abgetretenen Ge-
bieten nicht weiter im Blickfeld ihrer Po-
litik hatten. Eher im Gegenteil,  aber die-
se Aufgabe wurde Gruppen überlassen
wie z.B. der „Arbeitsgemeinschaft für
Ostfragen“, dem „Arbeitskreis für ost-
preußische Fragen“, der „Akademie für
Raumforschung und Landesplanung“
oder der so unscheinbaren „Forschungs-
gemeinschaft für Ernährungsfragen“.12

Das Anliegen all dieser Gruppen, die in
den Westzonen gegründet wurden, war
es, auf wissenschaftlicher Grundlage für
eine Wiedereingliederung der ehemaligen
deutschen Ostgebiete zu arbeiteten und
für die praktisch-politische Behandlung
der „Ostfrage“ auf internationaler Ebe-
ne, insbesondere für die erwarteten Frie-
densverhandlungen, stichhaltiges „Mate-
rial über die deutschen Ostgebiete zu
sammeln“13 . Dabei ging es ihnen darum,
einen Nachweis zu erbringen, dass diese
Gebiete alte deutsche „Volks- und
Kulturböden“ seien. Außerdem hätten
diese abgetrennten deutschen Ostgebiete
eine wirtschaftliche Bedeutung und sei-
en für das Überleben Deutschlands un-
bedingt notwendig. Im Zentrum dieser
Arbeiten stand die Zusammenstellung
einer Dokumentation über die „Vertrei-
bung der Deutschen aus Ost-Mitteleu-
ropa“. Darin sahen die Initiatoren „eine
nationalpolitische Aufgabe von weittra-
gender Bedeutung, von deren Bewälti-
gung in entscheidendem Maße das spä-
tere Schicksal dieser deutschen Gebiete
einmal abhängen dürfte“, so Adolf
Diestelkamp, damaliger stellvertretender
Direktor des Bundesarchivs , in einer
Denkschrift zur „Dokumentation der
Vertreibung der Deutschen aus den Ost-
gebieten“14 . Es galt, „das Unrecht von
Potsdam anzuprangern und mit Wort
und Schrift für die Ostgebiete zu kämp-
fen“15 .

Neben der Aufgabe, mit der Erstellung
der „Dokumentation“ „national sinn-
stiftend“ zu wirken, wurde als weitere
politische Zielsetzung ausgegeben, dass
„durch die Erstellung dieser Gesamt-
dokumentation einer kommenden deut-
schen Regierung ein einwandfreies Ma-
terial geschaffen wird, das jederzeit wich-
tig werden kann“, indem „insbesondere
die Tatsachenberichte u.ä. notariell be-
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glaubigt“ werden sollten.16  Ziel war es,
hiermit den individuellen Berichten juri-
stische Beweiskraft zu ver leihen. Sie soll-
ten so zu einwandfreiem, politisch und
völkerrechtlich verwertbarem Material
werden.  Hier kommt die spezifisch deut-
sche Tradition der Pseudo-
Verrechtlichung von Politik zum Vor-
schein. Damit ist gemeint,  dass versucht
wird, politische Forderungen dadurch
unangreifbar zu machen, dass man sie in
eine Rechtsposition umdefiniert. Über
solche Rechtsformeln wird dann ein deut-
scher Machtanspruch legitimiert. In die-
sem Fall wird versucht, „vertriebenen-
gefällige“ Rechtssachverhalte zu eruieren
und die Ziele des Deutschtums oder der
„Vertriebenen“ auf  Ansprüche in Ost-
europa in einen globalen, internationa-
len staatsrechtlichen Zusammenhang zu
bringen. Dabei geht es den „Vertriebe-
nen“ mit ihren Verbänden und ihren Wis-
senschaftlern darum, sowohl ein
„Rückkehrrecht“ als auch einen rechtli-
chen Entschädigungsanspruch im Beson-
deren zu konstatieren. Hierfür versuchen
sie Begriffe zu definieren,  um deren
Rechtsgehalt zu beschreiben sowie um
damit altbekannte Forderungen und An-
sprüche juristisch zu untermauern.

In diesen Grup-
pen, die von der
Adenauer-Regie-
rung und insbe-
sondere vom da-
maligen Bundes-
ministerium der
Vertriebenen fi-
nanziell unterhal-
ten wurden, sam-
melten sich be-
kannte Leute, die
während des Na-
tionalsozialismus
an diesen Themen
arbeiteten und die
auch schon nach
1918, nach der
„stärksten Er-
schütter ung des
Ostens“, für eine
Revision des „Ver-
sailler Diktats“
kämpften. Und
nun, nach der
„Katastrophe von
1945“, kämpften
sie mit den glei-
chen Argumenten
für eine Änderung
der Potsdamer Be-
schlüsse.17  Somit
befanden sie sich

in ungebrochener Kontinuität zur Zeit
nach dem Ersten Weltkrieg: Geschichts-
wissenschaft sollte die außenpolitischen
Ziele des Staates wissenschaftlich unter-
mauern und damit legitimieren. „Insofern
ist die Dokumentation der Vertreibung
ein bezeichnendes Beispiel für die bemer-
kenswerte Kontinuität einer politisierten
und staatstragenden Geschichtswissen-
schaft zwischen der Weimarer Republik,
der NS-Zeit und der frühen Bundesre-
publik“, so der Historiker Mathias Beer.18

Alle wichtigen Arbeiten über die soge-
nannten „Flüchtlings- und Volksdeut-
schen“ nach dem Krieg stammten aus der
Hand eben jener Generation von Geo-
graphen,  Soziologen, Historikern und
„Völkerrechtlern“, die sich unmittelbar
während der NS-Zeit in zahlreichen
Denkschriften und Publikationen über
die Eindeutschung, die Ausgrenzung und
die Vernichtung von Bevölkerungsgrup-
pen geäußert hatten. Im Rahmen ihrer
jetzigen wissenschaftlichen Beschäfti-
gung mit der Geschichte des „deutschen
Volks- und Kulturbodens“ in Ost-
mitteleuropa und des „Vertreibungs-
prozesses“ und seines Zusammenhangs
mit der nationalsozialistischen Volks-

tums-, Umsiedlungs- und Vernichtungs-
politik wurden sie buchstäblich von der
eigenen Vergangenheit eingeholt. Sie alle
beschäftigten sich jetzt wissenschaftlich
mit Umsiedlungsvorgängen, die man
selbst angeregt und befürwortet hatte,
und griffen auf Akten aus dem Bestand
des „Reichskommissars für die Festigung
deutschen Volkstums“ zurück, die man
möglicherweise selbst produziert hatte!

Die Volksgruppenpolitik als wichti-
ger Bestandteil deutscher Außenpo-
litik gegenüber Osteuropa nach der
Zäsur von 1989

In den Jahren bis 1989 war das deutsche
völkische Prinzip als Ideologie immer
vorhanden, aber die Umsetzung in eine
konkrete, praktische, völkisch geprägte
„Volksgruppenpolitik“ als Bestandteil
einer deutschen Außenpolitik war bis
hierhin nicht möglich. Erst die Zäsur der
Jahre 1989/90 eröffnete es der deutschen
Politik, mit ihrer „Volksgruppenpolitik“
in die Staaten hineinzuwirken. Propagiert
wurde diese „Volksgruppenpolitik“ u.a.
mit der Stärkung bzw. dem Schutz der
Menschenrechte. So bezeichnete der da-
malige Kanzler Helmut Kohl in seiner
Regierungserklärung zur deutschen Ein-
heit vom 4. Oktober 1990 die weltweite
Stärkung des Schutzes der Menschen-
rechte - gerade auch der Rechte nationa-
ler, ethnischer und religiöser Minderhei-
ten - als zentrales Anliegen deutscher Au-
ßenpolitik.19

Dabei gehe es der deutschen Politik
„nicht zuletzt um unsere deutschen
Landsleute“ in Osteuropa, so der Kanz-
ler in einer Regierungserklärung vor dem
Bundestag am 30. Januar 1991.20  Danach
sieht es der Kanzler als wesentliches Ziel
deutscher Politik an, Voraussetzungen zu
schaffen, damit die in der angestammten
Heimat verbliebenen „Deutschen“ nicht
allein in der Ausreise den einzigen Aus-
weg sehen,  sondern in der Heimat eine
gesicherte Zukunft für sich und ihre Kin-
der finden und sich frei entscheiden. Dies
setzte aber, so der Kanzler, „den Schutz
ihrer Rechtsstellung ebenso voraus wie
die Chance zur Pflege ihrer Sprache,
Kultur und Tradition sowie die Freiheit
der Religionsausübung, mit einem Wort:
die Erleichterung ihrer Lebensumstände.
Die Bundesregierung wird diese Anlie-
gen auch in bilateralen Vereinbarungen
mit den in Frage kommenden Ländern
festschreiben.“21

Bis dahin war die Betreuung der Verblie-
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benen der sogenannten „deutschstämmi-
gen“ Bevölkerung in den osteuropäi-
schen Staaten (hauptsächlich in Polen und
der ehemaligen Tschechoslowakei) über-
wiegend von den deutschen
Vertriebenenverbänden, die staatlich f i-
nanziert wurden,  geleistet worden. Die
staatliche Politik war seit dem Ende des
Zweiten Weltkriegs daran ausgerichtet,
die Auswanderung der „Deutschen“ „in
die Heimat“ zu erreichen. Seit Ende der
achtziger Jahre hat sich dies geändert.
Jetzt ist die Volksgruppenpolitik für die
bundesdeutsche Politik wieder verstärkt
ein zentraler Faktor staatlicher Politik im
Rahmen der deutschen Osteuropapolitik
geworden.  Heute geht es der deutschen
Politik nicht mehr hauptsächlich um Aus-
siedlung, sondern darum, die „Deutsch-
stämmigen“ in Regionen der einzelnen
osteuropäischen Länder zu halten und sie
in geschlossenen Siedlungsgebieten mit
autonomen Rechten zusammenzufassen.

Nachdem die Rahmenbedingungen es
wieder ermöglicht hatten, forcierte die
Bundesregierung ihre Politik gegenüber
den deutschen Volksgruppen in den ost-
europäischen Ländern. Eigens dafür wur-
de schon ab 1988 eine eigene Abteilung
eingerichtet, provokatorisch als innenpo-
litische Aufgabe dem Bundesinnenmini-
sterium zugewiesen, der extra ein eige-
ner Staatssekretär verantwortlich zuge-
ordnet wurde. Der Staatssekretär Horst
Waffenschmidt betreibt seit dieser Zeit
eine rege „Innenpolitik“ im Ausland für
die „Volksdeutschen“.

Die „Deutschen“ in Osteuropa

Die heutige Volksgruppenpolitik stellt
eine Besonderheit der deutschen Ost-
expansion dar, kann sie sich doch auf
Teile sogenannter deutscher Volksgrup-
pen in den Ländern Osteuropas stützen.
Von offizieller Seite wird angenommen,
dass insgesamt rund 3,5 Mio. Menschen
in Osteuropa leben,  die sich zum
„Deutschtum“ bekennen.

Die größte Gruppe lebt in der ehemali-
gen Sowjetunion (heute „Gemeinschaft
Unabhängiger Staaten“, GUS), mit (nach
der letzten Volkszählung von 1989) ins-
gesamt etwas über zwei Millionen
„Deutschstämmigen.“22  In den Nach-
folgerepubliken gibt es größere Gruppen,
in der Russischen Föderation (ca.
850.000), in Kasachstan (ca. 960.000),
Kirgisien (ca. 100.000) und der Ukraine
(ca.  40.000).23  Nach offiziellen deutschen
Angaben leben darüber hinaus in Polen

bis zu einer Million, in
Ungarn etwa 220.000, in
der ehemaligen Tsche-
choslowakei rund
100.000 (nach der letzten
Volkszählung vom
Frühjahr 1991 bekann-
ten sich dort allerdings
nur 55.000 zum
„Deutschsein“) und in
Rumänien rund 90.000
„Deutschstämmige.“24

Die Volksgruppen- und
Aussiedlerpolitik beruht
auf folgender Annahme:
Aussiedler sind Deut-
sche im Sinne des
Grundgesetzes. Im Arti-
kel 116 Abs. 1 GG ist
festgeschrieben, dass
„Deutscher im Sinne
dieses Grundgesetzes
ist, vorbehaltlich ander-
weitiger gesetzlicher Re-
gelungen, wer die deut-
sche Staatsangehörigkeit
besitzt oder als Flücht-
ling oder Vertriebener
deutscher Volks-
zugehörigkeit oder als
dessen Ehegatte oder
Abkömmling aus dem
Gebiet des Deutschen
Reiches nach dem Stande vom 31. De-
zember 1937 Aufnahme gefunden hat.“
Daraus ergibt sich, dass Aussiedler „deut-
sche Volkszugehörige“ sind, die als Deut-
sche unter Deutschen leben wollen.  Für
Angehörige der deutschen Volksgruppe
regelt das Bundesvertriebenengesetz
(BVFG) von 1953 (in der Neufassung
von 1993) in §6, wer deutscher Volkszu-
gehöriger ist. Dort heißt es u.a.: „Wer sich
in seiner Heimat zum deutschen Volks-
tum bekannt hat, sofern dieses Bekennt-
nis durch bestimmte Merkmale wie Ab-
stammung, Sprache, Erziehung, Kultur
bestätigt wird“25  („Bestätigungs-
merkmale“), ist „Deutscher“. Das „deut-
sche Volkstum“ ist, so die Richtlinien zur
Anwendung des BVFG, zu verstehen „als
nationalgeprägte Kulturgemeinschaft,
d.h. als Gemeinschaft, bei der zu sprach-
licher und kultureller Übereinstimmung
auch das Bewusstsein nationaler Verbun-
denheit hinzutreten muss“.26

Der ideologische Hintergrund der
Volksgruppenpolitik

Zu allen Zeiten machten sich die Deut-
schen auf, um mit den unterschiedlich-

sten Mitteln Osteuropa zu erobern. Von
den Ordensrittern mit ihrem Ritt nach
Osten über die Besiedlung Osteuropas
mit deutschen Kolonialisten bis zu den
zwei Versuchen, Osteuropa militärisch zu
erobern. Bei all diesen Versuchen, den
Osten für deutsche Interessen herzurich-
ten, stand auch eine mission civilisatrice der
Deutschen gegenüber Osteuropa mit im
Vordergrund.27  Der Treck der Deutschen
nach Osten habe überhaupt erst Kultur
und Zivilisation dorthin gebracht,  so die
weit verbreitete öffentliche Meinung zu
allen Zeiten. Damals wie heute herrscht
in der Bevölkerung und bei den Politi-
kern ein Osteuropabild vor, das folgen-
dermaßen grob umschrieben werden
kann: „Osteuropa sei geschichtslos, chao-
tisch, unübersichtlich“ oder „unruhig“.
Insgesamt ist der Osten ein unheimliches
Gebilde.

Das slawisch geprägte euro-asiatische
wilde Russland/Osteuropa auf der einen
Seite und auf  der anderen Seite die von
den Deutschen verkörperte europäisch-
christliche Zivilisation.  Wegen ihrer an-
geblichen Unzivilisiertheit musste
Russland bzw. Osteuropa geholfen wer-
den. Dies haben die geschichtsbewussten,
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aufgeklärten und zivilisierten Deutschen
in der Vergangenheit getan und sollen es
auch in Zukunft weiterhin tun. Im letz-
ten Jahrhundert haben es die deutschen
Kolonialisten getan und heute sind es ihre
Nachkommen, die Reste der deutschen
Volksgruppen.

Bei dieser Aufgabe sollen „unsere deut-
schen Landsleute“ in den osteuropäi-
schen Ländern ihre „nationale Identität“
bewahren,  weiterentwickeln und ausleben
können, damit sie nicht mehr „zur Min-
derheit in der eigenen Heimat“28  werden.
Das „geistige-kulturelle Band zwischen
der deutschen Minderheit und der deut-
schen Sprach- und Kulturnation“29  soll
wieder geknüpft und bewahrt werden.
Die deutsche Volkgruppenpolitik soll den
deutschen Landsleuten das Gefühl ver-
mitteln, „dass sie auf Dauer zur deut-
schen Sprach- und Kulturnation gehö-
ren,“30  so Innenstaatssekretär
Waffenschmidt.

„Nationale Zusammengehörigkeit“ sor-
ge für Stabilität und mache soziale Kon-
flikte beher rschbar, die ohne
Nationalbewusstsein zu „nackten
Verteilungskämpfen“ verkommen wür-
den. Außerdem werde durch die Bewah-
rung oder Wiederherstellung der „natio-
nalen Identität“ die Möglichkeit geschaf-
fen, dass sich Toleranz gegenüber ande-
ren Nationalitäten entwickeln könne und
ein wichtiger Beitrag zur Versöhnung und
der Bewahrung des Friedens unter den
Völkern geleistet werde, so der Bundes-
tag in einer Entschließung der Regie-
rungsparteien.31

Das „Bekenntnis zur Geschichte der al-
ten deutschen Kultur landschaften im
Osten“ war der damaligen Bundesregie-
rung eine Herzensangelegenheit, denn
„die 700-jährige Geschichte und Kultur
dieser Regionen ist ein Bestandteil des
geistigen Erbes der ganzen deutschen
Nation. Die Erinnerung hieran wachzu-
halten und das deutsche Kulturerbe aus
dem Osten und im Osten zu pflegen, ist
ein Gebot historischer Wahrhaftigkeit
und nationaler Pflicht.“32  Dazu seien die
„deutschen Heimatvertriebenen, Aus-
siedler und die in ihrer angestammten
Heimat lebenden deutschen Minderhei-
ten“ berufen, so der schon erwähnte
Entschließungsantrag der Koalitionspar-
teien im Bundestag. Hier kommt wieder
das alte Sendungsbewusstsein der „Deut-
schen“ als „Kulturbringer“ zum Aus-
druck.

Darüber hinaus betrachtet die Bundes-
regierung die Wiederherstellung der „na-

tionalen Identität ihrer Bürger“ in den
osteuropäischen Staaten als ein „Symbol
für die Wiedergutmachung erlittenen
Unrechts“33  an den deutschen Minder-
heiten und als ein Zeichen für die Glaub-
würdigkeit bei der gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Umgestaltung34  sowie
als Voraussetzung für weitere deutsche
wirtschaftliche Hilfen.

In diesem Zusammenhang wird den
„deutschen Volksgruppen“ heute wieder
die besondere Aufgabe der aus der Wei-
marer Zeit schon bekannten „Brücken-
funktion“ zwischen den Nationen zuge-
wiesen. Die deutsche Minderheit ist da-
nach besonders dazu berufen,  diese
„Brückenfunktion“ wahrzunehmen, da
sie Kenntnisse zweier Sprachen und Kul-
turen haben, um so das Verständnis für-
einander weiter zu stärken und zu festi-
gen.35  Darüber hinaus haben die „Deut-
schen“ in den Ländern nicht nur eine Be-
deutung als Arbeitskräfte, sondern kön-
nen durch ihre Verbindungen zur Bun-
desrepublik bzw. zur Bundesregierung
einen wichtigen Beitrag zur jeweiligen
wirtschaftlichen und sozialen Entwick-
lung leisten, und somit hat ihr Verblei-
ben sehr positive Auswirkungen auf die
Umgebung, in der sie leben, so der „Be-
richt der Bundesregierung zur Verbesse-
rung der kulturellen Lage der Deutschen
in Mittel- und Osteuropa.“36

Die Volksgruppenpolitik mit ihrer Be-
wahrung der „nationalen Identität“ für
die „deutschen Volksgruppen“ dient
dazu, die Angehörigen der Volksgruppen
in ihrem „Deutsch-Sein“ zu stärken, um

sie als eigenständigen kulturellen, wirt-
schaftlichen und politischen Faktor in
den osteuropäischen Ländern zu erhal-
ten.

Die Änderung der Aussiedlerpolitik
1990

Bis zur Mitte der achtziger Jahre war es
deutsche Politik, vielen der „Deutsch-
stämmigen“ eine Ausreisemöglichkeit aus
dem kommunistischen Machtbereich zu
ermöglichen. Jahrelang wurde öffentlich
die Ausreise der „Deutschstämmigen“
propagiert, wohlwissend, dass doch nicht
so viele ausreisen konnten. Dies wurde
von den Bundesregierungen und der öf-
fentlichen Meinung sofort massiv ideo-
logisch gegen die so „unmenschlichen
kommunistischen Diktaturen“ ausge-
schlachtet.  Die Bundesrepublik als
Fluchtburg für alle „Deutschstämmigen“
aus Osteuropa, das war Politik aller Bun-
desregierungen seit den Anfangstagen
des Kalten Krieges.

Dies hat sich mit den gesellschaftlichen
Umbrüchen in den Ländern Osteuropas
entscheidend geändert. Die Grenzen
wurden offener, die Ausreise-
möglichkeiten für die Menschen verbes-
serten sich und prompt stiegen die Zah-
len der „deutschstämmigen“ Aussiedler.
Während sich die Zahl der Aussiedler
zwischen 1983 und 1985 relativ konstant
auf rund 38.000 Personen pro Jahr be-
lief, stieg sie von 42.788 im Jahr 1986 auf
eine Rekordzahl von 377.055 im Jahre
1989.37  Aber diese große Heimkehr war

Aus: Junge Freiheit 01.03.2002
Spätaussiedler als „bedrohtes Volk“!
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der deutschen Politik gar nicht so recht.
Einerseits würde aus Sicht der Bundes-
regierung durch eine Massenaussiedlung
ein wichtiger Grund für die bisherige bzw.
zukünftige Einmischungspolitik in die
osteuropäischen Staaten abhanden kom-
men, und andererseits begann in der Bun-
desrepublik die rassistische „Das-Boot-
ist-voll“-Kampagne, eine
Abschottungspolitik gegen angebliche
„Wirtschaftsf lüchtlinge“. Zu diesen
„Wirtschaftsf lüchtlingen“ zählen in der
deutschen Öffentlichkeit auch die
„Deutschstämmigen“, obwohl jahrelang
propagiert wurde, dass „unseren Lands-
leuten“ aus dem Osten der freie Zugang
in die Bundesrepublik garantiert ist.

So wurde 1990, parallel zu der Aufnah-
me von Verhandlungen über den
Abschluss sogenannter Nachbarschafts-
verträge, die Bonner Aussiedlerpolitik
geändert. Ab diesem Zeitpunkt war es
oberstes Ziel der Regierungspolitik, die
„deutschen Volksgruppen“ in ihren al-
ten angestammten Siedlungsgebieten zu
halten und in Verhandlungen den
Zusammenschluss von Deutschen in
neuen Siedlungsgebieten durchzusetzen.
Darüber hinaus bestand jetzt die Mög-
lichkeit, die „deutschen Volksgruppen“
von der Bundesrepublik aus mit allem
auszustatten, was Deutsche zum Leben
brauchen, so dass sie sich als „gute Deut-
sche“ dort etablieren können.

Die Änderung der Aussiedlerpolitik be-
zieht sich hauptsächlich auf zwei Punk-
te:  Zum ersten verabschiedete der Bun-
destag ein Eingliederungsanpassungs-
gesetz, womit die Integrationshilfen we-
gen der dramatisch erhöhten Inan-
spruchnahme von Eingliederungs-
leistungen gekürzt wurden.

Die zweite Maßnahme war die komplet-
te Änderung des Aufnahmeverfahrens:
Bis zum Juni 1990 hatten alle „Deut-
schen“, die nicht auf dem Territorium der
Bundesrepublik lebten, das uneinge-
schränkte, vom Grundgesetz (Artikel
116) abgesicherte Recht, jederzeit in die
Bundesrepublik einzureisen und hier ih-
ren Aufnahmeantrag zu stellen. Mit dem
Aussiedleraufnahmegesetz (AAG) vom
28. Juni 1990 wurde dies eingeschränkt.
Seit dem 1. Juli 1990 müssen alle Aus-
siedlungswilligen von ihrem jeweiligen Her-
kunftsland aus  den „Antrag auf  Aufnah-
me als Aussiedler“ an das Bundes-
verwaltungsamt in Köln richten und den
positiven Bescheid abwarten, bevor sie
in die Bundesrepublik einreisen dürfen.38

Der Aufnahmebescheid des Bundes-

verwaltungsamtes ist die Voraussetzung
für ein Einreisevisum.

In dem Aufnahmeantrag39  müssen die
Aussiedlungswilligen u.a. ihre Deutsch-
stämmigkeit g laubhaft darlegen sowie
Zeugen benennen, die belegen, dass man
das „deutsche Volkstum“ ordentlich ge-
pflegt hat. Wer nicht zur „Erlebnis-
generation“ gehört - das sind die meisten
- , muss wenigstens ein „Kriegsfolge-
schicksal“ erlitten haben; das heißt, sein
„Deutschtum“ muss ihm Nachteile ein-
gebracht haben. Dies muss der Antrag-
steller seit Juli 1990 glaubhaft machen.
„Eine Karriere in der Armee kann (da)
leicht zum Ablehnungsgrund werden.“40

Von dieser neuen Regelung sind nur die
Russlanddeutschen ausgenommen, da
weiter angenommen wird, dass die Deut-
schen in der GUS bis heute unter den
Folgen des Zweiten Weltkrieges beson-
ders leiden.41  In den letzten Jahren bil-
deten gerade die „Deutschstämmigen“
aus der GUS (speziell aus Russland) die
zahlenmäßig größte Gruppe unter den
Aussiedlern.42

Durch das neue Verfahren findet jetzt
eine „eingehende Prüfung der Anträge
und damit ein Herausf iltern
missbräuchlicher oder aussichtsloser
Gesuche“43  statt. Hinzu kommt, dass das
neue Anerkennungsverfahren eine indi-
rekte quantitative Kontrollmöglichkeit
bietet und somit letztlich dadurch steu-
erbar ist. Außerdem wurde im
Parteienkompromiss zur Zuwanderungs-
politik vom 6. Dezember 1992 festgelegt,
dass ab Januar 1993 „jährlich zwischen
200.000 und 250.000 Deutschstämmige
einen Aufnahmebescheid“44  erhalten.

Bei dieser Politik ergab sich für die Bon-
ner Regierung augenscheinlich ein Dilem-
ma: Auf  der einen Seite steht der im
Grundgesetz verankerte freie Zugang für
alle Deutschen und auf  der anderen Sei-
te die mit dem Aussiedleraufnahmegesetz
festgelegte Kontingentierung bei der
Aufnahme von „deutschstämmigen“
Aussiedlern. Darum bemühten sich Po-
litiker der Regierung schnell zu erklären,
„wer als Deutscher nach Deutschland
kommen will, für den bleibt auch in Zu-
kunft das Tor offen“45 , so der Vorsitzen-
de der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Schäuble vor den Vertriebenen-
verbänden, um gleich hinzuzufügen, „da
die Aufnahmemöglichkeiten in Deutsch-
land begrenzt seien ...  müsse auch der
Zugang der Asylbewerber steuerbar wer-
den.“ Er sehe nicht ein, dass „wir etwa
Rumänen, die als Asylbewerber zu uns

kommen wollen, nicht zumuten dürfen,
was wir deutschen Aussiedlern aus Ru-
mänien zumuten, nämlich bis zum
Aufnahmebescheid in der Heimat zu blei-
ben.“46  Und der Aussiedlerbeauftragte
der Bundesregierung, Staatssekretär
Waffenschmidt, erklärt, dass das Tor für
„Deutschstämmige“ nach Deutschland
nicht geschlossen sei, nur müsse die Ein-
wanderung gesteuer t und sozial-
verträglich gestaltet werden. Bonner Po-
litik ist es, die Zukunft der „deutschen
Minderheiten“ und ihre Lebensbedin-
gungen in ihren angestammten Siedlungs-
gebieten zu verbessern und zu sichern,47

so Waffenschmidt. Seit der Änderung der
Aussiedlerpolitik sind die Aussiedler-
zahlen aus der GUS stagniert bzw. rück-
läufig.48

Die operative Erweiterung des Be-
griffs der „deutschen Minderheit“:
Die Nachbarschaftsverträge

Die oben beschriebene Definition war bis
1990 die einzige Möglichkeit für „deut-
sche Volkszugehörige“ außerhalb der
Grenzen der BRD/DDR, den Anspruch
auf  Aufnahme als deutsche Staatsange-
hörige in der BRD geltend zu machen.
Dies wurde von der Bundesregierung in
den folgenden Jahren geändert, war es
doch Ziel der deutschen Politik, ihre
Volksgruppenpolitik rechtlich mit den
Nachbarstaaten zu festigen. So wurden
mit Polen,  Ungarn, Rumänien,  der Tsche-
chischen und Slowakischen Republik so-
wie mit Russland sogenannte
Nachbarschafts- bzw. Freundschafts-
vert räge abgeschlossen.  Mit dem
Abschluss dieser Verträge wurde eine
Erweiterung des Begriffs der Volks-
zugehörigkeit zur deutschen Volksgrup-
pe vorgenommen.

Beispielsweise erscheint in dem deutsch-
polnischen Freundschaftsvertrag von
1991 so zum ersten Mal der Begriff  des
„Angehörigen der deutschen Minder-
heit“. Wer dieser Gruppe angehört, steht
in Artikel 20 Abs. 1 des Vertrages: „Die
Angehörigen der deutschen Minderheit
(sind) ... Personen polnischer Staatsan-
gehörigkeit, die deutscher Abstammung
sind oder die sich zur deutschen Spra-
che, Kultur oder Tradition bekennen“.
Weiter heißt es dann im Absatz 4: „Die
Vertragsparteien bekräftigen,  dass die Zu-
gehörigkeit zu den in Absatz 1 genann-
ten Gruppen Angelegenheit der persön-
lichen Entscheidung eines Menschen ist,
die für ihn keinen Nachteil mit sich brin-
gen darf.“49
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Musste also die deutsche Volks-
zugehörigkeit bisher nach dem Bundes-
vertriebenengesetz durch bestimmte
Merkmale nachgewiesen werden, so er-
gibt sich mit dem Abschluss der Nach-
barschaftsverträge zusätzlich die Mög-
lichkeit,  die Zugehörigkeit zur „deutschen
Minderheit“ und damit die Anerkennung
als „deutscher Volksangehöriger“ völlig
in das Belieben jedes einzelnen Staatsbür-
gers der jeweiligen Staaten zu stellen.

Es wird somit unterschieden nach Per-
sonen „deutscher Volkszugehörigkeit“
(mit deutscher Staatsangehörigkeit) und
„Volksdeutschen“,  worunter „deutsche
Volkszugehörige“ fremder Staatsangehö-
rigkeit verstanden werden. Damit ist
rechtlich die Möglichkeit der Eingliede-
rung in die deutsche Volksgruppe eben-
so geschaffen wie die willkürliche Aus-
weitung des „bekennenden“ Personen-
kreises. Auch in diesem Punkt zeigt sich
eine enge Parallelität zur nationalsoziali-
stischen „Germanisierungspolitik“, die
sich gerade auf dieses Rechtskonstrukt
des Deutschen berief.50

Neben dieser Erweiterung des Begriffs
der „deutschen Minderheit“ wurden mit
den Nachbarschaftsverträgen auch Son-
derregelungen für die jeweiligen deut-
schen Volksgruppen festgeschrieben. In
allen Ländern wurden den „Deutschen“
weitreichende eigene autonome Rechte
zuerkannt.  Sie dürfen ihre Sprache, Kul-
tur und Traditionen ohne einen
Assimilierungsdruck pflegen und aus-
üben. Sie dürfen eigene Schulen, Kirchen,
Krankenhäuser, Kindergärten, eigene
Zeitungen und Rundfunkstationen unter-
halten sowie uneingeschränkte Kontak-
te zu allen deutschen Regierungs- und
Verwaltungsstellen aufnehmen. Darüber
hinaus wurde der deutschen Politik von
den osteuropäischen Regierungen ver-
traglich zugestanden, den „deutschen
Volksgruppen“ wirtschaftliche und sozia-
le Hilfen zukommen zu lassen.

Die Verträge definieren die „Minderhei-
ten und gleichgestellte Gruppen als na-
türliche Brücken zwischen dem deut-
schen und dem polnischen Volk“ und
stellen fest,  dass sie „einen wertvollen
Beitrag zum Leben ihrer Gesellschaften
leisten“ (Art. 2). Hier wird die besondere
Brückenfunktion der „deutschen Minder-
heit“ festgeschrieben, zugleich aber auch
festgelegt, dass die „deutsche Minder-
heit“ das Recht besitzt, ungehindert Kon-
takte innerhalb des Landes sowie „Kon-
takte über die Grenzen hinweg mit Bür-
gern anderer Staaten herzustellen und zu

pflegen, mit denen sie
eine gemeinsame eth-
nische oder nationale
Herkunft, ein gemein-
sames kulturelles Erbe
oder religiöses Be-
kenntnis teilen“ (Art.
20, Abs. 3). Außerdem
soll zur „Verständi-
gung“ und „Versöh-
nung“ die „ethnische,
kulturelle, sprachliche
und religiöse Identi-
tät“ der „deutschen
Minderheit“ gefördert
werden,  bis hin zum
Gebrauch der deut-
schen Sprache bei Be-
hörden,  „wo immer
dies möglich und not-
wendig ist“ (Art. 21,
Abs. 2).

Im Zusammenhang
mit der Unterzeich-
nung der Nach-
barschaftsverträge ha-
ben die Außenmini-
ster der Länder gleich-
lautende Briefe unter-
einander ausgetauscht.
Auf diesen Briefwechsel legte die Bun-
desregierung besonderen protokollari-
schen Wert, hat sie doch in den Briefen
formuliert, wo sie die nächsten Zuge-
ständnisse der polnischen oder tschechi-
schen Regierung erwartet. Zunächst wird
klargestellt, dass mit der Perspektive ei-
nes Beitritts der Länder zur Europäischen
Union zunehmend Möglichkeiten ge-
schaffen werden, um „auch deutschen
Bürgern eine Niederlassung“ in den Re-
publiken „zu erleichtern.“51  Für die Ver-
triebenen und ihre Nachkommen wird
somit das Recht auf  Niederlassung in
Polen wieder eingeführt, wie es die CSU
als Vorleistung Warschaus und Prags für
einen EU-Beitritt gefordert hat. Über-
haupt wird betont, dass es im Interesse
der Staaten liege, „wenn Deutschen vor
einer EU-Mitgliedschaft die Gelegenheit
gegeben werde, zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung des Landes beizutragen.“52  Für
die Kohl-Regierung bestand immer ein
Zusammenhang zwischen der rechtlichen
Absicherung, der sozialen wie wirtschaft-
lichen Sicherheit für die „deutsche Min-
derheit“ und der Eingliederung Polens in
die EU. Darauf  hat Außenminister
Kinkel bei den vorgeschalteten EU-
Assoziierungsverhandlungen 1992 im-
mer wieder hingewiesen.53

Insgesamt ist es der Bundesregierung mit
dem Abschluss der Nachbarschafts-
verträge gelungen,  für die „deutschen
Minderheiten“ in den osteuropäischen
Ländern Volksgruppenrechte zu veran-
kern, die eine umfassende soziale, wirt-
schaftliche und politische Sonder- bzw.
Besserstellung für sie ermöglichen.

„Inseln der Hoffnung“ für Deutsche
in Osteuropa

Das von Anfang an offensive Vorgehen
der Bundesregierung mit ihrer Volks-
tums- und Volksgruppenpolitik für die
Ansiedlung der „deutschstämmigen“
Bevölkerung in autonomen Gebieten und
die Gründung von „nationalen deutschen
Kreisen“, den „Inseln der Hoffnung“54 ,
ist Teil der Bonner Dezentralisierungs-,
Regionalisierungs- bzw.
Parzellierungspolitik gegenüber den ost-
europäischen Staaten. Hier werden, ver-
glichen mit der zum Teil desolaten poli-
tischen und wirtschaftlichen Situation
Osteuropas und Russlands, durch die
„reichen Brüder und Schwestern“ aus
dem Westen „Inseln des Wohlstands in
einem Meer der Armut entstehen“55 , wie
es die Süddeutsche Zeitung 1992 richtig
betitelte. Für die Zukunft liegt hier ab-
sehbar jede Menge Sprengstoff: Soziale
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und ökonomische Konflikte werden zu
angeblich ethnischen Konflikten ange-
rührt. Der Hass auf die „Deutschen“
könnte sich bis hin zu innenpolitischen
Unruhen mit der Folge möglicher „Ret-
tungsaktionen“ von Seiten der Schutz-
macht Bundesrepublik steigern. Anderer-
seits kann der Ruf nach mehr Macht und
Einfluss für die Deutschen in Politik und
Wirtschaft in diesen Ländern lauter wer-
den, damit es der gesamten Bevölkerung
besser geht. In beiden Fällen steht die
Bundesrepublik günstig da, und es stärkt
ihre Position!

Die Hilfe

Für die Regierungspolitik war es notwen-
dig, dass die „deutschen Minderheiten“
sich nach außen als eine geschlossene
Einheit darstellen. Somit wurde als erste
Maßnahme die organisatorische Zusam-
menfassung der deutschen Minderheiten
in den einzelnen Ländern in Angriff  ge-
nommen. Die Bonner Regierung half
beim Aufbau von deutschen Kulturver-
einen oder bei Vertretungsorganen wie
der russlanddeutschen Organisation
„Wiedergeburt“ oder den „deutschen
Freundeskreisen“ in Polen. Neben der
organisatorischen Hilfe beim Vereinsauf-
bau wurden die deutschen Volksgruppen-
verbände mit aller lei technischen Gerä-
ten und finanziellen Mitteln ausgestattet.

In den Siedlungsgebieten fördert die Bun-
desregierung den gesamten verwaltungs-
technischen Aufbau und alles, was die
„Deutschen“ so zum Leben brauchen:
Finanzierungshilfen für den Bau von
Wohnungen von einheimischen und zu-
siedelnden „Deutschen“,  Förderung so-
zialer und wirtschaftlicher Infrastruktur
in den Gebieten (Kindergärten, Schulen,
Straßenbau,  Telefon-, Wasser- und
Stromausbau usw.). Die Regierung half
mit der Vergabe von Krediten bei
Existenzgründungen und der Moderni-
sierung oder Erweiterung bestehender
Betriebe. Die „deutschen“ landwirt-
schaftlichen Betriebe erhielten Saatgut,
Düngemittel und landwirtschaftliche
Maschinen. Die Krankenhäuser in den
entsprechenden Gebieten werden mit
den neuesten medizinischen Geräten und
Medikamenten ausgestattet. Die Schulen
bekommen Deutschlehrer aus der Bun-
desrepublik und werden mit ausreichen-
dem Lehrmaterial und Büchern versorgt.
Zur Bewahrung der „deutschen nationa-
len kulturellen Identität“ werden in den
„deutschen“ Siedlungsgebieten Begeg-

nungsstätten gebaut und eingerichtet.
Und für das geistige und seelische Wohl
wird auch gesorgt. Mit den deutschen
Kirchenverbänden fördert die Bundesre-
gierung den Bau von Kirchen und
Kirchenzentren.

Mit der Schaffung von „Inseln der Hoff-
nung“ und der Unterstützung „deutscher
Minderheiten“ findet eine regionale,
kleinräumig angelegte Intervention im
Osten statt - ökonomisch, politisch und
in der Zukunft vielleicht auch militärisch.
Durch den gezielten Aufbau von „deut-
schen autonomen Verwaltungsgebieten“
entsteht eine Art „Vorposten- und
Statthaltermentalität“ bei den jeweiligen
„Deutschstämmigen“ in den Regionen.

Bei der deutschen Volksgruppenpolitik
handelt es sich nicht um auswärtige Kul-
turpolitik, sondern um reine Machtpoli-
tik. Es geht darum, die Angehörigen der
„deutschen Volksgruppe“ in ihrem
„Deutschsein“ zu stärken, um sie als
Drohpotential und Instrument deutscher
Einflusspolitik in Einsatz zu bringen. Mit
ihren Ausbildungs- und Förderungs-
programmen zieht sich die Bundesregie-
rung willfähige neue politische Eliten
heran, auf die sie in Zukunft glaubt, bau-
en zu können. Diese neuen „deutschen“
Eliten in den osteuropäischen Ländern
und in Russland kann die Bundesregie-
rung, wenn es ihr politisch opportun er-
scheint, als Druckmittel einsetzen und so
auf die jeweiligen Regierungen und de-
ren Entscheidungen Einfluss nehmen.

Der Mensch und die Menschenrech-
te: Die Fortsetzung der Volksgrup-
pen- bzw. Minderheitenpoltik unter
„Rot-Grün“ ab 1998

Wie groß war die Euphorie, als im Herbst
1998 die Kohl-Regierung abgewählt und
die neue „rot-grüne Reformregierung“
die Arbeit aufnahm. Die „Zeit“ sprach
damals von einem“Kulturbruch“56 , und
alle waren frohen Mutes, dass es jetzt
aufwärts gehe mit einer ehrlichen deut-
schen Friedenspolitik.  Von der neuen
Zeit, die da begann,  sollte auch die
Koaliationsvereinbarung zwischen SPD
und Grüner Partei künden, die da heißt
„Aufbruch und Erneuerung - Deutsch-
lands Weg ins 21. Jahrhundert“. Auf der
anderen Seite aber machte der damalige
neue Kulturmanager Deutschlands Mi-
chael Naumann schon früh deutlich, dass
die Berliner Republik unter „rot-grüner“
Regierung die erste sei, in der klar wird,
dass Außenpolitik ohne militärisches

Rückgrat nicht möglich sei. Darin zeige
sich die „Dialektik des Wandels vom Alt-
hergebrachten“, so Naumann. Das „rot-
grüne“ Personal könne jetzt Maßnahmen
durchsetzen, für die eine konservative
Regierung sich vorher zerfleischt hätte.57

So war es dann auch. Kaum war „rot-
grün“ in Amt und Würden, zogen sie als
die moralisch guten Deutschen, als Ver-
teidiger der Völker, als Verteidiger der
Menschen und der Menschenrechte, auf
Grundlage eines völkisch definierten
„Rechtes auf Selbstbestimmung“ in den
Krieg! Dieses „völkische Recht auf
Selbstbestimmung“, welches sich als ein
besonderes europäisches „regionales
Völkergewohnheitsrecht“ etabliert habe,
so die deutsche parteiübergreifende Po-
sition, beinhalte „höhere Maßstäbe als in
der übrigen Welt“58 . Im Mittelpunkt die-
ser neuen, von der Charta der Vereinten
Nationen deutlich abweichenden Rechts-
ordnung steht „die Bewahrung und Wei-
terentwicklung der ethnischen, kulturel-
len, sprachlichen und religiösen Identi-
tät, das Verbot der Zwangsassimilation,
das Recht zur wirksamen Beteiligung an
öffentlichen Angelegenheiten und mehr“,
für Völker, Volksgruppen und Minder-
heiten in ganz Europa.59

Was anderes steckt hinter der Konstruk-
tion eines europäischen „regionalen
Völkergewohnheitsrechtes“ als der Ver-
such, die universale Gültigkeit der UN-
Charta zur Makulatur zu machen, um den
Bruch mit dem Internationalen Staats-
recht60  zu kaschieren? Diese Rechts-
position ist am 16. Oktober 1998, dem
Tag, an dem der deutsche Kriegseintritt
beschlossen wurde, von allen
Bundestagsparteien bis auf  die PDS voll
und ganz gebilligt worden.61  Von der rot-
grünen Bundesregierung wird die Idee
von einem neuen Rechtsraum in Euro-
pa, der künftigen „ethnisch“ motivierten
Feldzügen ein Tarnmäntelchen der Le-
galität verschafft, einschränkungslos ge-
teilt. Damit ist für die Zukunft der Krieg-
seinsatz zum „Schutz von Minderheiten“
und gegen „Vertreibung“ legitimiert.

„Menschenrecht bricht Staatsrecht“

In der Internationalen Politik, im Inter-
nationalen Staatsrecht gelten bisher als
anerkannte Grundsätze die staatliche In-
tegrität, die Souveränität der Staaten und
die Unverletztlichkeit von Grenzen.
Deutsche Politik ist es seit 1990,  diese
internationalen Grundsätze aufzubre-
chen.  Schon frühzeitig war die deutsche
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Politik hierfür auf  den unterschiedlichen
internationalen diplomatischen Ebenen
aktiv. Die Zäsur des Kosovo-Kriegs hat
dieser „Aufgabe“ einen neuen weitrei-
chenden Schub verpasst und dies in zwei-
facher Hinsicht:

Zum einen geht es darum, den einzelnen
Menschen in den Mittelpunkt des Inter-
nationalen Staatsrechts zu stellen. Im bis-
herigen stehen die einzelnen Menschen,
der internationale Schutz des einzelnen,
die Menschenrechte alleine unter dem
Blickwinkel der von den Staaten geschlos-
senen Verträgen. Die Souveränität der
einzelnen Staaten hatte bisher oberste
Priorität und soll gebrochen werden, in-
dem der Schutz des einzelnen Menschen
nicht mehr prinzipiell von der Staatsan-
gehörigkeit abhängig sein soll. Nach deut-
scher Überzeugung kann es nicht ange-
hen, dass die Staaten „Völkerrechts-
subjekte“ sind, ihre Staatssouveränität
Vorrang hat und die Menschen dabei auf
der Strecke bleiben. Es gehe um die fun-
damentale Verknüpfung der
Menschenrechtsfrage mit dem Rechtssta-
tus des Einzelnen,  so die deutsche Posi-
tion. Die Position des Einzelmenschen
im Internationalen Staatsrecht müsse
daher gestärkt werden und das Interna-
tionale Staatsrecht aus einem Recht der
souveränen Staaten zu einem Recht der
gesamten Menschheit gemacht werden.
Hier steht das alte deutsche Konzept
„Menschenrecht bricht Staatsrecht“ dahinter,
das heute nicht nur bei Konservativen,
sondern auch im „grün-alternativen“
Spektrum auf Beifall stößt. Der Autor
dieser Losung, Adolf  Hitler, präzisierte
diesen Gedanken wie folgt: „Wenn durch
die Hilfsmittel der Regierungsgewalt ein
Volkstum dem Untergang entgegen-
geführt wird“, schreibt er in „Mein
Kampf“,  „dann ist Rebellion eines jeden
Angehörigen eines solchen Volkes nicht
nur Recht,  sondern Pflicht. ...  Nicht die
Erhaltung eines Staates“ sei „der höch-
ste Zweck des Daseins der Menschen,
sondern die Bewahrung ihrer Art.“62

Hitler sprach die deutsche Überzeugung
aus, dass jeder Mensch vor allem seinem
Volk und nicht dem Staat, dem er ange-
höre, verpflichtet sei. Gegebenenfalls
müsse ein Volk staatliche Grenzen über-
winden, um zur Einheit zu gelangen. Die-
se Argumentation gab 1938 die Legiti-
mation für den „Anschluss“ Österreichs
und des „Sudetenlandes“.

Es ist diese und keine andere Tradition,
an der die „rot-grüne“ „neue“ deutsche
Außenpolitik mit ihrer Parole vom völ-

kischen Selbstbestimmungsrecht an-
knüpft!

Den Blickwinkel „Menschenrecht bricht
Staatsr echt“ hin auf eine neue Auslegung
des bisherigen Internationalen Staats-
rechts richtete auch der grüne deutsche
Außenminister Fischer während seiner
ersten grossen Rede vor der UN-Gene-
ralversammlung im September 1999.  Fi-
scher stellte hier in Folge des Kosovo-
Kriegs die rhetorische Frage, ob den Ver-
einten Nationen die Staatssouveränität
wichtiger sei als der Schutz der Menschen
und ihrer Rechte: „Die Rolle des Natio-
nalstaats ist durch die gestiegene Bedeu-
tung der Menschenrechte und die
Globalisierung von Wirtschaft und Ge-
sellschaft erheblich relativiert worden.
Die Frage der Friedenssicherung stellt
sich vor diesem Hintergrund zunehmend
in einem Spannungsfeld zwischen der
klassischen Staatsouveränität und dem
Schutz der Menschenrechte.“ Fischers
Konsequenz:
„Der einzelne
Mensch und
seine Rechte
müssen im 21.
Jahrhunder t
neben den
Rechten der
Staaten stär-
ker in das
Zentrum des
Sicherheits-
begriffes der
internationa-
len Staatenge-
m e i n s c h a f t
r ü c ke n . “ 6 3

Was mit die-
sen Formulie-
rungen ge-
meint ist, geht
e indeu t i ge r
aus einem Pa-
pier des Aus-
wärtigen Am-
tes vom 9.
April 1999
zum soge-
n a n n t e n
„Stabil itäts-
pakt für Süd-
o s t e u r o p a “
hervor: Hier
ist die Rede
von einer „zu-
g e s p i t z t e n
Entscheidungs-
situation zwi-
schen dem

Selbstbestimmungsrecht der Völker und
dem Erhalt der Einheit multiethnischer
Staaten“.64  Es besteht da ein „normati-
ves Ungleichgewicht“ zwischen dem
Schutz des Staates und dem Schutz von
Menschen.  Es geht um „eine Gewichts-
ver lagerung weg vom völkerrechtlichen
Staatsschutz und hin zum
Individualschutz“, welcher dann auch ei-
nes „militärischen Überlebensschutzes
von Menschen“ bedarf, wie der NATO-
Überfall auf Jugoslawien zum Schutz der
albanischen Kosovo-Bevölkerung gezeigt
hat, so Dr. Kreß, zuständiger „Referent
im Völkerrechtsreferat“ des Berliner Mi-
nisterium der Justiz.65  Dieser „Über-
lebensschutz von Menschen“ ist aber im
deutschen Verständnis nicht alleine auf
den individuellen Menschen, sondern
immer auch auf die gesamte Volksgrup-
pe bezogen. Es geht um den „ethnischen
Schutz einer Volksgruppe“, dies zeige
einmal mehr der Kosovo-Feldzug, so die
Argumentation des Dr. Kreß.

Aus: Information für die Truppe 9/1997, herausgegeben vom Bundesministe-
rium der Verteidigung, S. 29
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Die „offene albanische Frage“

Dies wird auch deutlich in der weiteren
Behandlung der sogenannten „albani-
schen Frage“ von deutscher Seite. In ei-
nem Interview im Deutschlandfunk zur
Perspektive Mazedoniens und des
Kosovo nahm der stellvertretende Vor-
sitzende der SPD-Bundestagsfraktion,
Gernot Erler, Stellung: Auf die Frage des
Redakteurs, ob „es so etwas wie eine Stra-
tegie und Konzept gibt?“, antwortete
Erler sehr bemerkenswert: In Anbetracht
des „albanischen Strebens nach Separa-
tion in Mazedonien und im Kosovo“
müsse man „nach der Zukunft der Gren-
zen in dieser Region fragen,  ob sie eigent-
lich für uns unantastbar sind, oder ob
man bereit wäre, diese zum großen Teil
ja willkürlich gezogenen Grenzen in ir-
gendeiner Weise, natür lich nach einem
entsprechenden politischen Prozess, zu
verändern.“66  Dieser Revisionismus
Erlers wird von allen politischen Kräf-
ten und der deutschen Öffentlichkeit als
Selbstverständlichkeit anerkannt.

Auch der provokante Vorstoß des deut-
schen Außenministers Joschka Fischer
auf  dem Höhepunkt der ersten Mazedo-
nien-Krise im März letzten Jahres, als er

die „albanische Frage“ für „offen“ erklär-
te67 , führte nicht zu irgendwelchen Irri-
tationen oder Protesten in diesem Land.
An der Äußerung Fischers zeigt sich die
ganze Doppelbödigkeit der deutschen
Außenpolitik: Angesichts der internatio-
nalen Widerstände gegen jede
Grenzrevision werden nach außen keine
allzu forschen Unabhängigkeitspostulate
geäußert, aber unterschwellig auf die Ver-
schiebung der Grenzen und eine territo-
riale Beantwortung der „albanischen Fra-
ge“ hing ewirkt.  Immer wieder hat
Joschka Fischer entsprechende Andeu-
tungen gemacht: „Die internationale
Gemeinschaft ist im Kosovo, um zu zei-
gen, dass die ‘albanische Frage’ nach dem
Vorbild der ‘deutschen Frage’ im Jahre
1990 nicht ohne Zustimmung der Nach-
barn geregelt werden kann“, so der deut-
sche Außenminister gegenüber der fran-
zösischen Zeitung Le Monde im März
2000. Diese Aussage spitzte Fischer vier
Monate später im Rahmen einer Konfe-
renz der Friedrich-Ebert-Stiftung weiter
zu: Wenn auch „die albanische Frage zur
Zeit nicht lösbar“ sei,  so müsse sie doch
„offengehalten werden“. Schließlich habe
es ja auch in Deutschland über vierzig
Jahre bis zur Wiedervereinigung gedau-
ert.68

In diesen Inhalten der deutschen Politik,
wie sie hier von Erler und Fischer geäu-
ßert wurden, kommt das deutsche völki-
sche Ideal: die Korrektur, das Aufbrechen
von „künstlichen“ Grenzen, von „wider-
natürlichen staatlichen Organisationen“
und dem „Recht auf ethnische Staaten“
in Europa,  voll zum Ausdruck! Wer auf
dem Balkan oder auch anderswo Gren-
zen in Frage stellt und Staaten zerteilen
will, schafft Präzedenzfälle und nimmt
Kriege in Kauf. Dabei ist die Parole von
der „offenen albanischen Frage“ nicht
auf den Staat Albanien und dessen Be-
wohner gemünzt,  sondern auf die unter-
schiedlichen Staatsbürger albanischer
Herkunft in Mazedonien, in Montenegro,
im restlichen Serbien, in Griechenland
und im Kosovo. Es bedarf  aber der völ-
kischen Prämisse, um aus Menschen, die
in verschiedenen Staaten oder Republi-
ken unter unterschiedlichen Bedingungen
leben, ein gemeinsames „Volk“ herbei-
zuphantasieren und eine „albanische Fra-
ge“ zusammenzubrauen, die heute angeb-
lich ihrer Lösung harrt.

Deutschland als „Rächer der Ent-
rechteten“: Das deutsche „Völker-
strafgesetzbuch“

Auf  einem anderen Feld setzt die deut-
sche Politik ihre „Menschenrechts-, Min-
derheiten-“ sowie „Volksgruppenpolitik“
fort.  Deutschland soll ein eigenes
„Völkerstrafgesetzbuch“ erhalten, so die
Vorstellung der „rot-grünen“ Bundesre-
gierung.

Hintergrund ist nach Angaben der Re-
gierung der neu geschaffene „Internatio-
nale Strafgerichtshof (IStGH)“. Dieser
sogenannte „Weltstrafgerichtshof“, der
unter hauptsächlich deutscher Regie ent-
standen ist, soll im allgemeinen Verständ-
nis in Zukunft „Weltrecht“ sprechen.
Damit der „Internationale Strafgerichts-
hof“ seine Arbeit aufnehmen kann, wur-
de 1998 das sogenannte „Römische Sta-
tut“ geschaffen, in dem genau geregelt
ist,  unter welchen Bedingungen der
IStGH seine Arbeit machen und wie er
die Straftaten verfolgen kann bzw. soll.
Damit der Gerichtshof aber tatsächlich
gegründet werden kann, müssen insge-
samt sechzig Staaten die entsprechenden
Urkunden hinterlegen. Bis zum Januar
2002 haben dies fünfzig Staaten getan.

Durch die bevorstehende Gründung des
IstGH besteht, so die Begründung aus
dem Berliner Justizministerium, jetzt ein
sogenannter Anpassungsdruck, „das

Aus: Information für die Truppe 9/1997, herausgegeben vom Bundesministerium der Verteidi-
gung, S. 33
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deutsche materielle Strafrecht muss an
das Römische Statut angepasst“ wer-
den.69

Die bisherige Grundnorm des deutschen
Strafrechts besagt, dass das deutsche
Strafrecht für Taten gilt, die im Inland
begangen werden. Das jedenfalls ist die
Regel. Ausnahmen gelten für die Fälle,
in denen vom Ausland aus Straftaten ge-
gen inländische Rechtsgüter begangen
werden,  etwa solche, die den „demokra-
tischen Rechtsstaat“ oder die Landesver-
teidigung gefährden. Ausnahmen gelten
auch für Taten, die im Ausland gegen in-
ternational geschützte Rechtsgüter be-
gangen werden, beispielsweise Völker-
mord und Menschenhandel.

Wenn damit auch der deutschen Strafge-
richtsbarkeit ein weites Feld eröffnet ist,
bleibt doch weiterhin das Verhältnis von
Regel und Ausnahme bestehen, das sich
aus dem Souveränitätsprinzip herleitet:
Uneingeschränkte Strafgewalt hat jeder
Staat nur auf seinem Territorium. Dies
soll sich nun mit dem deutschen „Völker-
strafgesetzbuch“ ändern, da das „gelten-
de Recht erhebliche Defizite“ aufweist,
so einer der beteiligten deutschen
„Völkerrechtler“70 . Im Juni 2001 legte das
Bundesjustizministerium einen
Referentenentwurf vor, den das Bundes-
kabinett Mitte Januar 2002 gebilligt hat
und der damit nun auf  den
Gesetzgebungsweg gebracht wurde.

Dieses „Völkerstrafgesetzbuch“ ist ein
imposantes Produkt fleißigen deutschen
Strafrechtsdenkens, mit dem alle in ihm
bezeichneten Verbrechen verfolgt werden
sollen, auch wenn die Tat im Ausland
begangen wurde und keinen Bezug zum
Inland aufweist. Das bedeutet, wenn die-
ses zweite deutsche Strafgesetzbuch ver-
abschiedet würde, dass im Gegensatz zu
dem bisher geltenden von einer All-
zuständigkeit der deutschen Justiz im
Bereich des „Völkerstrafrechts“ auszuge-
hen ist und dass keine fremde Souverä-
nität mehr als Schranke respektiert wür-
de - im Prinzip also auch keine fremde
politisch-militärische Macht!

Liegt hierin u.a.  der deutsche Tatendrang
für die Schaffung eines eigenen, bis ins
feinste Detail ausgearbeiteten „Völker-
strafgesetzbuches“?

Das „Statut von Rom“ bestätigt im übri-
gen ausdrücklich die bisherige internatio-
nale staatsrechtliche Lage, nach der die
jeweilige innerstaatliche Gerichtsbarkeit
Vorrang hat vor der Gerichtsbarkeit des
„Weltstrafgerichtshofs“. Deutschland will

jetzt aber durch das neu geschaffene
„Völkerstrafgesetzbuch“, wie es in der
Begründung heißt, „zweifelsfrei sicher-
stellen, dass (Deutschland) stets in der
Lage ist, in die Zuständigkeit des Inter-
nationalen Strafgerichtshofes fallende
Verbrechen selbst zu verfolgen.“71  Da-
nach will Deutschland sogar noch bes-
ser sein,  als der potentielle „Welt-
strafgerichtshof“ es sein könnte: hat es,
wie wohl nicht ohne Stolz vermerkt wird,
„die Strafbarkeit gegenüber dem Römi-
schen Statut ausgedehnt“.72

Immer wieder wird in der Begründung
des Entwurfs hervorgehoben, dass die
meisten vom „Römischen Statut“ oder
auch von dem neuen deutschen „Völker-
strafgesetzbuch“ erfassten Straftatbestän-
de auch nach dem geltenden deutschen
Strafgesetzbuch mit Strafe bedroht sei-
en, allerdings als sozusagen „gewöhnli-
che Verbrechen“. Das neue deutsche
„Völkerstrafgesetzbuch“ will den „eigent-
lichen völkerrechtlichen Unrechtsgehalt“
bestimmter Taten genauer erfassen.73

„Im Idealfall wird ein solches Gesetzes-
werk das spezif ische Unrecht der
Völkerrechtsverbrechen erfassen,  der
Rechtsklarheit dienen und zur Verhütung
schwerer Menschenrechtsverletzungen
beitragen. Zugleich würde damit die ver-
änderte (bundes)deutsche Grundhaltung
gegenüber dem Völkerstrafrecht ein-
drucksvoll dokumentiert: Zustimmung
und Engagement statt Skepsis und Ab-
wehr.“74  Man kann es auch anders aus-
drücken: Auch auf dem Gebiet des in-
ternationalen Rechts sowie der Strafver-
folgung soll der seit 1990 gestiegene deut-
sche Machtfaktor in der Welt dokumen-
tiert und, wenn notwendig, auch praktisch
umgesetzt werden.

Diese Gesetz bildet darüber hinaus ei-
nen weiteren Baustein in der deutschen
Strategie, die bisher gültigen staatsrecht-
lichen Regeln des Internationalen Staats-
rechts umzudefinieren. Die bis heute
noch geltenden internationalen Grund-
sätze staatliche Integrität, Souveränität
und die Unverletzlichkeit von Grenzen
werden in Zukunft von einem auf Grup-
pen bezogenen „Menschen- bzw.
Minderheitenrecht“, genauer gesagt von
einem „Volksgruppenrecht“ abgelöst
werden. Diese deutsche Konstruktion
vom „Volksgruppenrecht“ zielt auf die
Sonderung einzelner Gruppen, um im
eigenen machtpolitischen Interesse die
eine gegen die andere auszuspielen.75

Hierfür soll in den nächsten Jahren das
bisherige Internationale Staatsrecht aus-
gehebelt bzw. neudefiniert werden. Die

Folge dieser Politik wird eine zentrale
Veränderung im zukünftigen Verhältnis
der Staaten untereinander sein. Dies ist
Programm deutscher Außenpolitik! In
diesem Rahmen betreibt Deutschland
auf den unterschiedlichen Ebenen auch
seine „Volksgruppenpolitik“.  Hierin tref-
fen sich Fischer, Scharping und Schröder
mit den „Vertriebenenverbänden“. Der
gemeinsame Nenner ist die besondere
deutsche Verbindung von moralisch-ethi-
schen mit ethnischen Elementen. Der
Weltöffentlichkeit werden so heute wie-
der die „moralisch guten“ Deutschen als
die „Befreier und Beschützer der Völker“
in Europa und überall dort, wo „Völker“
bedroht sind, präsentiert.

Und an der Heimatfront versammelt sich
unter dem Banner universeller Werte eine
buntgescheckte Truppe deutscher
Interventionalisten: Auf der einen Seite
die völkischen Ideologen, die eine offen
rassistische Ethno-Politik propagieren.
Auf  der anderen Seite eine ehemalige
Linke, die den Wechsel politischer Para-
digmen entlang ihrer alten Phrasen voll-
zieht. Dann schließlich die große Menge
der ehemaligen Friedensbewegten,  die
sich mit dem Habitus von Rettern be-
drohter Völker an die Spitze der deut-
schen Interventionsbewegung setzen. Sie
alle knüpfen bewusst oder unbewusst an
die Zielsetzungen des Pangermanismus
an und erweisen sich damit als Plagiato-
ren völkischer Vordenker.
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„Platz der Heimattreue“ in Bad Kissingen
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Schröder „ventiliert“ deutschen Kaliningrad-
Vertrag mit Russland, führt mit Moskau Ge-
heimverhandlungen über ein Tauschgeschäft:
Statusänderung der Kaliningrader Oblast gegen
deutschen Schuldenerlass und lässt die EU für
Deutschlands Interessen verhandeln.

Moskau, Ende Mai 2002: Auf dem neun-
ten „EU-Russland-Gipfel“ war von eu-
ropäischer Seite vorgesehen, über die
Lösung der „europäischen K-Frage“ zu
entscheiden. Nach einjährigem Abtasten,
Sondieren und Verhandeln sollte nun
endlich eine vertragliche Regelung zwi-
schen der EU und Russland über den
zukünftigen Status der russischen Oblast
Kaliningrad vereinbart werden.

„Die Kaliningrader Exklave müsse un-
bedingt in die EU integriert werden“, so
der im November 2000 neugewählte
Kaliningrader Gouverneur Wladimir
Jegorow vor einem Jahr. Ergänzend füg-
te er dann noch hinzu: „Selbstverständ-
lich als 100-prozentig russisches Territo-
rium“1 . So wie Jegorow machen sich in
den letzten Wochen und Monaten viele
„interessierte“ Politiker, Wissenschaftler
und Journalisten verstärkt Gedanken
über die Zukunft der russischen Oblast
Kaliningrad.  Kaliningrad ist wieder in al-
ler Munde.

Das öffentliche Interesse an der russi-
schen Oblast Kaliningrad, die mit 15.100
qkm etwa so groß wie Schleswig-Holstein
ist und knapp eine Million Einwohner
zählt, kommt daher, weil die EU-Kom-
mission im Januar 2001 eine offizielle
Initiative für ein Assoziierungsab-
kommen zwischen der EU und Russland
bzw.  der Kalining rader Gebiets-
verwaltung unternommen hat. Der für
die Außenbeziehungen zuständig EU-
Kommissar Patten und die schwedische
Außenministerin Lindh, die im ersten
Halbjahr 2001 die EU-Präsidentschaft
inne hatte, legten ein Maßnahmenkatalog
für die Angliederung der Kaliningrader
Region an die Europäische Union vor.
Die Verhandlungen zwischen Russland
und der EU darüber haben im März 2002
begonnen. „Ein entsprechendes Abkom-
men werde womöglich bereits zum Gip-
fel der Europäischen Union und

Regieführung aus der zweiten Reihe. Das „europäi-
sche Kaliningrad-Projekt“ und die deutsche Realpoli-
tik gegenüber der russischen Oblast.  Von Holger Kuhr

Russlands im Frühsommer ausgearbeitet
sein.“2

Ausgangspunkt dieser aktuellen EU-Be-
strebungen für eine „Europäisierung“ der
Region Kaliningrad ist die viel beschwo-
rene Gefährdung, die aus dem
westlichsten Vorposten Russlands für die
Europäische Union hervorgeht,  wenn
Polen und Litauen Mitglieder der EU
werden sollten: Drogenhochburg, Aids,
Schmuggel, organisierte Kriminalität,
Korruption, Prostitution, Umweltver-
schmutzung, Seuchen und eine militäri-
sche Gefährdung in Gestalt der russi-
schen baltischen Flotte. Alles „neue“
Gefährungspotenziale, die es innerhalb
der EU nicht gebe und vor denen sich
die Europäische Union deshalb schützen
müsse, so der allgemeine Eindruck aller
Stellungnahmen zum Thema
Kaliningrad. Die Region wird als zentra-
les Konfliktfeld zwischen Russland und
Westeuropa betrachtet. Die Entwicklung
hier wird als Testfall für die Reform-
willigkeit der Russischen Föderation ge-
genüber dem Westen angesehen.
Kaliningrad sei „ein Test für die Partner-
schaft und die Zukunft der Beziehungen
zwischen Russland und der EU“, heißt
es aus der EU-Kommision.3  Hier zeige
sich, „inwieweit sich Russland als euro-
päischer Partner“4  erweise. „Die Über-
schneidung zahlreicher politischer und
wirtschaftlicher Interessen macht diese
kleine Region zum Testfall für den Er-
folg oder Misserfolg einer Neuordnung
Ostmitteleuropas“, kommentierte der
„Geopolitiker“ Heinz Magenheimer
schon 1994 die ersten Ansätze einer
Europäisierungsstrategie gegenüber
Kaliningrad.5  Und Deutschland als die
politische und ökonomische Führungs-
macht in Europa, was macht die deut-
sche Außenpolitik in Puncto
Kaliningrader Oblast? Als wichtigster
Spieler zwischen Washington und Mos-
kau ist die deutsche Außenpolitik seit Jah-
ren darum bemüht, die osteuropäischen
wie die baltischen Staaten in die europäi-
schen Institutionen einzubinden und da-
mit sowohl das eigene Gewicht innerhalb
der EU als auch das der EU selber zu
stärken. Dieses Vorhaben gehe aber nur
in Konkurrenz zu Russland. Auf

Kaliningrad bezogen ist Deutschland bei
allen europäischen Initiativen kräftig mit
dabei bzw. initiierte diese selbst.

Dagegen wird bis heute in der deutschen
Öffentlichkeit ein anderer Eindruck ver-
mittelt: Hier wurde die Politik der ver-
schiedenen Bundesregierungen zum
„Problemfall Kaliningrad“ immer als zu
„zurückhaltend“ oder „als nicht vorhan-
den“ kritisiert. Die „Berliner Außenpoli-
tik (sei) in der Kaliningrad-Frage ge-
lähmt“, so die FAZ.6  Die deutsche Au-
ßenpolitik wurde bzw. wird demgegen-
über aufgefordert, aufgrund der ökono-
mischen und politischen Krisen
Russlands energischer die sich bietenden
Gelegenheiten für die deutschen Inter-
essen zu nutzen. Die deutsche Politik
solle nicht mehr nur zuschauen, wie sich
andere Staaten den Kuchen aufteilen,
sondern endlich selbst zupacken. Auf
diesen Vorwurf  einer zu defensiven deut-
schen Außenpolitik gegenüber
Kaliningrad reagierte schon 1992 der
damalige Staatsminister Helmut Schäfer
im Bundestag mit der Bemerkung: „Es
besteht auch kein Anlass dazu, daran zu
zweifeln, dass wir natürlich mit der ge-
botenen Sorgsamkeit, Vorsicht und auch
mit diplomatischen Geschick mit Inter-
esse verfolgen werden, wie die Entwick-
lung bezüglich dieses Gebietes in Zukunft
ver läuft, oder an dieser Entwicklung be-
teiligt sein werden.“7  Diese Linie einer
„realpolitischen“ Expansionspolitik wur-
de bzw. wird von allen bisherigen Bun-
desregierungen bis auf den heutigen Tag
weiter praktiziert, wie im folgenden zu
zeigen sein wird.

Deutschland bereitet vor

Mit der Initiative der EU-Kommission
vom Januar 2001 wird die EU zum er-
sten Mal direkt und offiziell in Richtung
der russischen Oblast Kaliningrad aktiv.
Bisher hielt sich die EU-Kommission mit
solchen offiziellen Initiativen eher sehr
zurück, kritisierte im Gegenteil Vorstö-
ße, die darauf  abzielten, die Oblast
Kaliningrad aus dem Staatsgebiet der
Russischen Föderation herauszulösen, als
Einmischung in die inneren Angelegen-
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heiten Russlands. Diese Zurückhaltung
wurde nicht zuletzt aus Deutschland im-
mer wieder kritisiert. So wird denn auch
die jetzige Initiative der neuen EU-Kom-
mission als notwendig und längst über-
fällig begrüßt. Kanzler Schröder sprach
sichtlich zufrieden in einem ZDF-Inter-
view von einem „euro-
päischen Kaliningrad-
Projekt“8 . Formal mag
Schröder hier recht ha-
ben,  aber es waren ge-
rade die Deutschen, die
seit längerem eine
Kaliningr ad-Initative
der Europäischen Uni-
on angemahnt hatten
und viel diplomatische
Energie dafür frei ge-
setzt haben. Den An-
stoß für die jetzigen
EU-Aktivitäten kam
vom deutschen Außen-
ministerium: Im Früh-
jahr 2000 erarbeitete das
Berliner Aussenamt ein
20-seitiges internes
Strategiepapier zur eu-
ropäischen Kaliningrad-
Politik. Haupttenor des
Papiers ist es, das gestei-
gerte deutsche Interes-
se an der Oblast
Kaliningrad nicht als solches aussehen
zulassen, sondern eben als ein europäi-
sches. Die Europäische Union solle hier
aktiv werden, so die deutschen außenpo-
litischen Strategen.  Zur Vorbereitung die-
ser Aufgabe haben die Berliner Diploma-
ten schon mal frühzeitig, wie es heißt,
„diskrete Fühlungnahme und sondieren-
de Gespräche sowohl mit russischen und
polnischen Stellen sowie anderen balti-
schen Partnern,  mit EU-Beratern in
Brüssel und beim Europarat in Straß-
burg“ aufgenommen.9  Man will ja nichts
dem Zufall überlassen.

Zur Vorbereitung auf  die schwedische
EU-Präsidentschaft fand im Herbst 2000
auf  Einladung Schröders in Hannover ein
Treffen zwischen dem deutschen Kanz-
ler und dem derzeitigen schwedischen
Ministerpräsidenten Persson statt. Hier
unterbreitete Schröder seinem schwedi-
schen Kollegen u.a.  die Anregung, dass
Schweden doch die EU-Initiatve für die
Region Kaliningrad starten sollte und
nicht Deutschland10 , „wegen der russi-
schen Empfindlichkeiten gegenüber dem
deutschen Auftreten“,  wie es in dem in-
ternen AA-Strategiepapier heißt. Seit die-
sem Treffen gilt für die schwedische Po-
litik eine „besondere Aufmerksamkeit für

die Zukunft des Kaliningrader-Gebiets“,
und die EU-Kommission startete im Ja-
nuar 2001 zusammen mit Schweden „ihr“
Projekt. Deutschland erscheint so erst
einmal nicht an der vordersten
Kaliningrader Front. Die deutsche Au-
ßenpolitik tritt hier heute als Teil der

Europäischen Union auf, ohne den öf-
fentlichen Eindruck von allzu forschen
eigenen Interessen zu erwecken.

So konnte Außenminister Fischer denn
auch während seines Moskauer Besuches
Anfang Februar 2001 wieder in aller „be-
ruhigenden“ Gelassenheit versichern,
„dass Deutschland sich in der
Kaliningrad-Frage aus historischen
Gründen nicht in der ersten Reihe enga-
gieren wolle.“11  Aber nicht in der „ersten
Reihe“ zu sitzen und sich von dort nicht
zu engagieren heißt erst einmal gar nichts.
Denn man kann ja auch trefflich aus der
„zweiten Reihe“ erfolgreich Politik für
seine Interessen machen und andere für
seine eigenen Angelegenheiten gezielt
einsetzen bzw. einspannen. Es lässt sich
doch sehr gut aus der „zweiten Reihe“
Regie führen.

„Europäisierung“ - die deutsche
„Aufgabe Königsberg“

Das aktuelle europäische Agieren für die
Region Kaliningrad ist nicht neu und
auch nicht in Brüssel, Stockholm, Hel-
sinki oder Moskau entworfen worden.
Als im europäischen Ausland noch kei-

ner an Kaliningrad dachte, geschweige
denn ihrendwelche Konzepte für diese
Region entwickelte, wurden von der deut-
schen Politik schon die Blaupausen für
eine „Europäisierung“ der Oblast
Kaliningrad angefertigt. Die politische
Ausrichtung der Kaliningrad-Offensive

legte 1992 der da-
malige Kanzler-
berater Michael
Stürmer in sei-
nem wegweisen-
den Leitartikel
„Eine Aufgabe
namens Königs-
berg“ in der
Frankfurter All-
gemeinen Zei-
tung fest: Stürmer
beschreibt dort,
dass der entschei-
dende Dreh- und
Angelpunkt für
wei tergehende
Konzepte für die
Oblast der zu-
künftige Status
der Kaliningrader
Region sei. „Der
völkerrechtliche
Status Königs-
bergs wurde nie-
mals explizit ab-

schließend geregelt. Hier ist das
Stalinische Europakonzept noch in Ak-
tion zu besichtigen.“12  Dies sei der ent-
scheidende deutsche Ansatzpunkt - eine
Statusänderung der Kaliningrader Oblast
müsse her. Aber bei dieser „Aufgabe Kö-
nigsberg“, wie Stürmer es nannte, kann
„allerdings Deutschland nicht allein in
Vorlage treten.“ Stürmer ist ein so höf-
lich denkender europäischer Bürger und
Berater , dass für ihn „der Europäischen
Union der Vortritt gebührt.“ Den Grund
für diese vornehme Zurückhaltung der
deutschen Politik liegt hauptsächlich in
der historischen Vorbelastung dieses
Gebiets, des früheren Ostpreußen. Aber
auch die anstehenden Kosten will man
nicht alleine tragen, die sollen schon „ge-
meinschaftlich europäisch“ aufgebracht
werden. Deutschland hege keinerlei Ge-
bietsansprüche, so der damalige Ministe-
rialdirektor Karsten Chrobog im gleichen
Monat auf  einer Konferenz in
Kaliningrad gegen vorgetragene
Regermanisierungsängste, die Gemüter
beruhigend. Im gleichem Atemzug for-
derte Chrobog aber von Russland „De-
zentralisierung und entsprechende loka-
le Entscheidungbefugnisse für die
Gebietsbehörden“ Kaliningrads.13
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Waren die bis dahin gestarteten
Kaliningrad-Initiativen mehr oder weni-
ger privat, so wurde jetzt mit dem Bei-
trag des Kanzlerberaters Stürmer eine
quasi regierungsamtlich abgestützte, Par-
teien, Organisationen und Bundesländer
übergreifende politische Orientierung
ausgegeben. Der „Europäisierungs-Ge-
danke“ für Kaliningrad war geboren.
„Eine Diskussion beginnt, in der die fer-
ne Stadt an der Ostsee plötzlich nicht
mehr nur als ökonomischer , sondern
auch als politischer Raum gedacht und
geträumt wird und dabei eine europäische
Zukunft bekommt, deren Pointe darin
besteht, dass über die Zukunft
Kaliningrads in keinem Fall die Russen
allein und in jedem Fall die Deutschen
ein bisschen mitbestimmen sollen“, kom-
mentierte die „Zeit“ diese Entwicklung
damals so trefflich.14

Mit dieser Idee einer „Europäisierung“
Kaliningrads insistierte die deutsche Po-
litik seit diesen Tagen über die Jahre zum
einen in Moskau bei der russischen Re-
gierung, zum anderen bei den Regierun-
gen der EU-Staaten sowie bei der EU-
Kommission.  So wurde das Thema
Kaliningrad nicht aus den deutschen EU-
Augen verloren. Auch wenn es in der
deutschen öffentlichen Wahrnehmung
nicht immer präsent war, wurde die „Auf-
gabe Königsberg“ so doch intern diplo-
matisch auf der politischen Tagesord-
nung gehalten.

Ein enges Netz der Sympathie

Seit den Anfangstagen der Perestrojka
Gorbatschows 1985 schaut die deutsche
Politik und Wirtschaft mit großen Au-
gen auf  die Region Kaliningrad. So wur-
den und werden seit diesen Tagen von
deutscher Seite auf den unterschiedlich-
sten Ebenen verschiedenste Konzepte
und Pläne initiiert bzw. erarbeitet, um
nicht nur endlich einen Fuß in das Ge-
biet, sondern auch die ökonomische
Kontrolle über diese Region zu bekom-
men. Alle diese Überlegungen und Kon-
zepte kreisen um die Variante der „Eu-
ropäisierung“ des Kaliningrader Gebie-
tes, so wie es Stürmer vorgegeben hat,
sei es als Freihandelszone, als assoziier-
tes Mitglied oder in Form einer
Euroregion. Allen gemeinsam aber ist die
geplante weitgehende Unabhängigkeit
der Oblast von Russland. In diesem Sin-
ne ist hier von Anfang an eine stille deut-
sche Diplomatie am Werk, frei nach dem
Motto: Stiller, steter Tropfen höhlt den
Stein. Ein kurzer, sicherlich unvollstän-

diger Überblick
macht dies deut-
lich:

1985 wurde der da-
malige pensionier-
te Vorstandsvorsit-
zende und ehema-
lige Aufsichtsrats-
vorsitzende der
Deutschen Bank,
F. Wilhelm Christi-
ans, als erster west-
licher Gesprächs-
partner von
G o r b a t s c h o w
empfangen.  Bei
dieser Gelegenheit legte Christians seine
„Vision von einer Wirtschaftssonder-
zone“ für die Oblast Kaliningrad dem
damaligen KPdSU-Generalsekretär vor.15

Nach den Vorstellungen der Deutschen
Bank sollte diese Wirtschaftssonderzone
günstige Zoll-, Steuer- und
Außenhandelsbestimmungen erhalten,
außerdem großzügige Ein- und Aus-
reiseregeln für ausländische Bürger so-
wie die Freizügigkeit von ausländischem
Kapital gewährleisten.16  Hinzukommen
sollte nach den Vorstellungen der Deut-
schen Bank ein „halbautonomes Wäh-
rungssystem“ sowie die Ausstattung der
Region mit autonomen Rechten.  Die
Reaktion aus Moskau auf diese Pläne war
damals noch eindeutig: Die Initiative der
Deutschen Bank stelle die Souveränität
der Sowjetunion in Frage und habe so
keine Chance auf  Realisierung, meldete
die sowjetische Regierung. Dies hinderte
Christians aber nicht, 1988 seine Pläne
zu konkretisieren und dem sowjetischen
Außenministerium vorzulegen. Die so-
wjetische Reaktion darauf  war jetzt schon
sehr abgemildert. Es hieß nur noch, dass
„die Pläne zu früh kommen, man müsse
wohl 30-40 Jahre warten.“ Aber nur zwei
Jahre später, am 13. Juli 1990, war es dann
nicht mehr zu früh:  Das russische Parla-
ment griff  die Deutsche Bank-Idee auf
und beschloss unter dem damaligen rus-
sischen Präsidenten Boris Jelzin zunächst
die Einrichtung einer „Freien
Wirtschaftszone“ für das Gebiet
Kaliningrad.17  „Damit ist mein Vorschlag
offiziell abgesegnet“, so Christians da-
mals.18  Die „Financial Times“ stellte zum
Beschluss des russischen Parlaments fest,
die Deutsche Bank habe sich in die
„Schlacht um Königsberg“ gestürzt, und
machte so die politische Brisanz des The-
mas deutlich.19

Trotz des Duma-Beschlusses war die
Errichtung dieser „Freien Wirtschafts-

zone“ in der russischen Politik weiter
heftig umstritten. Es dauerte noch eini-
ge Jahre, bis am 31. Januar 1996 Boris
Jelzin das „Föderale Gesetz über die
Sonderwirtschaftszone des Kaliningrader
Gebietes“ unterschrieb, in dem die von
der Deutschen Bank aufgestellten Bedin-
gungen für solch eine Sonderwirtschafts-
zone Aufnahme fanden.20  So wurde die
„Sonderwirtschaftszone Jantar“ gegrün-
det, die trotz zwischenzeitlicher Moskau-
er Interventionen heute wieder die volle
ökonomische und politische Geltung
besitzt.

1994 startete die SPD-Europaab-
geordnete Magdalene Hoff  eine erste
konkrete Initiative auf der europäischen
Ebene für die „Europäisierung“ des
„Problems Kaliningrad“:  In einem von
der Mehrheit beschlossenen Antrag der
Abgeordneten fordert das Europaparla-
ment, dass die Oblast Kaliningrad ent-
weder ganz unter europäische Verwaltung
gestellt oder aber die EU-Kommission
einen vertraglich geregelten Sonderstatus
für die Region zwischen der EU und
Russland vereinbaren solle. Hoff  plädiert
in ihrer Beschlussvorlage für „ein stärke-
res Engagement der Europäischen Uni-
on zusammen mit Russland und ande-
ren interessierten Staaten in und für
Kaliningrad.“ Da es um die Entschärfung
eines „potentiell gefährlichen Konflikt-
herdes“ gehe, so Hoff, solle Russland
dem Gebiet einen eigenen Status einräu-
men, der es ihm ermögliche, selbständig
mit der Weltbank, der Europäischen Bank
für Wiederaufbau und Entwicklung
(EBRD) und der EU zu verhandeln so-
wie Verträge abzuschließen.  Gleichzeitig
stellte das Europaparlament klar, dass die
Zukunft der Kaliningrader Region keine
reine Angelegenheit der Russischen Fö-
deration sei, sondern eben auch eine der
EU!21  Diesen doch sehr anmaßenden
Beschluss bezeichnete das staatlich finan-
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zierte wissenschaftliche Politikberatungs-
institut „für ostwissenschaftliche und in-
ternationale Studien (BIOst)“ als eine
„konstruktive Entschließung des Euro-
päischen Parlaments“.22

Die Reaktion der EU-Kommision war
damals aber noch eindeutig:  Der damali-
ge für Regionalpolitik zuständige EU-
Kommissar Bruce Millan erklärte zu-
nächst Verständnis für den Beschluss,
fügte aber hinzu, dabei handele es sich
„entschieden um interne Angelegenhei-
ten Russlands und es sei nicht sehr wei-
se, wenn wir Russland Vorschläge ma-
chen, die als eine Verletzung seiner Sou-
veränität interpretiert werden könnten“.
Dann fuhr er fort: „Ähnlich ist die Kom-
mission nicht davon überzeugt, dass es
möglich oder wünschenswert ist - dem
Kaliningrader Gebiet eine Vorzugsbe-
handlung angedeihen zu lassen, bis hin
zu einer besonderen Erwähnung in dem
Abkommen über Partnerschaft und Ko-
operation.  Sollte die russische Regierung
eine solche Bitte vortragen, würde die
Kommission selbstverständlich gewillt
sein, sie zu erwägen. Aber in einer Sache
wie dieser sollte die Kommission nicht
drängen. Die Ansicht, dass die russische
Regierung Kaliningrad eine Art ökono-
mischer Souveränität gewähren sollte, die
dem Gebiet den Abschluss von Abkom-
men mit der Weltbank, der EBRD und
der Europäischen Union erlauben wür-
de, betrifft in ähnlicher Weise entschie-
den die Angelegenheiten der russischen
Regierung. Ich würde vermuten, dass die-
se darin einen gefährlichen Präzedenzfall
für den Zusammenhalt der Russischen
Föderation sehen würde. Und ich muss
sagen, dass die Kommission mit dieser
Sichtweise sympathisieren würde.“23

In die gleiche Richtung wie die Vorstel-
lungen der SPD-Europaabgeordneten

Hoff  gehen die Auffassungen der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion zur Region: In
einem Strategiepapier zur „Königsberg-
Frage“ von Januar 1994 wird die euro-
päische Option als Ziel deutscher Politik
propagiert, für dieses „europäische Kon-
zept müsse offensiv vorgegangen“ wer-
den!24  Einer der damaligen Mitautoren
des Strategiepapiers, Hartmut Koschyk,
bemerkte mit Genugtuung in einem
FAZ-Leserbrief  vom 2. Februar 2001 zur
aktuellen EU-Kaliningrad-Politik, dass
die heutigen EU-Kommissions-Vorschlä-
ge „erstaunliche Parallelen“ zu dem
CDU/CSU-Strategiepapier von 1994
aufwiesen, weil die damalige Intention
auch war, „zu einer friedlichen, wirt-
schaftlich prosperierenden, europäisch
orientierten und die nachbarschaftliche
Zusammenarbeit stärkenden Zukunft der
Region“ beizutragen. Gleichwohl, so
Koschyk, beanspruchen die „Anregun-
gen des Standortpapiers auch heute noch
Gültigkeit und zielen im wesentlichen
darauf  ab, im Königsberger Gebiet gün-
stige Voraussetzungen für ausländische
Investitionen zu schaffen“.

Auch die deutschen Bundesländer betei-
ligen sich seit 1992 auf den unterschied-
lichen Ebenen an der „Heranführung
Kaliningrads an Europa“. So haben Sach-
sen und Brandenburg Partnerschaften
mit dem Kaliningrader Gebiet,  in deren
Rahmen wirtschaftliche, politische und
verwaltungstechnische Aufbauhilfe gelei-
stet wird.

Die brandenburgische Landesregierung
zielt mit ihren Unterstützungs-
maßnahmen, wie sie selbst sagt, auf die
Errichtung einer „Euroregion“ in
Kaliningrad. Denn Kaliningrad kann ein
„Friedensort, ein Platz des friedlichen
Handelns und der europäischen Zusam-
menarbeit werden. Europäische Zusam-

menarbe i t
heißt Kom-
munikation,
Kapitalbe-
w e g u n g ,
freier Han-
del,  unge-
h i n d e r t e r
Verkehr und
kultureller
Austausch“,
so der bran-
denburg i -
sche Mini-
s t e rp rä s i -
dent Man-
fred Stolpe
(SPD). Dies

habe „auch schon die Hanse stark ge-
macht“.25

Auf  die Ideale der Hanse griff  auch
schon die 1992 gegründete „Internatio-
nale Studiengruppe ‘Hanseregion Balti-
kum’“ zurück.  Die vom Vorsitzenden des
„Deutsch-Estnischen Wirtschaftsrates“
Hubertus Hoffmann geleitete Studien-
gruppe erarbeitete einen Bericht, in dem
dem Baltikum und Kaliningrad „eine eu-
ropäische Zukunftsvision“ eröffnet wur-
de. Konkret wurden zwei Dutzend Maß-
nahmen zur Gestaltung einer „Hanse-
region Baltikum“ vorgeschlagen, u.a. die
Einrichtung von Treuhandanstalten nach
deutschem Vorbild. Diese Region sollte
die notwendige Vorstufe zur Integration
der drei baltischen Staaten und einer
„Euroregion Königsberg“ in die EU sein.
Die Oblast Kaliningrad sollte dazu einen
autonomen Status innerhalb der Russi-
schen Föderation erhalten,  der weitge-
hende Selbstbestimmungsrechte auf
wirtschaftlichem und politischem Gebiet
beinhaltete, die formale Zugehörigkeit
zum Territorium Russlands aber nicht
antastete.

Die Ideale der Hanse vertritt auch Björn
Engholm, von 1989 bis 1993 SPD- Mi-
nisterpräsident des Landes Schleswig-
Holstein, heutiger Vortragsreisender und
führendes Mitglied des „Pro Baltica Fo-
rums“, eines Vereins, dessen Mitglieder
ausnahmslos Wirtschaftsunternehmen
sind und der es sich zum Ziel gesetzt hat,
das gesamte Baltikum „gesellschaftlich,
kulturell, politisch und ökonomisch“ zu
unterstützen. Ganz der neuen Zeit ent-
sprechend, die da begann, proklamierte
Engholm, der damalige SPD-Hoffnungs-
träger, 1992 eine „neue Hanse“. „Ich
wage die These: Die neuen europäischen
Großregionen werden sich nicht mehr
allein nach nationalstaatlichen Grenzen
richten.  Und sie dürfen es nicht. Wollte
man mit dem Begriff  an Vergangenes
anknüpfen,  dann heiße eine der neuen eu-
ropäischen Großregionen ‘Hanse-
raum’.“26  In diesem Konzept hat
Kaliningrad seinen festen Platz, so Eng-
holm. Seit diesen Tagen ist die Schles-
wig-Holsteiner Landespolitik in der
Kaliningrader Region aktiv. Als erstes
vereinbarten die beiden Ostseestädte Kiel
und Lübeck Städtepartnerschaften, u.a.
mit regelmäßigen Schiffsverbindungen.

Im Februar 1999 unterzeichneten die
SPD-Ministerpräsidentin von Schleswig-
Holstein Heide Simonis und der damali-
ge Kaliningrader Gouverneur Leonid
Gorbenko ein „Kooperationsabkommen
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über die Zusammenarbeit zwischen
Schleswig-Holstein und dem
Kaliningrader Gebiet“, „angesichts der
wachsenden Bedeutung der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit auf regio-
naler und lokaler Ebene“. Im Rahmen
dieser Vereinbarung unterstützt das
schleswig-holsteinische Innenministeri-
um u.a. den Ausbau des Polizei- und
Grenzkontrollapparates für zukünftige
Aufgaben.  Darüber hinaus unternahm
die schleswig-holsteinische Landesregie-
rung alleine und im Verbund mit den
anderen norddeutschen Bundesländern
verschiedene Vorstöße in Brüssel bei der
EU-Kommission, mit der Aufforderung,
die EU solle Kaliningrad in ihre Ost-
erweiterungspläne aufnehmen und mit
Russland darüber verhandeln.

Außerdem unterhält das Land Schleswig-
Holstein im Kaliningrader Gebiet das
„Hanse Büro“, u.a. zur Unterstützung
deutscher Unternehmen. Mit dem glei-
chen Auftrag unterhält die Handelskam-
mer Hamburg seit 1994 eine Vertretung
im Gebiet,  die seit 1998 auch die Funkti-
on der Außenstelle der Delegation der
Deutschen Wirtschaft in der Russischen
Föderation einnimmt.27

Der schleswig-holsteinische Landtag in
Kiel zog im Januar 2000 nach und verab-
schiedete zusammen mit der
Kaliningrader Gebietsduma ein „Memo-
randum über die parlamentarische Zu-
sammenarbeit“ beider Gremien mit dem
Ziel, u.a. „die Entwicklung einer Zivil-
gesellschaft zu fördern“. Aufgrund die-
ses Beschlusses startete das „schleswig-
holsteinische Institut für Friedensfor-
schung“ der Uni Kiel (SCHIFF) mit ei-
nem Projekt „‘Pilotregion Kaliningrad’?
Pro zessbegleitende Präventions-
forschung“. In der Projektbeschreibung
heißt es u.a.: „In und um das Gebiet

Kaliningrad existieren zahlreiche innere,
bilaterale und internationale Spannun-
gen“, die ein „Konfliktsyndrom bilden“.
Es bestehe die Gefahr, „dass es zu einer
horizontalen und vertikalen Eskalation
des ‘Konfliktsyndroms’ Kaliningrad
kommen kann“.28  Eindämmen soll dies
u.a.  die Errichtung einer „Zivil-
gesellschaft in Kaliningrad“. Diesem Pro-
jekt vorausgegangen ist eine im Auftrag
des schleswig-holsteinischen Landtages
von den gleichen Autorinnen verfasste
sogenannte „Explorationsstudie zur För-
derung partnerschaftlicher Zusammen-
arbeit“. 29  In der Studie betonen die Au-
torinnen, dass mit dem „Memorandum“
die beiden Parlamente „das bestehende
Geflecht der Zusammenarbeit und Part-
nerschaft zwischen Akteuren in Schles-
wig-Holstein und der russischen Oblast
Kaliningrad“ ergänzen und gleichzeitig
damit „auch Neuland betreten“, wenn sie
„ihre Absicht erklären, die Zusammen-
arbeit mit Nichtregierungsorganisationen
(NGOs) zu intensivieren“.30

Der Vereinbarung zwischen dem
schleswig-holsteinischen Landtag und der
Gebietsduma Kaliningrad ist im Mai 2001
der brandenburgische Landtag beigetre-
ten.31

Es zeigt sich, dass bei der „Aufgabe Kö-
nigsberg“, der „Europäisierung“ der
Oblast Kaliningrad, eine große Koaliti-
on am Werk ist, ein breiter Konsens aller
Parteien besteht und dass ein nationales
Gesamtinteresse hierüber besteht. Ziel
aller ist es, „der Stadt und der Region eine
europäische Zukunft“ zu versprechen
„und eine deutsche zugleich wie neben-
bei verordnet“, wie die „Zeit“ im April
1994 feststellte .32

„Eine innovative Form der Organisa-
tion von politi-
schem Raum“

Dass die deut-
s c h e n
„Europäisierungpläne“
für die
Kaliningr ader
Oblast auch wei-
terreichende Plä-
ne für eine poli-
tische Neuord-
nung Europas
darstellen, die
Auswirkungen
auf die weiteren
Beziehungen der
Staaten unterein-

ander haben, macht u.a. der Beitrag des
Friedenforschers Christian Wellmann
vom „Schleswig-Holsteinischen Institut
für Friedensforschung (SCHIFF)“ der
Kieler Christian-Albrecht Universität in
der Zeitschrift „Die Friedens-Warte“
deutlich. Ganz in der von Engholm vor-
gegebenen Denkrichtung, wonach „die
neue europäische Großregion ‘Hanse-
raum’ sich nicht mehr nach nationalstaat-
lichen Grenzen richten darf“,  regt
Wellmann in seinem Artikel, nachdem er
alle „Gefährdungspotenziale“
Kaliningrads für die EU beschrieben hat,
als eine „frühzeitige Konfliktprävention“
der europäischen Politik ein Aufbrechen
der russischen Grenzen an.33  Denn eine
solche „frühzeitige Konflikprävention“
wäre es, wenn sich „die EU dazu durch-
ringt, die Kaliningrader Oblast unter be-
stimmen Aspekten - etwa im Rahmen
ihres Schengen-Kodex - als Teil der EU
zu behandeln, ohne dass sie dies wäre,
während Russland akzeptiert, dass ein
(kleiner) Teil des Landes anderen Regeln
und Verfahren unterworfen wäre als der
andere (größere) Teil. Am Ende geht es
darum, dass die klassischen Vorstellungen von
‘innen’ und ‘außen’, die klaren Grenzziehungen
eines territorial geprägten Verständnisses von
Souveränität überwunden werden und eine in-
novative Form der Organisation von politischem
Raum entwickelt wird. Kaliningrad könnte
auf diese Weise im Wortsinn zur ‘Pilot-
region’ für die Entwicklung der Beziehun-
gen zwischen Russland und der EU als
den beiden Hauptpolen der europäischen
Entwicklung werden, und damit zum
Sinnbild für ein Verständnis von euro-
päischer Integration, das über die insti-
tutionellen Grenzen der EU hinausweist.
Der Exklavenstatus, historisch ein
Stolperstein für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa, könnte sich am
Ende als Kristallisationspunkt für die
Herausbildung einer dauerhaften tragfä-
higen Friedensstruktur in Europa erwei-
sen“.34

Erst einmal wird Kaliningr ad als
„Stolperstein für die Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa“ aufgebaut, da
es alle „Gefährdungspotenziale“ besitze,
die Europa bedrohten. Hat man nun die-
sen Popanz in die politische Landschaft
hineingestellt, muss die Politik in der heu-
tigen komplizierten Zeit mit „unkonven-
tionellen“, „innovativen“ Methoden han-
deln. Was denn aber hier von einem deut-
schen Vertreter der „Zivilgesellschaft“ als
neue „innovative Form der Organisati-
on von politischem Raum“ vorgebracht
wird, ist weder harmlos noch neu, steht
es doch eher in der deutschen „völker-
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rechtlichen“ und geopolitischen Traditi-
on eines Karl Haushofer oder eines Carl
Schmitt! Dabei geht es um deutsche Geo-
politik mit ihren konkreten Raumord-
nungsplänen, das „Denken in großen
Räumen“, wie Haushofer es nannte. Da-
nach müssen kleine Staaten bzw. Regio-
nen in größere Räume eingefügt werden.
Für Haushofer war dies die Chance
Deutschlands auf Einfluss und Macht-
teilhabe in Europa.

Carl Schmitt,  der führende NS-
“Völkerr echtler“,  entwickelte den
Haushofer-Gedanken weiter und sprach
von „völkerr echtlicher Großraum-
ordnung“, vom „Raum und Großraum
im sich neu entwickelnden Völkerrecht“.
Hier müsse man das Staatsgebiet und die
staatliche Souveränität neu definieren, so
Schmitt: Er wetterte deshalb gegen den
Begriff  „Staatsgebiet“, der mit der
Völkerbundsatzung geschützt wurde.
Der Begriff  sei zum „eigentlichen Boll-
werk kleinräumiger Begriffsbildung und
damit zu einer Fehlerquelle schlimmster
Art“ geworden.  In Ablösung der
„kleinräumigen, staatsbezogenen Vorstel-
lung“ des „im Schatten des angelsächsi-
schen Universalismus gedeihenden
Zwischenstaatenrechts“ müssten in Zu-
kunft „Reiche“ bzw. „Räume“ und ihnen
zugeordnete, „von selbständigen Völkern
bewohnte Großräume“ Eingang in Spra-
che und Begriffswelt des „Völkerrechts“
finden, so Schmitt. 35  Diese neue Leitli-
nie mache, heißt es weiter, mit der „ge-
schichtlich unvermeidlich gewordenen
Relativierung des Staatsbegriffes Ernst,
indem sie den Begriff  des Staatsgebiets
entthront“. Nach Schmitts Vorstellung ist
„jede Ordnung sesshafter, mit- und ne-
beneinander lebender, gegenseitig sich
achtender Völker aber nicht nur personal
bestimmt, sondern zugleich eine territo-
rial konkrete Raumordnung. ... Von der
personalen Seite her wurde der aus dem
18. und 19. Jahrhundert überkommene
Begriff  des Staates durch den Volks-
begriff  erschüttert. ... Dabei halte ich es
für notwendig, über die abstrakten, im
Allg emeinbegriff  ‘Staat’  liegenden
Gebietsvorstellungen hinaus, den Begriff
des konkreten Großraums und den ihm zu-
geordneten Begriff  eines völkerrechtli-
c hen Großraumprinzips in die
Völkerrechtswissenschaft einzufüh-
ren.“36  Es sei deshalb deutsche Aufgabe,
„zwischen einer nur konservativen Bei-
behaltung des bisherigen zwischenstaat-
lichen Denkens und einem von den west-
lichen Demokratien her betriebenen,
unstaatlichen und unvölkischen Übergrei-
fen in ein universalistisches Weltrecht,

den Begriff  einer konkreten Großraum-
ordnung zu finden, der sowohl den räum-
lichen Maßen unseres heutigen Erdbil-
des wie unseren neuen Begriffen von
Staat und Volk gerecht wird.“37  Carl
Schmitt entwickelte die These vom Groß-
raum, der seine innere Ordnung von ei-
ner „raumzugehörigen“ führenden
Macht erhält,  vom „Reich“ als Ordnungs-
macht und Träger der neuen
„Völkerrechtsordnung“.

Bei der „Reichs“-Idee handelt es sich um
die Gegenthese zur Nation:  Die unein-
heitliche und politisch ungleiche Zusam-
menfassung von Regionen und Provin-
zen, die sich ihrer Existenz durch Loyali-
tät zu einem herrschaftlichen Zentrum
versichern. Es geht nicht mehr um ein
an den bestehenden Nationalstaaten ori-
entiertes Modell, sondern um eine föde-
rale,  um das Gravitationszentrum
Deutschland gruppierte Struktur aus re-
gionalen „Netzwerken“.

Dass diese Idee vom „Reich“ in der poli-
tischen Debatte hierzulande heute nicht
völlig aus der Luft gegriffen ist,  machen
die Äußerungen des ideologischen Vor-
denkers der CDU Wolfgang Schäuble
deutlich. Schäuble hatte auf  dem „Spie-
gel“-Forum „Die Gegenwart der Vergan-
genheit“ am 8. Mai 2001 in Berlin u.a.
gesagt: „Wir haben nicht so eine natio-
nalstaatliche Geschichte wie die Franzo-
sen, wir haben die Geschichte des einst-
mals Heiligen Römischen Reiches Deut-

scher Nation, und sie ist für moderne
Debatten gar nicht so schlecht. Das Mo-
dell des Reiches aus dem Mittelalter ist
womöglich ein interessanteres Modell für
die Organisation Europas im 21. Jahr-
hundert.“38  Hier wird wieder das Reich
als Ziel deutscher Politik, das Reich als
Bestimmung des deutschen Weges, das
Reich als friedensstiftende Ordnungs-
macht Europas, das Reich als Inbegriff
einer neuen politischen Großraum-
ordnung, die den Nationalstaatsbegriff
a la francaise transzendiert, propagiert.

Auch die Äußerungen von Außenmini-
ster Fischer, die er im Rahmen seiner
„Europa-Vision“-Rede vom 12. Mai 2000
in der Berliner Humbolt-Universität
machte, laufen letztlich auf  eine moder-
nisierte Form der alten deutschen
„Reichs“-Idee hinaus, wenn er von einer
„förderalen Organisation Europas“ mit
einem „Gravitationszentrum“ spricht.39

Auf die Rolle Deutschlands bei der Neu-
ordnung Europas als „sanfter Hegemon“
hat Fischer schon 1995 hingewiesen.40

Mit seinen deutschen „innovativen“ Vor-
stellungen zur Organisation der russi-
schen Oblast Kaliningrad knüpft
Wellmann darüber hinaus auch an „Völ-
kerrechts“-Überlegungen des ehemaligen
Außenministers Kinkel von 1998 an, die
dieser zur staatsrechtlichen Untermaue-
rung des Angriffs der NATO auf  Jugo-
slawien formulierte.41  Kinkel sprach vom
Unvermögen und der Handlungsunfähig-

„... führte zu den ostpreußischen Städten Königsberg , Insterburg und Eydtkuhnen“. Schenkung
des Bundes der Vertriebenen an die Stadt Aachen
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keit der Vereinten Nationen u.a. für eine
„humanitäre Intervention“.  Als „Aus-
weg“ konstruierte Kinkel auf Grundla-
ge der „Charta von Paris für ein neues
Europa“ ein „europäisches regionales
Völkerrecht“42 . In der „Charta von Pa-
ris“, die im November 1990 von der da-
maligen „Konferenz für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa“ (KSZE,
heute OSZE) als Abschlußdokument des
Pariser Gipfels verabschiedet wurde, wer-
den „gemeinsame Werte hochgehalten“,
wird von „gemeinsamer europäischer
Kultur“ gesprochen und werden politi-
sche Inhalte für das Zusammenleben in
Europa aufgelistet. Diese „gemeinsamen
europäischen Werte“ begründen danach
ein speziell auf  Europa bezogenes „Recht
des KSZE- und jetzigen OSZE-Raums“
mit anderen, höheren Maßstäben als in
der übrigen Welt, so die deutsche Positi-
on. Mit dieser rechtlichen Konstruktion
eines „europäischen regionalen Völker-
rechts“ wird auch ein erweitertes Ein-
griffsrecht von Seiten der NATO bzw.
in Zukunft einer europäischen militäri-
schen Organisation unter der Führung
Deutschlands geschaffen. Das bis heute
praktizierte Internationale Staatsrecht43

mit den Vereinten Nationen im Zentrum,
seiner universalen Gültigkeit, den Prin-
zipien staatlicher Souveränität und An-
erkennung bestehender Grenzen sowie
den damit auf  die Stabilisierung der in-
ternationalen Ordnung zielenden Grund-
lagen, ein Produkt der Regelungen nach
1945, stört dabei nur. Schon seit Anfang
der 1990er Jahre wird von deutscher Sei-
te auf den unterschiedlichen politischen
Ebenen das bestehende Internationale
Staatsrecht als zu eng und als den An-
sprüchen der neuen Zeit, die da begann,
nicht mehr gerecht werdend kritisiert.
Nach jahrelangen Vorarbeiten innerhalb
europäischer Gremien und Institutionen
hat Deutschland mit dem Kosovo-Kon-
flikt einen Hebel gefunden, das bisheri-
ge Internationale Staatsrecht aufzubre-
chen.  Mit seinen Überlegungen fügt
Wellmann dem jetzt einen weiteren An-
wendungspunkt hinzu. Die deutsche Po-
sition von einem „regionalen Völker-
gewohnheitsrecht“, wie Kinkel es be-
nennt, bricht eindeutig mit der universa-
len Gültigkeit des Internationalen Staats-
rechts, und mit der Einführung von Ka-
tegorien wie Raum, Region oder Minder-
heiten wird auch die territoriale Integri-
tät von Staaten angegriffen. Genau das
macht Wellmann mit seinen Überlegun-
gen. Der grüne Europaabgeordnete
Cohn-Bendit formulierte diese Position
so: Die Strukturen der Vereinten Natio-

nen hätten sich „überlebt“. „Sie räumt
den Hauptmächten der Anti-Hitler-Ko-
alition Vorrechte ein, die in der bipola-
ren Welt des kalten Krieges noch einen
Einigungszwang bewirkten, aber nicht
mehr in der Zeit renationalisierter
Regionalkonflikte passen.“44  Darum geht
es: Das Aufbrechen der bisherigen inter-
nationalen Machtstrukturen, um bei der
beabsichtigten Neuordnung Europas die
Macht räumlich und regional zu Gunsten
Deutschlands neu zu verteilen.

In dieser Denkrichtung befindet sich
auch der Kieler Friedensforscher Chri-
stian Wellmann: Mit seiner Aussage, dass
„die klaren Grenzziehungen eines terri-
torial geprägten Verständnisses von Sou-
veränität überwunden werden“ müssen,
bricht Wellmann mit der „konservativen
Beibehaltung des bisherigen zwischen-

staatlichen Denkens“, wie Carl Schmitt
es formulierte. Damit propagiert er
gleichzeitig gewollt oder ungewollt den
alten deutschen Reichsgedanken: Eine
„neue Ordnung von Staaten, Gesellschaf-
ten und Völkerwelten, die die national-
staatliche Ordnung des 19. Jahrhunderts
und des Liberalismus ablösen“, wie Kurt
Sontheimer es in seinem Buch ‘Antide-
mokratisches Denken in der Weimarer
Republik’ formulierte.45  Für Wellmann ist
„sein Kaliningrader Modell“ „ein Sinn-
bild für ein Verständnis von europäischer
Integration ..., das über die institutionel-
len Grenzen der EU hinausweist“ und
so „am Ende als Kristallisationspunkt für
die Herausbildung einer dauerhaften trag-
fähigen Friedensstruktur in Europa“ sich
„erweist“.  Damit verhilft Wellman unwis-

sentlich-wissend dem theoretischen An-
satz eines Carl Schmitt in „innovativer
Form“ wieder zur europäischen politi-
schen Anwendung.

Regionalismus, Autonomie und Sepa-
ratismus - die innerrussische Debat-
te

Mit der Politik einer Aushebelung staat-
licher Souveränität hat die deutsche Au-
ßenpolitik seit 1990 schon einige „Erfah-
rungen“ gesammelt und „Erfolge“ er-
reicht46 : Die inneren Erosionen der gro-
ßen Zentralstaaten Jugoslawien, Tsche-
choslowakei oder der Sowjetunion wur-
den mit einer völkischen Argumentation
und der Formel vom „Selbstbestim-
mungsrecht der Völker“ unterstützt so-
wie die jeweiligen regionalen bzw. natio-

nalen Eliten mit Versprechungen politi-
scher wie auch wirtschaftlicher Unterstüt-
zung zur Trennung von den Zentralver-
waltungen in Belgrad,  Prag oder Moskau
ermuntert. Diese Politik stieß während
der Zerfallsprozesse in den jeweiligen
Staaten auf einen regionalen, nationali-
stischen Resonanzboden.

In der Sowjetunion wurde Ende der
1980er Jahre in den einzelnen Teil-
republiken der Ruf nach dem „Selbstbe-
stimmungsrecht der Völker“ immer lau-
ter. Es bildeten sich nach und nach über-
all nationalistische „Volksfronten“,  die
sich für eine nationale „Wiedergeburt“
der Esten, Letten,  Litauer, Ukrainer,
Weißrussen, Moldawier, Russen usw. ein-
setzten. Die nationalistischen regionalen
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Eliten suchten ihr wirtschaftliches und
soziales Heil im „Selbstbestimmungs-
recht“ und der Loslösung von Moskau.

In der größten sowjetischen Nachfolgere-
publik, der Russischen Föderation, beste-
hen seit der Unabhängigkeit 1991 diese
Regionalismus-,  Autonomie-,  und
Separatismusbestrebungen weiter fort.
Diese Bestrebungen nahmen nach der
Wahl von Boris Jelzin zum russischen
Präsidenten rasch zu. Mit der gleichen
nationalistischen und ökonomischen Ar-
gumentation wie während des Auseinan-
derbrechens der Sowjetunion wurde die-
se Entwicklung von den regionalen Eli-
ten begründet. Begünstigt hat dies zum
einen auch die verfassungsrechtliche Aus-
gestaltung sowie zum zweiten der
Gebietsaufbau der Russischen Föderati-
on.  Die politische Gebietsstruktur
Russlands besteht insgesamt aus 89 un-
terschiedlichen Einheiten auf  drei Ebe-
nen:  21 Republiken mit nichtrussischen
Titularnationen bilden die sogenannte
national-staatliche Ebene, ein autonomes
Gebiet und zehn autonome Kreise oder
Bezirke (okrugi) - ebenfalls mit nicht-
russischen Titularnationen - bilden die
national-territoriale und sechs Regionen
sowie 49 Gebiete (oblasti) außerhalb der
ethnischen Autonomiestruktur die admi-
nistrativ-territoriale Ebene. Dazu kom-
men als besondere Einheiten die beiden
Städte Moskau und St.  Petersburg.47

Nach der russischen Verfassung und dem
Föderationsvertrag sind die einzelnen
Republiken selbständige Subjekte mit ei-
genen Verfassungen, Staatsbürgerschaf-
ten, Gesetzgebung. Auf  Grundlage die-
ser verfassungsrechtlichen Situation kön-
nen sie eigenständige internationale Ver-
träge und Vereinbarungen abschließen
sowie außenwirtschaftliche Beziehungen
tätigen.

Erge bnis der innerstaatlichen
Destabilisierung Russlands war es u.a.,
dass die regionalen Eliten ihre Steuerein-
nahmen nicht an die zentralen russischen
Finanzbehörden überwiesen und sich
weigerten, in den russischen Finanzaus-
gleich einzuzahlen.  Hinzu kam, dass in
einigen Regionen Russlands von den dor-
tigen Machthabern eigene Währungen
eingeführt wurden. Außerdem entstan-
den in dieser Zeit aus dem
Zerfallsprozess der Roten Armee regio-
nale Militäreinheiten, die unabhängig von
den zentralen Sicherheitsbehörden agier-
ten und nur den regionalen Eliten bzw.
Kommandanten gehorchten.48

Diese Entwicklung der Desintegration

Russlands wurde nach der Amtsübernah-
me des neuen Präsidenten Wladimir
Putin ab März 2000 gebremst. Putin setzt
seitdem wieder auf  einen starken
Gesamtstaat Russland und schaut dabei
den regionalen Eliten mehr und mehr auf
die Finger.

Der Ruf  des damaligen russischen Prä-
sidenten Jelzin an die Republiken und
Autonomen Gebiete, „so viel Souverä-
nität abzubeißen, wie sie nur verschlin-
gen konnten“49 , wurde auch in
Kaliningrad sehr aufmerksam gehört.
Gleich nach der Aufhebung der militäri-
schen Sper rzone 1991 begann in
Kaliningrad eine Debatte um den Status
der Oblast, die bis heute intensiv geführt
wird und das Verhältnis zwischen der
Kaliningrader Gebietsverwaltung/Politik
auf der einen und der Moskauer Zentral-
verwaltung/Politik auf  der anderen Sei-
te immer wieder belastet.

Als erstes Ergebnis dieser Debatte wur-
de die Idee des deutschen Bankers Chri-
stians von 1988 aufgegriffen und 1996
die „Sonderwirtschaftszone Jantar“ ins
Leben gerufen, die der Region in Fragen
der Zoll- und Steuerpolitik gewisse Son-
derrechte einräumt (siehe oben). Der
Beschluss über die Einrichtung der
Sonderwirtschaftszone war der willkom-
mene Anlass, hierauf aufbauend weitere
Forderungen über die Eigenständigkeit
der Regionalverwaltung gegenüber Mos-
kau zu stellen. Dem gegenüber achtet
Moskau auf der anderen Seite bisher ganz
genau darauf , dass aus der Sonder-
wirtschaftszone keine separatistischen
Tendenzen erwachsen und damit die
staatliche Integrität der Russischen Fö-
deration gefährdet wird. Dass dies keine
Politik ist von „Verwaltern imperialer
Nostalgie, die in Russland an der Macht
sind“ und die „sich fester denn je an ihre
heruntergekommene Kriegstrophäe
klammern“50 , oder von Moskauer Politi-
kern, die nur „in macht- und sicherheits-
politischen Kategorien denken“51 , wie es
in Deutschland verbreitet wird, sondern
einen real stattfindenden Prozess der
Desintegration darstellt, macht die Band-
breite deutlich, in der die Debatte inhalt-
lich geführt wird:

Zum einen geht es um eine Status-
veränderung im Rahmen der russischen
Verfassung über mehr regionale Autono-
mie und Selbständigkeit; dann um eine
„Europäisierung“ der Region (d.h. die
Oblast sollte unter europäische Verwal-
tung gestellt werden),  bis hin zur Forde-
rung nach einer Unabhängigkeit der

Oblast von Moskau, verbunden mit der
Schaffung einer vierten baltischen Repu-
blik.

Nach dem Beschluss des russischen
Staatlichen Zollkomitees über die Ab-
schaffung der Vergünstigungen der
Sonderwirtschaftszone von Anfang Janu-
ar 2001 mehren sich die Stimmen, die sich
verstärkt für eine Umwandlung
Kaliningrads in eine autonome Baltische
Republik im Bestand der Russischen Fö-
deration aussprechen. Jedoch mit den
Rechten eines Subjektes des Internatio-
nalen Staatsrechts:  „Um selbst mit der
EU zu verhandeln. Allein schon aus dem
Grund, dass wir im Unterschied zur Rus-
sischen Föderation Europa nichts schul-
den, und das bedeutet, dass auch unsere
Positionen bei solchen Verhandlungen
fester sein werden.“52

Der Vollständigkeit halber sei am Rande
noch erwähnt, dass es in Kaliningrad auch
Stimmen gibt, die eine Wiederherstellung
des „lieben Ostpreußen“ fordern.53  Sie
wollen keinen Umweg über die EU ma-
chen,  sondern wünschen sich gleich di-
rekt die Aufnahme durch die Bundesre-
publik.

Auf  der anderen Seite gibt es auch ge-
genläufige Vorstellungen, wie in Zukunft
die Oblast Kaliningrad organisiert bzw.
verwaltet werden soll. Im Februar 2001
veröffentlichte der russische „Rat für
Außen- und Verteidigungspolitik“, ein
Beratergremium des Präsidenten, einen
Bericht, in dem es um die Änderung des
Status des Gebietes geht: Darin schlägt
der „Rat“ die vollständige Umwandlung
der Regionalverwaltung vor. Zukünftig
solle die Oblast direkt aus Moskau ver-
waltet werden, so z.B. solle der Gouver-
neur durch Moskau direkt ernannt wer-
den. Die Verfasser sind der Meinung, dass
man die Enklave nur durch harte Be-
schlüsse im einheitlichen Wirtschafts-
raum behalten könne.54

Bei allen Überlegungen geht es entschei-
dend darum, die Distanz zur Moskauer
Politik und Verwaltung so weit wie mög-
lich zu vergrößern und somit den Mos-
kauer Einfluss auf  die Politik in
Kaliningrad auszuschalten.  Es geht um
die politische, wirtschaftliche und admi-
nistrative Eigenständigkeit des
Kaliningrader Gebiets, ohne dass Mos-
kauer Ministerien oder auch der russische
Präsident mitentscheiden können.

Diese örtlichen Vorstellungen zur Orga-
nisierung der Oblast treffen sich mit den
europäischen bzw. den deutschen. Die
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Initiativen der Europäischen Kommissi-
on sowie die „uneigennützige“ deutsche
Kaliningrad-Politik zeigen eindeutig das
Ziel einer politischen und ökonomischen
Abkoppelung Kaliningrads von der Rus-
sischen Föderation.  Diese „europäische“
Politik hat wiederum große Auswirkun-
gen auf das Innenverhältnis Oblast - rus-
sischer Gesamtstaat.  Es fördert bzw.
facht das Spannungsverhältnis zwischen
ihnen weiter an. Dies führte denn auch
zu der deutlichen Mahnung des russi-
schen Außenministers Iwanow, dass es
„verantwortungslose Versuche gebe, auf
die Angelegenheiten Kaliningrads ohne
Rücksicht auf das föderale Zentrum ein-
zugehen. Wir dürfen nicht zulassen, dass
im Bereich der Außenbeziehungen der
Region Anhaltspunkte entstünden, die
staatliche Machtvertikale zu stören und
die lokale Verwaltung mit russischen
Machtorganen auseinander zu brin-
gen.“55

Für die russische Innenpolitik hat die
Entwicklung um Kaliningrad darüber
hinaus eine weitere Bedeutung:  Erhält die
Oblast Sonderrechte, so kann das eine
Signalwirkung auf  andere Regionen in-
nerhalb Russlands haben, auch solche
Sonderrechte einzufordern.  Der alte
Streit zwischen Moskau und den
Regionaleliten über Autonomie- oder
Separatismusbestrebungen würde wieder
verschärft aufbrechen und somit den
Zusammenhalt der Russischen Födera-
tion gefährden.

EU-Aktivitäten gegenüber der Russi-
schen Föderation

Nachdem Auseinanderbrechen der So-
wjetunion und dem Wegfall der osteuro-
päischen realsozialistischen Staaten stellte
sich für die EU die Frage nach einer neu-
en Art der Beziehungen zu diesen Staa-
ten sowie zu Russland. So wurden seit
dieser Zeit mit allen osteuropäischen
Staaten Partnerschafts-, Freundschafts-
oder sogenannte Assoziierungsab-
kommen abgeschlossen.  Diese Abkom-
men bilden die Grundlage für die heuti-
ge Zusammenarbeit der EU mit diesen
Staaten sowie für das von Deutschland
eingefädelte Projekt einer EU-Ost-
erweiterung. Mit dem Näherrücken eines
EU-Beitritts von Polen,  der Tschechi-
schen Republik, Ungarns und der drei
baltischen Staaten Litauen, Estland so-
wie Lettland bekommen deshalb die Be-
ziehungen der EU zu Russland eine im-
mer wichtigere Bedeutung.

Ein erstes umfassendes Abkommen zwi-
schen der EU und Russland wurde 1991
abgeschlossen:  Das sogenannte TACIS -
Technical Assistance for the
Commonwealth of  Independent States.
Es hat zum Ziel, „die Bemühungen um
die Gesundung und Neubelebung der
Wirtschaft“ zu unterstützen, und soll u.a.
die Umstrukturierung der öffentlichen
Unternehmen sowie die Privatwirtschaft,
die Landwirtschaft, Infrastr uktur-
maßnahmen, den Energiesektor, Tele-
kommunikation und Verkehr sowie die
Reform der öffentlichen Verwaltung för-
dern.

In Folge des TACIS-Abkommens wur-
den ab 1992 umfangreiche Gespräche
und Verhandlungen zwischen der EU
und Russland geführt, die 1994 in einem
„Partnerschafts- und Kooperationsab-
kommen (PKA)“ mündeten. „Das Ab-
kommen soll den Übergang der GUS-
Staaten zu demokratischen Marktwirt-
schaften fördern und erleichtern. Es ba-
siert auf der Anerkennung der demo-
kratischen Grundwerte, der Beachtung
der Menschenrechte und dem Prinzip der
freien und sozialen Marktwirtschaft. Es
bezieht sich auf die Wirtschafts- und
Handelsbeziehungen, die nukleare Sicher-
heit,  den Umweltschutz, den politischen
Dialog , die Menschenrechte,  den
Reformprozess und auf die gegenseitige
Ermäßigung der Zölle und Mengen-
beschränkung.“56  Das „Partnerschafts-
und Kooperationsabkommen“ beinhal-
tet das Prinzip der Asymmetrie und er-
möglicht Russland ein Vorzugsrecht auf
Anwendung von Maßnahmen zum
Schutz seiner Produzenten im Binnen-
markt. Am 1. Dezember 1997 trat es in
Kraft. Es bildete die Grundlage für die
weitere EU-Russlandpolitik.

Auf dem Kölner EU-Gipfeltreffen des
Europäischen Rates im Juni 1999 wurde
eine „Gemeinsame Strategie der Euro-
päischen Union für die Russische Föde-
ration“ beschlossen.  Die „Gemeinsame
Stra tegie“ untermauer t die im
„Partnerschafts- und Kooperationsab-
kommen“ vereinbarten Maßnahmen,
anvisiert die „Konstituierung eines ge-
meinsamen Wirtschafts- und Sozial-
raums“ und setzt sich die „Wahrung der
Stabilität in Europa, Förderung der welt-
weiten Sicherheit sowie Antwort auf  die
sich dem Kontinent stellenden gemein-
samen Herausforderungen durch ver-
stärkte Zusammenarbeit mit Russland“57

zum Ziel.

Bei all diesen Vereinbarungen oder Ver-

trägen für eine Zusammenarbeit der EU
mit Russland taucht Kaliningrad als ein
Kooperationsthema nicht auf. Diese Po-
litik der EU-Gremien gegenüber
Russland - auf  Kaliningrad bezogen -
stieß in Deutschland auf  Missfallen.
„Brüssel hat in den letzten Jahren eher
zurückhaltend agiert, möglicherweise des-
halb, um Kontroversen mit Moskau zu
vermeiden und nicht in die komplizier-
ten Zentrum-Region-Beziehungen invol-
viert zu werden“, so das „Bundesinstitut
für ostwissenschaftliche und internatio-
nale Studien“.58

Die „Nördliche Dimension“ der EU

Nach der Aufnahme der beiden Ostsee-
staaten Schweden und Finnland in die
Europäische Union zum 1.  Januar 1995
legte die Finnische Regierung im Herbst
1997 ein Konzept für eine EU-Politik im
Norden Europas vor. Nach der nördli-
chen EU-Erweiterung sei es jetzt an der
Zeit für eine umfassende Strategie der
Europäischen Union um dieser Tatsache
Rechnung zu tragen,  so der finnische Pre-
mierminister Lipponen bei der Vorstel-
lung des Konzeptes einer „Nördlichen
Dimension“ der EU. Es gehe dabei dar-
um, die wirtschaftlichen, politischen, öko-
logischen und kulturellen Probleme und
Möglichkeiten zu bündeln und in einer
umfassenden Strategie für die gesamte
EU zusammen zufassen.59

„Die ‘Nördliche Dimension’ ist die erste
EU-Initative, die im Sinne einer regiona-
len Entwicklungspolitik die herausragen-
de Bedeutung Nordwestrusslands für die
grenzübergreifenden Beziehungen EU-
Russland unterstreicht und dabei dem
Problem Kaliningrad besondere Auf-
merksamkeit widmet“,  so Heinz
Timmermann, Leiter des Forschungsbe-
reichs Außen- und Sicherheitspolitik der
GUS-Staaten am Bundesinstitut für ost-
wissenschaftliche und internationale Stu-
dien.60  Von der deutschen Politik wird
die finnische Initiative als Ausgangspunkt
gesehen, in deren Rahmen Kaliningrad
in die EU-Osterweiterungspläne einbe-
zogen werden kann. Dies aber war nicht
von Anfang an von der finnischen Seite
angedacht, als sie das Konzept entwik-
kelten und in der EU zur Diskussion stell-
ten. In dem ursprünglichen Konzept der
„Nördlichen Dimension“ ist von
Kaliningrad gar keine Rede!61  Haupt-
grund des finnischen Konzepts ist es, die
nördlichen EU-Staaten innerhalb der EU
besser zu positionieren, zu zeigen: Wir,
die nördlichen EU-Staaten, sind auch
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noch da und sind Teil der Europäischen
Union. Dazu gehöre es eben auch, dass
Verabredungen über einen institutionel-
len Rahmen und adäquate finanzielle
Arrangements getroffen werden müssen,
so das finnische Konzept.62  Es ging und
geht somit um eine zwischen kapitalisti-
schen Staaten normale Konkurrenz-
situation,  um verbesserte Produktions-
standorte, Absatzmärkte und hauptsäch-
lich um das bessere Anzapfen der ver-
schiedenen EU-Finanztöpfe für die
Nord-EU-Staaten.63

Nachdem die f innische Regierung ihr
Konzept vorgestellt hatte, war es Gegen-
stand von Verhandlungen auf  höchster
EU-Ebene. Während des Kölner EU-
Gipfels im Juni 1999 beschlossen die EU-
Staaten sogenannte „Leitlinien für die Im-
plementierung der Nördlichen Dimensi-
on“. Auch in diesen „Leitlinien“ f inden
sich keine Passagen zur Oblast
Kaliningrad.

Die Überlegung, Kaliningrad in das Kon-
zept der „Nördlichen Dimension“ mit
auf zunehmen wurde erst im Laufe der
weiteren Bearbeitung konkret und es war
wieder die deutsche Politik, die hierzu
initiativ wurde. In Abstimmung mit dem

Auswärtigen Amt waren es diesmal fe-
derführend die norddeutschen Bundes-
länder, die bei der EU-Kommission vor-
stellig wurden: Auf einer Konferenz der
norddeutschen Bundesländer im April
1999 wurde die Einsetzung einer Arbeits-
gruppe zur „Nördlichen Dimension“
beschlossen. Ergebnis der Beratungen ist
ein gemeinsames Positionspapier der
norddeutschen Bundesländer vom
Herbst 1999. Zum finnischen Vorschlag
einer EU-Nordeuropapolitik wird darin
Kaliningrad als ein Feld der europäischen
Politik angesprochen: „Die ‘Nördliche
Dimension’ eröffnet die Chance, für das
Verhältnis der EU zu Russland neben der
globalen auch eine regionale Ebene zu
erschließen und die bereits bestehenden
subregionalen Beziehungen zu nutzen,
um auf  einer Reihe von Gebieten von
gemeinsamem Interesse zu einer engen
Kooperation zu gelangen. ... Im Fokus
einer solchen Strategie stehen der Nord-
westen Russlands und die osteuropäi-
schen Beitrittskandidaten sowie die be-
stehende grenzüberschreitende, trans-
nationale und interregionale Kooperati-
on vorrangig in der Ostseeregion“64 , so
die norddeutsche Position. Um dann
konkret zu werden: „Die Zukunft und die
Perspektiven der künftigen russischen

‘EU-Exklave’ Kaliningrad ist von zentra-
ler Bedeutung für eine stabile Entwick-
lung der Ostseeregion. Mit Blick auf  die
künftigen Beziehungen EU-Russland
kommt ihr eine wichtige Scharnier-
funktion zu. ... In der Perspektive eröff-
net die exponierte geopolitische Lage
Kaliningrads die Chance, diese Region zu
einer Modellregion der künftigen Zusam-
menarbeit EU-Russland zu entwickeln.“
Deshalb schlagen die norddeutschen
Bundesländer der EU-Kommission vor,
„im Rahmen des Konzepts der ‘Nördli-
chen Dimension’ unter Einbeziehung der
unmittelbaren Nachbarstaaten und Ak-
teure der Ostseekooperation eine ‘euro-
päische Strategie’  für Kaliningrad zu ent-
wickeln“ und dabei auch Vorschläge für
ein ‘Baltic Schengen’ zu berücksichti-
gen.65

Damit fand die Oblast Kaliningrad Ein-
gang in den im Juni 2000 während des
Gipfeltreffens des Europäischen Rates
im Feira beschlossenen „Aktionsplans für
die Nördliche Dimension für den Zeit-
raum 2000-2003“.

Der EU-Maßnahmenkatalog für
Kaliningrad

Im Januar 2001 legte im Namen der EU-
Kommission der für Außenbeziehungen
zuständige Kommissar Patten offiziell
einen ausführlichen Maßnahmenkatalog
über die angestrebte Zusammenarbeit der
EU mit Russland bezüglich der Region
Kaliningrad,  vor.

„Die Übernahme des gemeinschaftlichen
Besitzstandes durch Polen und Litauen
wird zwangsläufig dazu führen, dass sich
einige der bisherigen Ordnungen und
praktischen Re gelungen zwischen
Russland,  der EU und den neuen
Mitgliedstaaten ändern.“ Dies wird „spe-
zifische Folgen für das Kaliningrader
Gebiet mit sich bringen, und zwar insbe-
sondere was Aspekte wie Waren- und
Personenverkehr oder Energieversor-
gung anbelangt.“66

Als „Hintergrundinformationen zum
Kaliningrader Gebiet“ stellt die EU-
Kommission in dem Maßnahmenkatalog
fest,  dass die Region Kaliningrad wie das
restliche Russland „einen ausgeprägten
wirtschaftlichen Verfall erlebt“, dieser
aber hauptsächlich „durch die russische
Finanzkrise von August 1998“ entstan-
den sei, da das Gebiet „vom Außenhan-
del abhängt und insbesondere auf die
Einfuhren angewiesen ist.“67  Die Wirt-
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schaftsstruktur habe sich nach der Öff-
nung der ehemaligen Militärzone verän-
dert: Früher war die Industrieprodukti-
on schwerpunktmäßig auf  das Militär
ausgerichtet, heute dagegen sind „die
wichtigsten gewerblichen Wirtschafts-
tätigkeiten die Ölförderung und
Bernsteingewinnung. Öl wird vor der
Küste gefördert (ca.  1 Million t im
Jahr)“68 . Dazu kommen die weltweit
größten Bernsteinvorkommen (rund
90%) sowie die Möbelfertigung, der Ma-
schinenbau und die Entwicklung von
EDV-Software. „Rund 10.000 Menschen
betreiben vermutlich regelmäßig einen
grenzüberschreitenden Handel (‘shuttle
trading’).“ Außerdem deutet nach Mei-
nung der EU-Kommission „die starke
Präsenz Moskauer Banken im Gebiet
ebenfalls darauf hin, dass das Gebiet
wirtschaftlich gesehen attraktiv ist.“ Dies
zeige sich auch daran, dass zwar „der
Lebensstandard im Kaliningrader Gebiet
unter dem russischen Durchschnitt liegt“,
aber „in dem Gebiet ein verhältnismäßig
hoher sichtbarer Verbrauch zu beobach-
ten ist, beispielsweise in Supermärkten
und Restaurants nach westlichem Vor-
bild.“69

Im Bereich der Bildung spricht das Pa-
pier davon, dass das Gebiet ein recht gu-
tes Grundbildungswesen besitzt sowie
dass die „Staatliche Universität von
Kaliningr ad und fünf weitere
Hochschuleinrichtungen in dem Gebiet
sich durch einen nach wie vor hohen
Standard auszeichnen.“70

Und mit einem anderen wichtigen Punkt,
der in der deutschen Öffentlichkeit im-
mer wieder zu übertriebenen Horror-
meldungen führt, räumt die Kommissi-
on auf: Die Zahl der Militärpersonen in
der angeblich „hochgerüsteten und stra-
tegisch wichtigen Oblast“, wie die FAZ
neuerdings wieder ideologisch kommen-
tiert hat71 , ist seit 1991 von 200.000 auf
18.000 zurückgegangen. Und somit wird
das Militär „die politische und wirtschaft-
liche Bedeutung“ nicht wieder erlangen.72

Im einzelnen erläutert das Diskussions-
papier der Kommission konkrete Projek-
te zur Grenzkontrolle , zum Personen-
und Güterverkehr, zur Energieversor-
gung und zum Umweltschutz. Bei all die-
sen Projekten stehen aber die Vorschlä-
ge zu den künftigen Grenzkontrollen und
Visabestimmungen im Vordergrund.
Dies hat besondere Bedeutung für die
Menschen in Russland sowie für die in
der Oblast: Denn bis heute ist es zum
einen für die Kaliningrader möglich, ohne

Visa, nur mit einem Personalausweis, am
sogenannten kleinen Grenzverkehr zwi-
schen Polen bzw. Litauen und dem
Kaliningrader Gebiet teilzunehmen, und
zum anderen besteht bis heute eine
visumsfreie Durchfahrtsmöglichkeit für
russische Staatsbürger von oder nach
Kaliningrad. Nach den Vorstellungen der
EU-Kommission sollen diese Bestim-
mungen bei einem EU-Beitritt Polens
und Litauens nicht mehr gelten.  Die
Kommission erwartet, dass die gegenwär-
tige Visumfreiheit zwischen Litauen und
Kaliningrad aufgegeben wird. Außerdem
müssten die Einwohner Kaliningrads im
Besitz gültiger Pässe sein. Um dies kon-
trollieren zu können, werden mit EU-
Mitteln im Rahmen des TACIS-Pro-
gramms die Grenzübergänge nach Litau-
en und Polen mit modernsten techni-
schen Überwachungssystemen moderni-
siert.

Die Bewohner der Oblast werden danach
nur noch mit gro-
ßem Aufwand ihre
Nachbarstaaten
oder das russische
Kernland besu-
chen können. Ent-
steht diese „Visa-
Wand“ für die
Einwohner der
Oblast tatsächlich,
so ist das der erste
Schritt, „die Regi-
on in ein Reservat
innerhalb Europas
zu verwandeln“,
so sagt es selbst
der Kaliningrader
G o u v e r n e u r
W l a d i m a r
Je gorow.73  Hier
werde „das Grundrecht des russischen
Bürgers auf  Bewegungsfreiheit einge-
schränkt“, so Jegorow weiter, und außer-
dem „die Wirtschaft, die mit anderen
Regionen Russlands in geschäftlichen
Verbindungen steht“, in Mitleidenschaft
gezogen. Die Planung, ein spezielles Visa-
regime für die Bürger von Kaliningrad
mit freien Reisemöglichkeiten in einer
erweiterten EU einzurichten, führte in-
nerhalb Russland zu der berechtigten
Frage, ob es zwei Klassen von Russen
gebe: Solche, die in der EU reisen dürf-
ten (die aus Kaliningrad), und die Masse
der anderen, die das nicht könnten.

Man sieht, die EU setzt auf  Trennung
der Oblast vom russischen Kernland so-
wie mit der Schaffung eines neuen Sy-
stem von Grenzkontrollen auf

Abschottung und nicht,  wie in den
Sonntagsreden immer wieder gesagt wird,
auf einen Brückenschlag zwischen Ost
und West.

Insgesamt wird die angestrebte EU-Ost-
erweiterung um die baltischen Staaten
und, damit verbunden, die Einbeziehung
der Kaliningrader Oblast von russischer
Seite nicht nur aus politischen Gründen
eher skeptisch beurteilt.  Auch und gera-
de die ökonomischen Folg en für
Russland werden negativ gesehen: Für
das Europa-Institut der Russischen Aka-
demie der Wissenschaften in Moskau lie-
gen die entstehenden Integrationsnach-
teile darin, dass „erstens die russische
Wirtschaft verstärkt Exportmärkte in
Mittel- und Osteuropa ver lieren“ werde;
„zweitens werden die Transit-
möglichkeiten - etwa durch die baltischen
Staaten - im Gütertransport für russische
Unternehmen eingeschränkt; drittens
zeichne sich eine Einschränkung der Frei-

zügigkeit russischer Bürger - insbeson-
dere mit Blick auf Kaliningrad ab;
schließlich werde die Verhandlungs-
position Moskaus gegenüber einer erwei-
terten Union generell geschwächt.“74  Die
Interpretation der „Nördlichen Dimen-
sion“ als einer politischen Strategie zur
Anbindung der Russischen Föderation an
die EU wird vom Europa-Institut nicht
geteilt. „Auch hier stehen Interessen der
EU - etwa im Bereich der Energieversor-
gung - klar im Vorderung.“75

Die Interessen und Perspektiven der
deutschen Wirtschaft in der Region

Was macht die Oblast Kaliningrad nun
so interessant für die deutsche Wirt-
schaft? Deutschland rangierte bei den

Republikaner beim Ostpreußentreffen;  Schild im Hintergrund: „Memel,
Beuthen, Breslau, Stettin, Deutsche Städte wir Berlin“
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Investitionen nach der Schweiz und Li-
tauen an dritter Stelle und ist der wich-
tigste Handelspartner der Oblast. Im
Gegensatz zu den Horrormeldungen
mancher Politiker, Politkwissenschaftler
oder Medien schätzt die Wirtschaft die
Bedingungen doch etwas realistischer ein:
„Im Kaliningrader Gebiet herrschen po-
litisch stabile Verhältnisse, die mittel- und
langfristig Strategien zulassen. Es unter-
hält den zweitgrössten Ostsee-Hafen
Russlands. Er ist eisfrei und bildet ein
wichtiges Tor zum europäischen Teil
Russlands, einschließlich Moskau, und
nach Weißrussland. Die Beziehungen zu
den Nachbarstaaten,  insbesondere zu
dem wichtigsten Transitland Litauen, sind
gut“,  so die Hamburger Handelskam-
mer.76  Außerdem steht hier „gutes quali-
fiziertes und diszipliniertes Personal zur
Verfügung.“ Die Lohnkosten sind nied-
riger als etwa in Polen oder den baltischen
Staaten, und hinzu kommt, dass „die
Löhne hier fast ein Viertel unter dem
russischen Durchschnitt“ liegen, so der
Cheflobbyist Dr. Stephan Stein, Leiter
der Kaliningrader Filiale der Delegation
der Deutschen Wirtschaft in der Russi-
schen Föderation.77  „Löhne und Gehäl-
ter für einfache Tätigkeiten liegen bei
etwa 1.500 Rubel (ca. 64 Euro),  für qua-
lifizierte Tätigkeit bis etwa 3.000 Rubel
(ca.  128 Euro). Die Tendenz,  mit
Russland nicht Handel zu treiben, son-
dern in Russland zu produzieren, um
Importquoten, Luxussteuer und protek-
tionistische Massnahmen der russischen
Regierung umzugehen,  eröffnet dem
Kaliningrader Gebiet besondere Chan-
cen wegen seines Status als zollfreie Zone.
Die besten Voraussetzungen liegen kurz-
fristig in den Bereichen Assembling und
Lohnveredelung.“78

Darüber hinaus von Interesse für die
deutsche Wirtschaft sind die Bestimmun-
gen der Sonderwirtschaftszone
Kaliningrad, insbesondere „die Verord-
nung des Staatlichen Zollkommitees, die
u.a.  besagt, dass Waren,  die im
Kaliningrader Gebiet verbleiben oder in
ihm hergestellt wurden und anschliessend
in das übrige Zollterritorium der Russi-
schen Föderation, in die Territorien der
Zollunion der GUS-Staaten bzw. ins Aus-
land verbracht werden, von Zoll und an-
deren Abgaben befreit sind“.79  Gleiches
gilt für den Import von Rohstoffen und
Vorprodukten. Dabei muss die lokale
Wertschöpfung bei Be- und Verarbeitung
mindestens 30%, bei Elektronik und
komplizierter Haushaltstechnik 15% be-
tragen.80

Die besonderen gesetzlichen Vergünsti-
gungen nutzt seit 1999 BMW mit seiner
Produktion von PKWs in Kaliningrad.
„Für die Wahl von Kaliningrad sprachen
laut Angaben aus München die Vorteile
der Sonderwirtschaftszone, die günstigen
Transportwege, die Infrastruktur und die
Qualifikation der Arbeitskraft.“81

Bei alledem sichert sich BMW trotzdem
noch zusätzlich ab, denn das Risiko soll
so gering wie möglich gehalten werden:
Der russische Partner von BMW in
Kaliningrad, „Avtotor“, „arbeitet auf der
Basis von Auftragsarbeit; eine Kapitalbe-
teiligung von BMW besteht nicht und
wird auch nicht angestrebt“82 , so die
Konzernzentrale in Deutschland.

Als positiver Nebeneffekt für die Mün-
chener Autobauer macht sich noch be-
zahlt, dass der Kaliningrader Betrieb
„Avtotor“ als erster russischer Auto-
produzent das Internationale Qualitäts-
zertifikat erhalten hat. Dieses Zertifikat
berechtigt, die im Werk gefertigten Wa-
gen in den Westen zu exportieren. Da-
mit weisen die Kaliningrader BMWs eine
ebenso hohe Qualität auf wie die direkt
aus Deutschland kommenden Wagen.83

Aber - und das macht die Produktion hier
so lukrativ - die montierten Limousinen
sind um 20% billiger als die West-
importe.84  So können die Wagen nicht
nur billiger auf dem russischen Markt
angeboten, sondern später vielleicht ein-
mal auch in den Westen verkauft werden.

Die ganzen Bestimmungen der Sonder-
wirtschaftszone wollte Moskau 2000, im
Rahmen der Auseinandersetzung um die
Status-Frage der Region,  wieder außer
Kraft setzen. Der neuge wählte
Kaliningrader Gouverneur Wladimir
Jegorow erreichte aber während seines
ersten Besuch in Moskau, „den Status der
freien Wirtschaftszone zurückzuholen:
nach seinem Januar-Besuch in Moskau
kehrte er als Held zurück“, so die russi-
sche Presse.85

Energiewirtschaft: Das „Schlüssel-
element“ EU - Russland

Im Jahre 2000 gingen rund 50% des ge-
samten russischen Exports in die EU. Die
Hälfte dieses Exports machten Öl- und
Gaslieferungen aus. Der EU-Aussen-
kommissar Chris Patten bezeichnete des-
halb die Energiewirtschaft als „ein
‘Schlüsselelement’ für die langfristigen
Wirtschaftsbeziehungen“86  der EU mit

Russland. Auf  dieses Feld der Wirt-
schaftsbeziehungen hatte die deutsche
Wirtschaft schon frühzeitig hingewiesen:
Im Zusammenhang mit seinen
Kaliningrad-Plänen von 1988 regte der
ehemalige Deutsche Bank-Chef Christi-
ans auch an, die Erschließung der gro-
ßen russischen Rohstoffquellen auf der
Kola-Halbinsel in Angriff  zu nehmen.
Für die Weiterverarbeitung und den
Transport in den Westen bietet sich da
die Region Kaliningrad geradezu an, so
Christians 1990. „Für die reichen
Rohstoffvorkommen auf der Halbinsel
Kola liegt Kaliningrad auf der Verbin-
dungslinie in Richtung Westeuropa. ... Es
ist damit ein gut geeigneter Standort zur
Aufbereitung und Weiterverarbeitung der
Rohstoffe, was einen zusätzlichen Anreiz
für die betroffenen Industriebranchen
bildet“.87

Eine interessante Wiederentdeckung die-
ser alten Idee findet sich in dem Positi-
onspapier der norddeutschen Bundeslän-
der zur „Nördlichen Dimension“. Unter
dem Punkt „Energieversorgung in Nord-
europa sichern“ kann man in dem Posi-
tionspapier jetzt u.a. dazu Folgendes le-
sen: Wichtige Eckpunkte, die in den Rah-
men der Politik der „Nördlichen Dimen-
sion“ fallen, seien u.a.  „eine Integration
Russlands in die Neuorientierung der
Energiepolitik in Nordeuropa“ mit der
„Unterzeichnung der Energiecharta
durch Russland und der erfolgreiche
Abschluss der Verhandlungen über eine
multilaterale Transit-Rahmenregelung zur
Verbesserung des Zugangs zum russi-
schen Energieleitungssystem für die
Nachbarstaaten Russlands.“ Ziel nach
Ansicht der norddeutschen Bundeslän-
der sei die „Förderung der grenzüber-
schreitenden, interregionnalen und trans-
nationalen Zusammenarbeit im Ostsee-
raum“. Dabei komme „aus energiepoli-
tischer Sicht“ der „interessanten Region
Nordwest-Russland“ eine Schlüssel-
funktion zu. Die Sicherung der Energie-
versorgung in Nordeuropa wird maßgeb-
lich u.a.  von der „Sicherung des Zugangs
zu dauerhaften und zuverlässigen Ener-
giequellen (Ausbau der Liefer-
beziehungen im Bereich Kohle, Öl und
Gas; Erschließung neuer Transportwege;
Kooperation von Unternehmen)“88  ab-
hängen.

Auch die deutschen Osteuropa-Strategen
haben die reichen Rohstoffvorkommen
im Nordwesten Russlands bei ihren neu-
er lichen Überlegungen,  wie man
Kaliningrad in „eine russische ‘Pilot’-
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Region im Rahmen der Zusammenarbeit
zwischen Russland und der EU im 21.
Jahrhundert transformieren“ kann,  fest
im Blick.  Der Chef-Stratege Heinz
Timmermann schreibt dazu in seinem
schon erwähnten Papier als wichtiges Ziel
bzw. Aufgabe: Die „Entwicklung und
Nutzung der natürlichen Ressourcen im
Nordwesten Russlands, darunter insbe-
sondere Gas, Öl, Mineralien und Holz-
bestände. Der Aufbau der Energie-
infrastrukturen zu einem Energie-
netzwerk im Ostseeraum unter
Einschluss Kaliningrads soll den wach-
senden Energiebedarf in dieser dynami-
schen Region decken.“89

Tausche Schulden gegen Aktien

Auf  einem anderen interessanten wirt-
schaftspolitischen Feld der deutsch-rus-
sischen Beziehungen unternahm der
deutsche Kanzler einen zusätzlichen
Schritt, um den deutschen Einfluss in
Russland und in Kaliningrad zu stärken.
Während seines als privat bezeichneten
Besuches beim Ehepaar Putin zum rus-
sisch-orthodoxen Neujahrsfest 2001
brachte Schröder die Schulden-Fragen
auf  den Tisch: Wann und wie werde
Russland seine Altschulden an Deutsch-
land endlich zurückzahlen, fragte der
Kanzler. Hintergrund war die russische
Ankündigung, die Schulden an den „Pa-
riser-Club“ erst einmal nicht zu beglei-
chen und die Schuldenzahlung bis zum
Sommer 2001 auszusetzen. Diese russi-
sche Ankündigung sorgte in der deut-
schen Politik für Unruhe, so dass der
Kanzler bei seinem Besuch den russi-
schen Präsidenten Putin dringlich er-
mahnte, die russischen Altschulden ter-
mingerecht zurückzuzahlen. Die politi-
schen und wirtschaftlichen Beziehungen
Russlands zur EU und zu Deutschland
würden darunter stark leiden, wenn die
Schulden nicht beglichen würden. „Da-
mit könnte das Land auf  längere Sicht
Schaden nehmen“, drohte der Kanzler in
Moskau. Außerdem, so Schröder, würde
„sich die Einstufung Russlands bei den
internationalen Kreditorganisationen ver-
schlechtern.“90  Die Folge wäre, dass
Russland keine oder nur noch Kredite zu
verschlechterten, sprich teureren Bedin-
gungen erhalten würde.

Einen Lösungsvorschlag für dieses Pro-
blems brachte der Kanzler in seinem
Reisegepäck gleich mit. Beim trauten
Familienzusammensein „ventilierte“
Schröder die aus der Ära Kohl stammen-

de Idee, russische Schulden gegen eine
Statusänderung der Kaliningrader Regi-
on einzutauschen.91  Darüber sollten Ge-
heimverhandlungen zwischen Berlin und
Moskau aufgenommen werden, mit dem
Ziel, einen Vertrag darüber abzuschlie-
ßen, so die deutsche Vorstellung. Trotz
Dementi bestätigte das russische Außen-
ministerium, dass es deutsch-russische
Gespräche über Möglichkeiten einer
deutschen Beteiligung an großen russi-
schen Industrieunternehmen u.a. auch
aus der Oblast Kaliningrader gibt. Da-
nach wird „über den Tausch von Schul-
den gegen Aktien“ diskutiert92  und deut-
schen Investoren, die in der Region In-
vestitionen tätigen, sollen Aktienanteile
dieser Industriebetriebe überschrieben
werden.93

Diesen Vorschlag
hatte Schröder
schon bei einem
Treffen mit dem
russischen Mini-
ster präsidenten
Kasjanow Anfang
Dezember 2000 in
Berlin gemacht.
Schröder äußerte
damals die Bereit-
schaft,  einen Teil
der 22 Milliarden
Dollar, die
Russland Deutsch-
land schuldet, ge-
gen einen Verkauf von Aktien „würdi-
ger russischer Unternehmen“ an deut-
sche Unternehmen aufzurechnen. Die
Verhandlungen „über eine Schuldenauf-
rechnung gegen Aktienerwerb“ werden
seit Mitte Dezember 2000 zwischen dem
russischen Wirtschaftsminister Gref  und
dem deutschen Finanzminister Eichel ge-
führt, berichtet die immer gut informier-
te Frankfurter Allgemeine Zeitung.94

Protektorat Kaliningrad

Was wird nun aus der russischen Enkla-
ve Kaliningrad, wenn Polen und Litauen
der EU beigetreten sind? Noch ist für die
etwa 1 Million russische Staatsbürger, die
in Kaliningrad leben, der kleine Grenz-
verkehr nach Polen und Litauen ebenso
erleichtert wie die Durchfahrt ins übrige
Russland. Mit dem EU-Beitritt Polens
und Litauens aber soll sich das ändern.
Schon ab 2003 wollen die beiden Länder
eine Visumspflicht einführen. Russland
hingegen fordert die Schaffung visafreier
Transitkorridore, was die EU ihrerseits

strikt ablehnt.

Dass die EU dem künftigen Status der
Enklave eine so große Bedeutung ein-
räumt, ist ein Erfolg der deutschen Au-
ßenpolitik, wie die obige Darstellung ge-
zeigt hat. Seit dem Zusammenbruch der
Sowjetunion verfolgt Deutschland das
Ziel, Kaliningrad zu »europäisieren«, es
in eine Freihandelszone zu verwandeln
oder an die EU zu assoziieren. Auf je-
den Fall soll die russische Souveränität
über das Gebiet geschwächt und
Kalinigrad zu einem europäischen  sprich:
deutschen  Vorposten werden.

Die deutschen Hoffnungen, mit ökono-
mischen Versprechungen auf  der einen
und einer offenen Erpressungspolitik auf
der anderen Seite Russland bezüglich

Kaliningrad gefügig zu machen, brach-
ten bisher nicht den erhofften und er-
wünschten Erfolg.

In atemberaubender Geschwindigkeit hat
sich das Verhältnis Washingtons zu Mos-
kau gewandelt. Ging es den US-Ameri-
kanern im Kosovo-Krieg noch darum,
den russischen Einflussbereich einzu-
grenzen und Moskau auf  weltpolitischer
Bühne zu deklassieren, wollen sie nun
Russland als Partner gewinnen. Für Putin
eröffnen sich so neue Optionen. Zwar
ist die EU ein äußerst wichtiger Handels-
partner. Aber die notgedrungene politi-
sche Orientierung auf die EU scheint
überwunden. Eine Entwicklung, die die
Europäer überrumpelt hat.

Damit ist die Gefahr allerdings nicht ge-
bannt. Russland muss enorme f inanziel-
le Aufwendungen aufbringen, um der
Enklave eine ökonomische wie soziale
Perspektive zu eröffnen. Denn die heute
dort schon vorhandene Stimmung, aus
Moskau sei keine Hilfe zu erwarten, kann
sich bei einer Abschottung des Gebietes
verstärken und leicht in eine breit getra-

NPD beim Ostpreußentreffen



Grenzen auf  für Deutschland? Seite 37

gene Forderung nach mehr Autonomie
und wirtschaftlicher Angliederung an die
EU münden. Über diesen Weg „von un-
ten“ könnte dann doch ein Protektorat
Kaliningrad entstehen. Ohne Militärein-
satz, allein durch die ökonomische Ein-
gliederung. Träfe dies ein,  hätte Deutsch-
land ein weiteres Stück der verhassten eu-
ropäischen Nachkriegsordnung beseitigt.
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Holger Kuhr, Autor von „Geist, Volks-
tum und Heimatrecht. 50 Jahre ‘Charta
der deutschen Heimatvertriebenen’ und
die eth(n)isch orientierte deutsche Au-
ßenpolitik“

Aktion der VVN-BdA Aachen gegen Revanchismus vor dem Haus des Deutschen Ostens
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Der folgende Text soll einen kurzen
Überblick geben über die „Landsmann-
schaft Schlesien“ (im Folgenden LMS)
sowie über ihre Zusammenarbeit mit den
Verbänden der so genannten deutschen
Minderheit in Polen. Der Text enthält
Auszüge einer Broschüre, die im Som-
mer 2002 von der VVN-BdA Nieder-
sachsen herausgegeben wird.

Die Herausgabe der Broschüre wurde
notwendig, weil das nächste
„Deutschlandtreffen“ der LMS im Som-
mer 2003 wieder in Hannover stattfin-
den wird – mit finanzieller Unterstützung
der niedersächsischen Landesregierung.

Entwicklung der LMS bis 1989

Bis Anfang der 90er Jahre stand für die
„Vertriebenenverbände“ die Forderung
nach Rückgewinnung der ehemaligen
deutschen Ostgebiete im Vordergrund -
jedenfalls in der öffentlichen Wahrneh-
mung.

Spätestens Ende der 60er Jahre setzte je-
doch verstärkt eine Europa-Orientierung
- die nie im Widerspruch stand zur For-
derung nach Anschluss der ehemaligen
Ostgebiete – bei den „Vertriebenen“ ein:
im Zuge der sogenannten neuen Ostpo-
litik wurde unter der Federführung von
NS-Volksgruppenideologen wie Theo-
dor Veiter und Boris Meissner sowie des
damaligen BdV-Präsidenten Reinhold
Rehs mit der Ausarbeitung eines „Sy-
stems eines internationalen
Volksgruppenrechts“ begonnen. Es han-
delte sich um eine dreibändige Schrift, de-
ren erster Teil 1970 veröffentlicht wur-
de.

Ausdrücklich wurde darin auf die „Char-
ta der deutschen Heimatvertriebenen“
vom 5.8.1950 Bezug genommen. Dieses
– als „Grundgesetz“ der Vertriebenen an-
gesehene – Dokument wurde von den
damals 30 höchsten Vertriebenen-
funktionären unterzeichnet, von denen
die Mehrzahl bereits unter dem NS-Re-
gime (mit oder ohne Parteibuch) treue
Dienste für das Deutschtum geleistet
hatten. In der „Charta“ – sie wurde auf
den Tag genau fünf Jahre nach dem
Abschluss des Potsdamer Abkommens
verkündet – steht das Potsdamer Abkom-

Die „Landsmannschaft Schlesien“ und das
„Schlesiertreffen“ 2003 in Hannover

Von Detlef  von Busch
men „ungenannt gewissermaßen am
Pranger“.1

Mit der Charta – die auch von politisch
unverdächtigen Kräften als Dokument
des Friedenswillens bezeichnet wird –
preisen sich die „Vertriebenenverbände“
als „die ersten Europäer“ der Nachkriegs-
zeit.  Und so stellt sich die LMS denn auch
1996 im BdV-Handbuch vor:

„Die Landsmannschaft Schlesien – Nie-
der- und Oberschlesien – in der Bundes-
republik Deutschland ist die Vertretung
Schlesiens und der Schlesier. Die Lands-
mannschaft Schlesien tritt ein für die Frei-
heit der Heimat in einem freien Vater-
land Deutschland in einem freien, geein-
ten Europa, aufgrund der Selbstbestim-
mung und gemäß der Charta der deut-
schen Heimatvertriebenen vom 5.8.1950.
... Sie vertritt die politischen, wirtschaft-
lichen, kulturellen und sozialen Interes-
sen Schlesiens und der Schlesier...“

Die LMS ist eine von 21 Landsmann-
schaften, die im Bund der Vertriebenen
(BdV) zusammengeschlossen sind, und
einer der mitgliederstärksten und tonan-
gebenden Vertriebenenverbände.

Sitz der LMS ist Königswinter bei Bonn.
Dort besitzt die LMS seit 1978 das von
einem separaten Verein betriebene „Haus
Schlesien“. Die LMS gibt das alle zwei
Wochen erscheinende Verbandsorgan
„Schlesische Nachrichten“ mit einer Auf-
lage von ca. 10.000 heraus.

Bekanntester Funktionär der LMS ist der
langjährige frühere Bundesvorsitzende
Herbert Hupka. Neben dem inzwischen
verstorbenen früheren BdV-Präsidenten
Herbert Czaja war
Hupka seit Ende der
60er Jahre tonange-
bende Persönlichkeit
der Vertriebenen-
verbände.

Herbert Hupka war
von 1968 bis 2000
Bundesvorsitzender
der LMS. Er war
langjähriger Bundes-
tagsabgeordneter .
1972 trat er aus Pro-
test gegen die soge-

nannten Ostverträge von der SPD zur
CDU über.

Seit April 2000 ist Rudi Pawelka Bundes-
vorsitzender der LMS. Die jetzigen Stell-
vertreter sind Dr. Idis B. Hartmann, Pe-
ter Großpietsch und Christian Kuznik.

Rudi Pawelka ist Vertreter der LMS im
Bundesvorstand des BdV. An einflußrei-
cherer Stelle im BdV – nämlich im ge-
schäftsführenden Vorstand - ist Helmut
Sauer aus Salzgitter. Sauer war lange Bun-
destagsabgeordneter. Er ist Mitglied im
CDU-Bundesvorstand und Vorsitzender
der OMV (Ost- und Mitteldeutsche Ver-
einigung in der CDU/CSU). Helmut Sau-
er steht auch der Landesgruppe Nieder-
sachsen der LMS vor. Außerdem ist er
stellv. Landesvorsitzender des BdV Nie-
dersachsen.

Die Entstehung der „Deutschen
Freundschaftskreise“ (DFK) in Polen

Die Ursprünge der Verbände der soge-
nannten deutschen Minderheit in Polen
fallen nicht – wie vielleicht angenommen
– in die Zeit der politischen Wende in
Polen 1989, sondern gehen bereits auf
den Anfang der 80er Jahre zurück, als die
polnische Regierung das Kriegsrecht ver-
hängt hatte.

Erstmals wurde im November 1983 in
Roszków bei Raciborz (früher Ratibor)
in Oberschlesien ein Antrag auf Regi-
strierung eines „Verbandes der Deut-
schen“ gestellt,  der von den Behörden
aber abgelehnt wurde2 .

Deutsche Gebirgsjäger überschreiten 1939 die polnische Grenze
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Die Gründungsaktivitäten solcher Orga-
nisationen gingen aber weiter: so sollte
im Mai 1986 in Raciborz ein erster
„Kulturkongreß der deutschen Volks-
gruppe“ stattfinden.  Die polnischen Si-
cherheitsbehörden nahmen im Vorwege
aber mehrere führende Mitglieder des il-
legal ge bildeten „Deutschen
Freundschaftskreises“ (DFK) fest, sie
wurden später ausgewiesen. Außerdem
wurden rund 200 aus der BRD angerei-
ste Gäste, die meisten aus dem Spektrum
des BdV und der AGMO3  aufgefordert,
Polen zu ver lassen (Thomas Urban..., S.
99).

Anfang 1988 traf  sich BRD-Außenmi-
nister Genscher in der deutschen Bot-
schaft in Warschau mit mehreren DFK-
Vertretern. Diese Verbände hatten Ende
1987 allein im früheren Oberschlesien
bereits ca. 5.000 Mitglieder.4

Mit der politischen Wende in Polen nach
den Parlamentswahlen im Juni 1989 stie-
gen die Gründungszahlen der „Deut-
schen Freundschaftskreise“ dann rasant
an.

Die Änderung der außenpolitischen
Rahmenbedingungen seit 1989

Trotz Propaganda gegen den sog. 2+4-
Vertrag merkten die Vertriebenen-
verbände  sehr schnell, dass die neue Si-
tuation außerordentlich günstig war. Im
Juni 1991 wurde der „Vertrag über gute
Nachbarschaft und freundschaftliche
Beziehungen“ (Polnisch-deutscher Nach-
barschaftsvertrag) abgeschlossen.

Dieser Vertrag stellt einen – von der deut-
schen Öffentlichkeit als solchen kaum
wahrgenommenen – Meilenstein der
deutschen Volksgruppenpolitik dar: die
BRD konnte damit Polen zur Anerken-
nung ethnischer Minderheiten deutscher
Abstammung bringen. Dass dies nicht
ohne ökonomische und diplomatische
Druckmittel vonstatten ging, versteht
sich von selbst5 .

Vor allem in Oberschlesien, wo der An-
teil von Menschen, die sich zum Deutsch-
tum bekennen, relativ hoch ist,  waren
schon die Verhandlungen und der
Abschluss des polnisch-deutschen Nach-
barschaftsvertrages von schweren Aus-
einandersetzungen begleitet, wie die fol-
genden Beispiele (es gibt zahlreiche wei-
tere) zeigen:

· Im Frühjahr 1990 stand in der
Wojwodschaft Opole die Nachwahl für
einen Sitz im polnischen Senat an.  Ge-
gen den Vertreter der „deutschen Min-

derheit“, Henryk Król, trat u.a. die Kan-
didatin der Solidarnosc, Dorota
Simonides, an.  Die Wahlkundgebungen
Króls waren von Parolen begleitet wie
„Schmeißt die Polen raus“,  „Pollaken
raus“, „Polenpack, ab hinter den Bug“.
Nach dem ersten Wahlgang kam es zur
Stichwahl zwischen Kroll und Simonides,
die für Król mit einer herben Niederlage
endete. Frau Simonides beschuldigte den
BdV, von Deutschland aus massive Wahl-
hilfe für die „deutsche Minderheit“ be-
trieben zu haben.

· Im Sommer 1990 standen in Po-
len Kommunalwahlen an.  Kandidaten
der „deutschen Minderheit“ in Ober-
schlesien forderten im Wahlkampf öf-
fentlich den Anschluss an die BRD. Sie

wurden dabei tatkräftig von Vertretern
des BdV und der AGMO unterstützt.
Das Verbandsorgan der LMS, die „Schle-
sischen Nachrichten“, wurden zur wei-
test verbreiteten deutschsprachigen Zei-
tung in Oberschlesien. Verbreitet wurde
sie über ein Netz von BdV-Sympathisan-
ten – der BdV hatte in Strzelec Opolskie
(früher Groß Strehlitz) ein von der Bun-
desregierung f inanziertes
„Koordinationsbüro“ eingerichtet (Tho-
mas Urban...,  S.116). Nach der Wahl
musste der Oppelner Wojwode
Zembaczynski die Mandatsträger der
„deutschen Minderheit“ wiederholt auf-
fordern, sich loyal gegenüber dem polni-
schen Staat zu verhalten.

· Ebenfalls im Sommer 1990 trat
auf  einer Kundgebung des DFK in
Lubowice (früher Lubowitz) mit über
10.000 Teilnehmern der LMS-Vorsitzen-
de Herbert Hupka auf, in Begleitung von
Otto von Habsburg, dem Chef  der Pan-

Europa-Union. Neben Parolen wie „Wir
wollen wieder deutsche Ordnung“ und
„Hier sollte die Wehrmacht wieder ein-
rücken“ fiel der Wortführer der „deut-
schen Minderheit“, Henryk Król, mit der
Aussage auf: „Wir Schlesier sind hier zu
Hause, die Polen sind hier nur zu Gast.“

· Im Juni 1991, unmittelbar vor dem
Abschluß des polnisch-deutschen Nach-
barschaftsvertrag, fand in Góra Swietej
Anny (früher Annaberg) ein „Schlesier-
treffen“ mit mehreren Tausend Teilneh-
mern statt. Auf Druck der Bundesregie-
rung - um den bevorstehenden
Vertragsabschluss nicht zu gefährden -
reisten der BdV-Chef  Herbert Czaja und
sein Generalsekretär Hartmut Koschyk
nicht nach Polen. Statt dessen erschien

dort LMS-Chef  Herbert Hupka. Er kam
geradewegs von politischen Gesprächen
aus dem deutschen Konsulat in Wroc³aw
(Neues Deutschland,  25.6.1991). Der
ND-Redakteur Wolfgang Rex schrieb:
„Deutsche Fahnen im Saal und im Ort.
Nein, eine polnische Fahne habe ich nicht
gesehen.“

Der polnische Außenminister
Skubiszewski musste im Frühjahr 1991
klarstellen:

„Der polnische Staat anerkennt eine deut-
sche Staatsangehörigkeit von Schlesiern
weder de jure noch de facto. Die Mitglie-
der einer nationalen Minderheit – auch
das entspricht den Standards der entspre-
chenden internationalen Minderheiten-
vereinbarungen – haben die Pflicht, je-
nem Staat gegenüber, in dem sie wohnen
und dessen Bürger sie sind, loyal zu sein.“
(taz, 2.5.1991)
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In einer Resolution der LMS mit dem
Titel „Leitsätze zu Schlesien“ vom April
1993 hieß es u.a.:

„Die gemäß geltendem Völkerrecht als
Unrecht zu verurteilende Annexion von
104.000 qkm deutschen Territoriums der
Deutschen Reiches in den Grenzen der
Weimarer Republik wurde zum Recht
erklärt.

...  Die >ethnischen Begradigungen< im
ehemaligen Jugoslawien werden von der
ganzen Welt als Unrecht verurteilt. Nicht
anders sind die >ethnischen Begradigun-
gen<, ist die Vertreibung, deren Opfer
1945 und danach wir Deutsche gewor-
den sind,  Unrecht muß verurteilt werden.

...  Es gibt keinen historischen, morali-
schen, rechtlichen Titel Polens auf Ost-
deutschland jenseits von Oder und Nei-
ße.

...  Pacta sunt servanda, abgeschlossene
Verträge sind einzuhalten, dieses Wort
gilt, aber mit dem Zusatz: Sed sunt pacta
iniuriae, aber hier haben wir es mit Ver-
trägen der Sanktionierung des Unrechts
zu tun. Es gibt die Chance des >peaceful
change<, des friedfertigen Veränderns
bestehender Grenzen in Übereinstim-
mung mit den Nachbarn...“6

Diese Möglichkeit des „Peaceful
Change“, die Option auf  Grenzverände-
rung trotz bestehender Verträge, wieder-
holte LMS-Chef  Hupka kurz vor dem
„Schlesiertreffen“ 1995 (FAZ, 9.6.1995).

Auf weitere Verwahrungen der polni-
schen Seite gegen die Forderungen der
LMS und der Verbände der „deutschen
Minderheit“ reagierte die LMS im Juni
1997 mit einem Papier, in dem sie Polen
Nationalismus und
Geschichtsrevisionismus vorwarf sowie
die Behinderung der polnisch-deutschen
Beziehungen:

„... Rückfälle in den nationalistischen
Mythos, daß Schlesien 1945 zu Polen
zurückgekehrt sei, bedeuten nicht nur
eine Geschichtsverfälschung und eine
Wiederaufnahme von der kommunisti-
schen These von der Heimholung Schle-
siens und der anderen ostdeutschen Ge-
biete zum polnischen Mutterland, son-
dern fügen einer  deutsch-polnischen
Verständigung schweren Schaden zu ...“
(„50 Jahre Landsmannschaft...“, S. 70).

Beinhaltete das vorige Zitat schon eine
versteckte Drohung, so wurde diese von
der bayrischen Arbeits- und Sozial-
ministerin Barbara Stamm offen geäu-
ßert, und zwar auf  dem „Schlesier-
treffen“ im Juli 1997 in Nürnberg:

„... Wer meint, durch die ... Verweigerung
des Dialogs alles beim alten lassen zu
können, schafft das unkalkulierbare Ri-
siko eines späteren Aufbrechens der Pro-
blematik als schweren Konflikt.“ („50
Jahre...“, S.71)

Einen Monat vorher hatte die LMS ei-
nen konkreten Forderungskatalog verab-
schiedet:

„... Es sind jedoch noch viele Fragen of-
fen...

· Genügende Anzahl von Lehrkräf-
ten, für die nicht nur die Bundesrepublik
Deutschland Sorge trägt, sondern für die
gerade auch die polnische Regierung ver-
antwortlich ist, denn Deutsch als Mut-
tersprache wurde durch Kommunisten
und Nationalisten unterdrückt. Hier
herrscht nicht nur ein Nachholbedarf,
sondern es muß Wiedergutmachung ge-
leistet werden.

· Gleichberechtigung bei der Beset-
zung von Ämtern entsprechend der
Mehrheitsverhältnisse in Oberschlesien.
Die Gleichberechtigung von Polen und
Deutschen steht immer noch aus.

· Zweisprachige Ortsschilder wie
zum Beispiel deutscherseits gegenüber
den 60.000 Sorben in der Lausitz oder
seitens der Slowakei gegenüber den Un-
garn.

· Angemessene Vertretung in den
Medien.

· Freistellung von Abgaben und
Zöllen auf Hilfsgüter aus der Bundesre-
publik Deutschland.

· We gnahme des >anhaltenden
Drucks gegen die Unterhaltung von Kon-
takten zu Vertriebenenorganisationen in
der Bundesrepublik Deutschland. Dieser
Druck ist globaler Art. Man stempelt die
Organisationen wie früher zu Revanchi-
sten und Revisionisten ab<. So Profes-
sor und Senator Gerhard Bartodziej,
Vorsitzender des Zentralverbandes der
Deutschen Freundschaftskreise ...“ („50
Jahre...“, S. 87)

Mittlerweile war im oberschlesischen
Brzeszcze die erste deutschsprachige
Grundschule in Betrieb genommen wor-
den (Süddeutsche Zeitung, 4.9.1996).

Mitte 1999 protestierten im ober-
schlesischen Kotlarnia erstmals polnische
Bürger gegen eine Schulschließung. Der
zuständige Gemeinderat von Bierawa
(Wojwodschaft Opole) – dort haben die
Vertreter der „deutschen Minderheit“
eine satte Mehrheit – hatte beschlossen,

die einzige Schule der Gemeinde, in der
noch polnisch als Muttersprache unter-
richtet wird, zu schließen. In sämtlichen
anderen Schulen der Gemeinde wird be-
reits deutsch als Muttersprache unterrich-
tet (Jungle World,  2.6.1999).

Der Deutschunterricht wird mit erhebli-
chen Mitteln der deutschen Bundesregie-
rung ermöglicht. Dazu der Ministerialdi-
rektor Klaus Pöhle – er ist im BMI seit
1996 für die Angelegenheiten der Vertrie-
benen und der deutschen Minderheiten
im Ausland zuständig:

„Seit dem Jahre 1990 hat allein das Bun-
desministerium des Innern für die deut-
sche Minderheit und ihr Umfeld in Po-
len Mittel in Höhe von über 150 Mio. DM
(davon im Jahre 1996 26,6 Mio. DM)
bereitgestellt ...“7

Anfang des Jahres 2000 meldete der pol-
nische Geheimdienst UOP Befürchtun-
gen über eine von Deutschland ausgehen-
de „Propaganda-Offensive für die Auto-
nomie Schlesisens“. Als Drahtzieher ver-
mutete der UOP den „Bund der Vertrie-
benen“, auch die „Sozialkulturelle Gesell-
schaft der Deutschen Minderheit“
(SKGD) in Katowice und Politiker der
„deutschen Minderheit“ in Oberschlesi-
en würden sich derart betätigen (Antifa-
schistische Nachrichten,  13.4.2000).

Im Frühjahr 2000 protestierte die
„SKGD im Oppelner Schlesien“ bei der
Bundesregierung gegen die Kürzung der
Finanzhilfe, die aber eigentlich gar keine
war: das BMI hatte die direkten Mittel
für die „deutsche Minderheit“ gegenüber
1999 um 4,5 Mio. DM gekürzt.  Dem
stand jedoch entgegen, dass Rückzahlun-
gen für BMI-Kredite in Höhe von 13,7
Mio. DM in vollem Maße der „deutschen
Minderheit“ zugute kamen. Zusammen
mit den 14 Mio. DM8  direkter Hilfen er-
gab sich ein Betrag von 27,7 Mio. DM,
der höher war als jemals zuvor (FAZ,
21.2.2000).

Gleichwohl griff  Rudi Pawelka im Mai
2000 – er war einen Monat zuvor zum
neuen Vorsitzenden der LMS gewählt
worden – die polnische Regierung an. Die
„diskriminierenden Gesetze gegenüber
Deutschen aus der Nachkriegszeit“ müß-
ten vor einem EU-Beitritt Polens aufge-
hoben werden (DOD, 12.5.2000).

Es geht hier nicht um einen eventuellen
formalen Rechtsakt der Republik Polen,
sondern um kollektive Sonderrechte für
die „Deutschen“, denn, so Pawelka:

„Aber Freizügigkeit im EU-Rahmen ist
etwas anderes als Heimatrecht. Wir wol-
len auf das Unrecht der Vertreibung hin-
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weisen,  ob das nun im Kosovo ist,  in
Palästina oder in Schlesien. Eine Ent-
schuldigung müsste kommen und eine
Wiederherstellung alter Rechte.“

Zum Jahresende 2000 wurde - vor allem
auf  Betreiben der Landsmannschaft Ost-
preußen – eine „Preußische Treuhand
GmbH“ gegründet. An ihr beteiligen sich
mittlerweile auch die LMS sowie mehre-
re hohe Vertriebenenfunktionäre. Der
Zweck dieser Organisation ist die Bün-
delung von Rechts- und Eigentumsan-
sprüchen von „Vertriebenen“ und deren
Nachkommen. Grund und Boden sowie
sonstiger Besitz, der nach 1945 enteig-
net wurde, soll bei den osteuropäischen
Staaten, vor allem in Polen, eingefordert
werden.  Dazu ruft die „Preußische Treu-
hand“ die Betroffenen auf, ihr die
Eigentumstitel treuhänderisch zu über-
tragen.

Nachdem der BdV und mehrere Lands-
mannschaften im Spätsommer 2000 die
Aktion „Entschädigung von deutschen
Zwangsarbeitern“ gestartet hatten, mel-
det die LMS im Januar 2002 den Eingang
von 60.000 Vordrucken, die zuvor mit
den Verbandszeitungen verschickt wor-
den waren (Schlesische Nachrichten [SN],
2/2002). Es handelt sich hierbei weniger
um eine Reaktion auf die damals in der
Öffentlichkeit laufende Debatte zur Ent-
schädigung der NS-Zwangsarbeiter, son-
dern um einen weiteren Schritt, um die
Maßnahmen der Alliierten Siegermächte
nach dem 2. Weltkrieg für unrechtmäßig
zu erklären und so eine Revision der
Nachkriegsordnung zu erreichen.

Ebenfalls im Januar führte der stellv. Bun-
desvorsitzende Christian Kuznik u.a. aus:

„Wir müssen auch künftig unsere gerech-
ten und berechtigten Ziele beharrlich wie
bisher weiterverfolgen, wir müssen un-
ser Wissen und unsere Aufgabe an die
nachfolgenden Generationen übertragen.

Zu diesem Wissen gehört z.B. auch die
Aussage, dass es neben einem Individu-
alrecht völkerrechtlich auch ein Gruppen-
recht gibt. Und das bedeutet z.B., dass es
neben dem Individualrecht auf  die Hei-
mat auch ein Gruppenrecht auf die Hei-
mat gibt, >das selbstverständlich so lan-
ge existiert, wie die Gruppe existent ist.
Ebenso selbstverständlich ist es für je-
den Juristen,  dass ein Recht nicht durch
bloßen Zeitablauf  untergeht.< (Prof .
Kimminich...) Deswegen ist es auch wich-
tig, dass wir als Landsmannschaft, als
Gruppe weiter bestehen.“ (SN, 2/2002)

Kuznik führt hier mit Otto Kimminich
einen der völkischen Hauptideologen an,

die das „Recht
auf die Heimat“
wissenschaftlich
begründen9 .

Bruno Kosak,
Vizevorsitzender
der „Vereinigung
der Deutschen
Freundschafts-
kreise im
Oppelner Schlesi-
en“, beklagte vor
wenigen Wochen,
die „Deutsch-
stämmigen“ in
Polen hätten „ir-
gendwann den
Glauben daran
verloren,  wie
gleichberechtigte
Bürger behandelt
zu werden“. Die
„deutsche Min-
derheit“ werde diskriminiert, die polni-
sche Regierung stelle kaum Geld für die
„Freundschaftskreise“ und für den
Deutschunterricht bereit, die polnischen
Medien würden negativ über die Minder-
heit berichten.  Kosak griff  auch die
Minderheitenbeauftragte der
Wojwodschaft Opole, Danuta Berlinska,
an.  Frau Berlinska hatte den Vorsitzen-
den der SKGD und vielen seiner Mitglie-
der „versteckte faschistische Tendenzen“
vorgeworfen (SN, 2/2002).

Fazit und Ausblick

Als „friedliches Nebeneinander“ – wie es
in den deutschen Medien überwiegend
dargestellt wird - kann man das Verhält-
nis der „deutschen Minderheit“ und ih-
rer Verbände zum polnischen Staat und
der übrigen Bevölkerung wohl kaum be-
zeichnen. Die Annahme, dass das Ver-
hältnis zwischen den deutschen
Vertriebenenverbänden und den Verbän-
den der „deutschen Minderheit“ in Po-
len abgekühlt oder distanziert ist, lässt
sich ebenso wenig belegen. Im Gegen-
teil ist davon auszugehen, dass sich die
enge Zusammenarbeit, die der SZ-Kor-
respondent Thomas Urban bereits 1993
ausführlich beschrieb, weiter entwickelt
hat.

Die Politik – der alten wie der gegenwär-
tigen – Bundesregierung leistet dem Vor-
schub:

Zum einen durch die finanzielle Förde-
rung der „Vertriebenenverbände“ in der
BRD und der Verbände der „deutschen
Minderheit“ in Polen. Die Förderung der

deutschen Sprache spielt dabei eine zen-
t rale Rolle . Sprache bewirkt eine
Identitätsfindung als Unterscheidungs-
merkmal zwischen Bevölkerungsgruppen
(oder Staaten). Gegen deutsch als Fremd-
sprache haben auch die polnischen Be-
hörden nicht einzuwenden – englisch ist
seit 1989 als Fremdsprache in Polen eben-
falls sehr verbreitet. Die Forderung nach
deutsch als „Muttersprache für die deut-
sche Minderheit“ aber untergräbt die
Loyalität zum polnischen Staat.

Zum anderen führt die Förderung der
Regionen, in denen Angehörige der deut-
schen Minderheit wohnen,  zu einem so-
zialen Gefälle innerhalb Polens. Unzufrie-
denheiten sind vorhanden und Ausein-
andersetzungen deswegen jederzeit zu
befürchten.

Dies wäre der ideale Vorwand, den – la-
tent vorhandenen – Konflikt zu interna-
tionalisieren und im Falle einer Eskalati-
on eine „internationale Friedenstruppe“
auf den Plan zu rufen. Die Forderungen
nach „Minderheitenrechten“ und „Selbst-
bestimmungsrecht“ würden in ein
„Friedensabkommen“ aufgenommen
und „Polen wieder offen“. Dass dabei die
deutsche Karte gespielt würde, ist dann
sozusagen ein Selbstläufer (Nachbarstaat,
„deutscher Kulturraum“, ehemals deut-
sches Gebiet usw.).

Wer dies für eine gewagte These hält,
sollte sich den Konflikt in Mazedonien
im letzten Jahr vergegenwärtigen: Inner-
halb weniger Monate waren dort – seit
Jahren latent vorhandene, vor allem durch
Einwirkung von außen provozierte –
„ethnische“ Konflikte eskaliert. Unter
Federführung der EU wurde ein

Wladyslaw Bar toszewski, Träger des Friedenspreises des Deutschen Buch-
handels , wird von Nazis bedroht. Aus: Europa vorn 9/1990, Herausgeber
Manfred Rouhs (Köln)
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„Friedensabkommen“ mit weitgehenden
Kollektivrechten für „Minderheiten“ er-
zwungen und eine NATO-„Schutztrup-
pe“ unter deutschem Kommando statio-
niert.

Eine zweite gefährliche Entwicklung
könnte sich in Zusammenhang mit dem
EU-Beitritt Polens (und auch
Tschechiens) eröffnen. Die Aktivitäten
des BdV und der Landsmannschaften in
Bezug auf die „Entschädigung deutscher
Zwangsarbeiter“ und die Geltendma-
chung von Besitzansprüchen über die
„Preußische Treuhand GmbH“ werden
aller Voraussicht nach vor den Europäi-
schen Gerichtshof  gebracht. Sollten dort
– wenn auch nur teilweise – Erfolge er-
zielt werden, so käme dies ebenfalls ei-
nem Dammbruch gleich bei der Beseiti-
gung der europäischen Nachkriegs-
ordnung. Auch dies ist nicht undenkbar,
es ist jedenfalls keine Äußerung von deut-
schen Regierungsstellen bekannt, diese
Forder ungen der „Vertriebenen-
verbände“ zurückzuweisen.

Im Gegenteil, am 23. Januar fand im
Deutschen Bundestag eine Debatte statt:

es ging um ein Interview des tschechi-
schen Ministerpräsidenten Milos Zeman
mit der österreichischen Zeitschrift „Pro-
fil“, in dem Zeman die Sudetendeutschen
als fünfte Kolonne Hitlers bezeichnet
hatte. Nach tschechischem Recht hätten
die Sudetendeutschen 1938 Landesverrat
begangen, ein Vergehen, auf  das die To-
desstrafe stand. Die „Vertreibung“ sei
also milder als die Todesstrafe gewesen.
Statt die „Sudetendeutsche Landsmann-
schaft“ (SL) zu kritisieren und ihre Poli-
tik zu verurteilen, wiesen die Redner al-
ler Bundestagsparteien die Aussagen
Zemans zurück.

Das tschechische Parlament stellte dar-
aufhin Ende April fest, dass die Benes-
Dekrete und damit die Umsiedlung der
Sudetendeutschen nach dem zweiten
Weltkrieg Bestandteil der tschechischen
Rechtsordnung sind und bleiben. Auf
dem letzten Pfingsttreffen der SL im Mai
2002 forderte mit Otto Schily erstmals
ein Vertreter der rot-grünen Bundesre-
gierung die Rücknahme der Benes-De-
krete . Dieser offene Schulterschluss mit
den „Vertriebenenverbänden“ zeigt die
derart dominierende Stellung der BRD,

die selbst eine Rücksicht auf die westli-
chen Verbündeten bzw. Alliierten Sieger-
mächte nicht mehr erfordert.

1 Bund der Vertriebenen (BdV): „Kulturelle
Arbeitshefte 22“, Seite 3.
2 Thomas Urban: „Deutsche in Polen“, München
1994, Seite 97.
3 Die AGMO (Arbeitsgemeinschaft für Men-
schenrechte in Ostdeutschland) ist eine Organisa-
tion der „Schlesischen Jugend“.
4 Thomas Urban..., S.99
5 BRD-Finanzminister Theo Waigel sagte Ende
1989 ganz offen, die Bundesregierung werde Po-
len nur dann finanzielle Hilfe gewähren, wenn die
Rechtsposition der deutschen Minderheit verbes-
sert werde (Th. Urban..., Seite 105)
6 „50 Jahre Landsmannschaft Schlesien. Eine Do-
kumentation“, Königswinter 1999, Seite 57-58.
7 DIALOG - Magazin für deutsch-polnische Ver-
ständigung, Ausgabe 12/97.
8 BT-Ds 14/4045 (Förderung deutscher Minder-
heiten in Osteuropa seit 1991/1992).
9 siehe z.B. von Kimminich: „Das Recht auf  die
Heimat. Ein universelles Menschrecht“, Arbeits-
heft des BdV, Bonn 1996.

Aktion zur Beendigung der „Patenschaft“des Kreises Aachen für die Stadt Wroc law

Detlef  von Busch, VVN-BdA Stade
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Zum Standardthema mancher politischen
Kräfte (vor allem der Sudetendeutschen
Landsmannschaft und ihrer
einflussreichen politischen Gönner) ge-
hören die so genannten „Beneš-Dekre-
te“. Auf der Ebene der praktischen Poli-
tik streben diese Kräfte nach der Aufhe-
bung der Dekrete „ex tunc“, also von
Anfang an. In dieser Hinsicht bekommt
die Sudetendeutsche Landsmannschaft
vor allem in den letzten Monaten und
Jahren starke Unterstützung von der
österreichischen Regierung - neben der
traditionellen Unterstützung im Feldzug
gegen die „Beneš-Dekrete“ durch die
bayerische Landesregierung. Die sog.
Beneš-Dekrete sind in diesem Zusam-
menhang auch ein Mittel zur politischen
Erpressung der Tschechischen Republik
geworden, und zwar im Zusammenhang
mit ihrem Eintritt in die EU. Der öster-
reichische Bundeskanzler Wolfgang
Schüssel z.B. meint, „spätestens beim
EU-Beitritt Tschechiens werden jene
Benesch-Dekrete, die den europäischen
Grundwerten widersprechen, der Ver-
gangenheit angehören müssen.“1)  Der
bayerische Ministerpräsident Stoiber ist
der Meinung, dass „die Dekrete?ein Pro-
blem Europas, ja, eine Wunde Europas“2)

seien, und der Rechtsexperte der Sude-
tendeutschen Landsmannschaft, Prof .
Dieter Blumenwitz, vertritt die Ansicht
(die in vielen Artikeln und Publikationen
erörtert wird), dass die Dekrete „ein
Fremdkörper in der europäischen Werte-
gemeinschaft“ oder sogar „rein rassi-
stisch“ sind.3) Stoiber wiederholte seine
Ansicht über die „Beneš-Dekrete“ am 1.
September in Berlin, anlässlich des Ta-
ges der Heimat.

Wenn wir über die sog. Beneš-Dekrete
reden, dann mit dem Wissen, dass es sich
um eine Problematik handelt, die nicht
nur für die deutsche und österreichische,
sondern auch für die tschechische Öf-
fentlichkeit ganz ungenügend klar ist. Die

Die sogenannten Beneš -Dekrete – Mythen und
Realität. Ein Diskussionsbeitrag
Von Emil Hruska

sog. Beneš-Dekrete dekliniert man, was
die tschechisch-deutschen und die tsche-
chisch-österreichischen Beziehungen an-
geht, unterschiedlich, aber ohne Kennt-
nis der historischen Zusammenhänge,
der rechtlichen Grundlagen, des Charak-
ters und Zwecks der Dekrete sowie ihres
Platzes in der tschechischen Rechtsord-
nung. Ich versuche jetzt, einige wichtige
Fragen aufzuklären.

In außerordentlicher Situation

Als Konsequenz des Münchner Diktats
(1938) und später der Proklamierung des
sog. Slowakischen Staates (14.3.1939) und
der unmittelbar darauf  folgenden nazi-
stischen Okkupation des Restes der
Tschechoslowakischen Republik
(15.3.1939) ist aus verfassungs- und völ-
kerrechtlicher Sicht eine außerordentliche
Lage entstanden,  die nur mit außeror-
dentlichen Mitteln lösbar war.

Angesichts der Tatsache, dass das sog.
Münchner Abkommen ebenso wie die
Proklamation des „Protektorats Böhmen
und Mähren“ unter Gewaltandrohung
und direkter Aggression zustande kamen,
waren diese Akte von Anfang an wider-
rechtlich (sowohl gegen das Völkerrecht
als auch gegen die tschechoslowakische
Verfassung gerichtet) und damit null und
nichtig. Die Tschechoslowakische Repu-
blik (?SR), 1918 gegründet, ging deshalb
rechtlich nicht unter, ihr Bestehen in den
„Vormünchner“ Grenzen wurde im Lau-
fe des Krieges durch alle Staaten der anti-
nazistischen Koalition anerkannt, und so
wurde die CSR 1945 auch wiederherge-
stellt.

Als besetztes Land befand sich aber die
Tschechoslowakische Republik im Jahre
1938-1945 in einer Lage, in der der Voll-
zug der Staatsmacht auf  ihrem ganzen
Gebiet unmöglich war. Die Träger und

Durchsetzer der Kontinuität der CSR
waren in erster Linie die Organisationen
und Mitglieder des antifaschistischen
Widerstandes daheim und im Ausland
(außer der Gruppe um den letzten Vor-
sitzenden der Deutschen Sozialdemokra-
tischen Arbeiterpartei - DSAP - Wenzel
Jaksch, aber das ist ein Kapitel für sich).
Dem Widerstand im Ausland oblag es
dann, ein vorübergehendes Modell einer
funktionierenden tschechoslowakischen
Staatsmacht zu bilden und seine interna-
tionale Anerkennung durchzusetzen.

Die erste und zugleich bedeutendste Or-
ganisation des tschechoslowakischen
Widerstandes im Ausland war das Tsche-
choslowakische Nationalkomitee in Pa-
ris. Als sein Vorsitzender wurde der letz-
te tschechoslowakische Staatspräsident
Edvard Beneš gewählt. Kurz nach dem
Münchner Diktat, am 5.10.1938, hatte
Beneš auf sein Amt verzichtet und war
ins Ausland gegangen, wo er bis Mitte
März nur als Privatperson auftrat. Vom
ersten Tage der nazististischen Okkupa-
tion der „Rest-Tschechoslowakei“ an
begann Beneš jedoch systematisch die
Organisationsstruktur des ausländischen
Widerstandes vorzubereiten und
beeinflusste auch das Geschehen im hei-
mischen Widerstand.

Die Stellung Beneš’ war aber kompliziert.
Um sich an die Spitze der Bewegung für
die Erneuerung der Tschechoslowaki-
schen Republik setzen zu können und in-
ternationale Anerkennung zu gewinnen,
war es nötig , die Kontinuität des
Präsidentenamtes zu begründen und zu
verteidigen. Ähnlich wie bei der Begrün-
dung der Kontinuität der Tschechoslo-
wakischen Republik ging man - im Rah-
men der sog. „Präsidenten-Theorie“ -
davon aus, dass der Rücktritt Beneš’ un-
gültig war, ein Akt,  der unfrei getan wor-
den war, weil er ebenso wie das Münch-
ner Abkommen erzwungen war. Diese
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Theorie wurde - mit wenigen Ausnahmen
- vom gesamten tschechoslowakischen
Widerstand anerkannt.  Auch auf  inter-
nationaler Ebene wurde sie zuerst „de
facto“ und ab 1942 auch „de iure“ aner-
kannt.  Am 3.12.1942 billigte die tsche-
c hoslowakische Exilregierung den
Beschluss über die „weitere Gültigkeit des
Präsidentenamtes des Staatspräsidenten
Dr. Edvard Beneš“.

Nach der Niederlage Frankreichs wurde
die Führung des tschechoslowakischen
Widerstandes nach England ver legt. Das
Tschechoslowakische Nationalkomitee
als provisorische Organisationsform mit
sehr schwacher internationaler Stellung
wurde nicht wiederbelebt. Statt dessen
legten Beneš und seine Mitarbeiter dem
britischen Außenministerium im Juni
1940 das Memorandum „Bildung der
tschechoslowakischen Regierung“ vor, in
dem die Anerkennung der sog. Proviso-
rischen Staatseinrichtung gefordert wur-
de, die aus dem Staatspräsidenten, der

Regierung und dem Staatsrat (als provi-
sorischem Parlament) bestand.

Am 21. Juli 1940 anerkannte die britische
Regierung diese tschechoslowakische
Provisorische Staatseinrichtung. Diese
Tatsache war für die Tschechoslowakei
von ausschlaggebender Bedeutung. Die
britische Anerkennung bildete die ideo-
logische, politische und rechtliche Grund-
lage, auf die sich die Provisorische Staat-
seinrichtung stützen konnte. Im Juli 1941
wurde ihre internationale Legitimität
durch die Anerkennung der Sowjetuni-
on, der USA, Chinas und anderer Län-
der vollendet.

Die erste Aufgabe für die Provisorische
Staatseinrichtung bestand darin, heraus-
zufinden, auf  welche Weise sie mit dem
Zustand der „verfassungsrechtlichen
Not“ umgehen sollte, also mit der Lage,
dass es ihr in Folge der Okkupation und
des Krieges nicht möglich war, das Par-
lament zusammenzurufen. Die Rechts-

experten empfah-
len, die Erfahrun-
gen des polni-
schen, belgischen
und holländischen
Exils nutzend, die
gese tzgebende
Tätigkeit dem
Staatspräsidenten
unter Mitwirkung
der Exilregierung
zu übert ragen,
und zwar so, dass
die Gesetzgebung
während der au-
ßerordentlichen
Zeit in Form von
Dekreten und
Ve r f a s s u n g s -
dekreten realisiert
wird. Der Staats-
präsident war be-
rechtigt, derartige
Dekrete zu erlas-
sen, aber nur auf
Vorschlag der Re-
gierung und mit
Gegenzeichnung
des Regierungs-
chefs und der Mi-

nister, die für die Durchführung des je-
weiligen Dekrets zuständig waren.

Daraus folgt eindeutig, dass es ungenau
und unrichtig ist,  diese Dekrete als
„Beneš-Dekrete“ zu bezeichnen. Der
tschechische Rechtsexperte Pavel Winkler
erklärte z.B., „diese einführende Bezeich-
nung wird im Zusammenhang mit Kri-
tik und Bezweifelung mancher Dekrete
benutzt, vor allem von Seiten der Sude-
tendeutschen Landsmannschaft und an-
derer Organisationen der Sudetendeut-
schen und im Zusammenhang mit dem
Ruf nach ihrer ,Aufhebung’. So bekam
die Bezeichnung ,Beneš-Dekrete’ einen
pejorativen Anhauch, der mit der Zeit
stärker wurde, bis eine Bezeichnung für
irgendwelche peinlichen Kapitel in der
tschechischen Geschichte daraus wurde.
Deshalb ist diese „inoffizielle“ Bezeich-
nung nicht geeignet, übernommen zu
werden.“4)

Das also ist einer der Mythen, die die
Dekrete betreffen. Diese waren keines-
wegs das Resultat des Willens und der
Vorstellungen einer einzelnen autoritären
Person, wie man (aus Unwissenheit, aber
auch absichtlich) oft behauptet.

Die Zeit der Dekrete

Die „Zeit der Dekrete“ in der tschecho-
slowakischen Gesetzgebung begann am
21. Juli 1940 und dauerte bis 27. Okto-
ber 1945 (am 28. Oktober wurde mit der
Vorläufigen Nationalversammlung wie-
der ein Parlament konstituiert und damit
erlosch die Befugnis des Präsidenten zur
Herausgabe von Dekreten). In diesem
Zeitabschnitt wurden insgesamt 143
Dekrete und Verfassungsdekrete heraus-
gegeben, davon 98 auf  dem befreiten
tschechoslowakischen Gebiet (ab 2. April
1945). Die Dekrete wurden von der Re-
gierung vorgeschlagen und vorbereitet
und in der Regel auch vom Staatsrat be-
handelt.

Dekret Nr. 1 betraf  die Gründung des
Staatsrates, also die Vollendung der Pro-
visorischen Staatseinrichtung. Dekret Nr.
2 „über die vorläufige Gesetzgebung“
verankerte die Konzeption der Gesetz-
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gebung in Form von Dekreten. Es be-
inhaltete auch ein sehr wichtiges Prinzip:
die nachträgliche Genehmigung der De-
krete durch die künftigen, neu konstitu-
ierten freien Verfassungsorgane der be-
freiten Tschechoslowakischen Republik
(Ratihabitio).

In der Tatsache, dass die Rechtsgültigkeit
der Dekrete durch ein Dekret erklärt
wurde, liegt eine gewisse Besonderheit.
Diese ergab sich aber aus der schon er-
wähnten außerordentlichen Lage, die die
ordentliche Ausübung der tschechoslo-
wakischen Staatsmacht verhinderte. In
dieser Lage stellten die Dekrete die ein-
zige Möglichkeit dar, Entscheidungen mit
Gesetzeskraft oder der Kraft von
Verfassungsgesetzen zu verabschieden.
Diese formellen Mängel in der
Entstehungsweise der ersten Dekrete
wurden aber vollständig durch die
„Ratihabitio“ ausgeheilt.  Das (schon or-
dentliche) Verfassungsgesetz Nr. 57/
1946 vom 28. März 1946 genehmigte alle
Dekrete hinsichtlich ihres Inhalts und
ihrer Entstehungsweise und erklärte sie
zu Gesetzen bzw. Verfassungsgesetzen.
Damit wurden die Dekrete zum integra-
len Bestandteil der tschechoslowakischen
bzw. tschechischen Rechtsordnung.

Die Dekrete betrafen die verschiedensten
Bereiche und regulierten eine ganze Rei-
he von Problemen, die mit der Erneue-
rung der Tschechoslowakischen Republik
und der Ordnung der Nachkriegs-
verhältnisse zusammenhingen (z.B.
Staatshaushalt,  Zollangelegenheiten,
Wehrpflicht usw.). Aber kein Dekret re-
gulierte die Aussiedlung (Transfer) der
Deutschen aus der Tschechoslowakei.
Auch das ist ein Mythos. Über die Aus-
siedlung wurde eindeutig und ausschließ-
lich in den Potsdamer Beschlüssen (Art.
XIII.) entschieden, auf  deren Grundla-
ge die Tschechoslowakei dann nur die
Durchführungsbestimmungen angenom-
men hat.

Es gab nur sehr wenige Dekrete, die die
deutsche Bevölkerung betrafen (ca. 13).
Sie waren allerdings von grundsätzlicher
Bedeutung für die deutsche Minderheit
und für die Verhältnisse in der Tschecho-
slowakei. Diese Dekrete gehören un-

trennbar zu jenen Rechtsnormen, die die
Nachkriegsrealitäten auf  Grund der Re-
sultate des 2. Weltkrieges und im Einklang
mit den Beschlüssen und Verträgen der
Allierten in der tschechoslowakischen
Rechtsordnung verankerten. Gerade die-
se Dekrete aber sind das Ziel von An-
griffen vor allem der Sudetendeutschen
Landsmannschaft und ihrer mächtigen
Gönner in der BRD und in Österreich,
aber auch in Tschechien. Diese Angriffe
hängen eindeutig mit den Versuchen ei-
ner Revision der Ergebnisse des 2. Welt-
krieges zusammen.

Angegriffen werden die Dekrete, die fol-
gende Punkte betrafen:

a) die Bestrafung der Naziverbrecher und
anderer Schuldiger aus der Zeit der er-
höhten Bedrohung der Tschechoslowa-
kischen Republik und der Okkupation
(Retribution)

b) die Staatsbürgerschaft der Deutschen
und Ungarn

c) die Enteignung und Nationalisierung
des Eigentums ohne Entschädigung.

Zu a):

(Retribution)

Die Bestrafung der nazistischen Verbre-
cher und anderer Schuldiger war Gegen-
stand des Dekrets Nr. 16/1945 vom 19.
Juni 1945 über die Bestrafung der Nazi-
verbrecher, der Verräter und ihrer Hel-
fer und über die außerordentlichen Volks-
gerichte (sog. großes Retributionsdekret),
des Dekrets Nr. 17/1945 vom 19. Juni
1945 über den Volksgerichtshof und das
Dekret Nr. 118/1945 vom 27. Oktober
1945 über die Bestrafung bestimmter
Vergehen gegen die nationale Ehre (sog.
kleines Retributionsdekret). Diese Dekre-
te stimmten absolut mit dem Völkerrecht
überein, insbesondere mit den Abkom-
men der Allierten über die Bestrafung der
Naziverbrecher aus der Kriegs- und
Nachkriegszeit. Die Retributionsdekrete
basierten streng auf  dem Prinzip der in-

95% der „Sudetendeutschen“ stimmten für die NSDAP
Sie wollten heim ins Reich, sie kamen heim ins Reich
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dividuellen Verantwortlichkeit und - hier
sei ein weiterer Mythos widerlegt - un-
terschieden die Täter nicht nach ihrer
Nationalität oder Staatsangehörigkeit.

Zu b):

(Staatsbürgerschaft)

Die Regelung der Staatsbürgerschaft der
Deutschen und der Ungarn, die auf  dem
Gebiet der Tschechoslowakei lebten, war
nötig unter dem Aspekt der Entschei-
dung der Allierten über ihre Aussiedlung.
Diese Fr age wurde durch das
Verfassungsdekret Nr. 33/1945 vom 2.
August 1945 geregelt. Das Problem der
Staatsbürgerschaft der Deutschen in der
Tschechoslowakei war nach dem Krieg
etwas kompliziert. Nach dem Münchner
Diktat und nach der Okkupation erklär-
te das Deutsche Reich alle Personen deut-
scher Nationalität zu deutschen Staats-
bürgern. Das war ebenso ungültig und
rechtswidrig, wie das Münchner Diktat
und die Okkupation rechtswidrig und
ungültig waren. Die betroffenen Perso-
nen waren also faktisch deutsche Staats-
bürger geworden, juristisch aber tsche-
choslowakische Staatsbürger geblieben.
Nach dem Krieg wurde der „Status quo
ante“ (der vorherige Zustand) wiederher-
gestellt und damit auch die tschechoslo-
wakische Staatsbürgerschaft aller frühe-
ren Staatsbürger.

Das Verfassungsdekret Nr. 33 entzog den
Personen deutscher Nationalität massen-
haft die tschechoslowakische Staatsbür-
gerschaft und zwar mit dem Tage, an dem
sie nach dem Münchner Diktat bzw. der
Okkupation die deutsche Staatsbürger-
schaft bekamen.

Man muss aber sagen, dass das
Verfassungdekret Nr. 33 Ausnahmen zuließ,
dass seine kollektive Anwendung also nicht
100% galt. Die tschechoslowakische Staats-
bürgerschaft behielten diejenigen Personen,
die bewiesen, dass sie der CSR treu geblieben
waren, sich nicht am tschechischen und slo-
wakischen Volk vergangen hatten und entwe-
der aktiv am Kampf für die Befreiung der
CSR teilgenommen oder aber unter dem Nazi-
terror gelitten hatten.

Zu c):

(Enteignung)

Die Enteignung und die Nationalisierung
des Eigentums der deutschen Bevölke-
rung bzw. des deutschen Eigentums ohne
Entschädigung regelten insgesamt fünf
Dekrete. Die wichtigsten waren: Dekret
Nr. 12/1945 vom 21.  Juni 1945 über die
Konfiskation und die beschleunigte Auf-
teilung des landwirtschaftlichen Vermö-
gens der Deutschen und Ungarn sowie
auch der Verräter und Feinde des tsche-
chischen und slowakischen Volkes (auch
hier galten Ausnahmen für Personen, die
am Kampf  für die Befreiung der CSR teil-
genommen hatten) und Dekret Nr. 108/
1945 vom 25. Oktober 1945 über die
Konfiskation des feindlichen Vermögens
und die Fonds der nationalen Erneue-
rung. Auf Grund dieses Dekrets wurde
ohne Entschädigung das Eigentum der
deutschen juristischen und auch natürli-
chen Personen konfisziert.  Bei der
ntürlichen Personen waren wieder die
Antifaschisten ausgenommen.

Alle Enteigungsdekrete hatten folgende
Gemeinsamkeiten:

- Die Enteigungsmaßnahmen betrafen
nicht nur Deutsche und Ungarn, sondern
auch andere Nationalitäten einschließlich
Tschechen und Slowaken

- Ausgenommen waren Antifaschisten
und Opfer des nazistischen Terrors, d.h.
die Dekrete wendeten die gesetzgebende
Methode der widerlegbaren Vermutung
der individuellen Verantwortlichkeit an.

Die Enteignungsdekrete sind als außer-
ordentliche Rechtsnormen zu betrachten,
die sich gegen die Personen richteten, die
mit ihrem Verhalten - unabhängig von der
Form - die nazistische Politik, die Okku-
pation und letzten Endes den Angriffs-
krieg unterstützt hatten.

An dieser Stelle möchte ich an ein histo-
risches Ereignis erinnern:

Nach der Besetzung der tschechoslowa-
kischen Grenzgebiete fanden am 4. De-
zember 1938 im sog. Reichsgau Sudeten-

land Ergänzungswahlen zum Reichstag
statt. Das waren, meine ich, die letzten
Wahlen, bei denen die Bevölkerung noch
eine gewisse Möglichkeit hatte, ihre Mei-
nung zu äußern. Bis zum Tag der Wah-
len wurden aus dem Grenzgebiet etwa
150.000 Tschechen, 15.000 Juden, 13.000
deutsche Antifaschisten und etwa 5.000
Emigranten aus dem Reich und aus
Österreich vertrieben. Mehr als 10.000
deutsche Sozialdemokraten und Kom-
munisten wurden verhaftet. Die Wahlen
wurden zum Triumph der Nazis: Hitler
und Konsorten bekamen 98,9% der
Stimmen! Schon vorher, im Mai und Juni
1938, hatte Henleins Sudetendeutsche
Partei (SdP) 95% der Stimmen bekom-
men.

Das tschechische Verfassungsgericht er-
klärte 1995 in direktem Zusammenhang
mit den Dekreten:  „Bei der Abtrennung
der Grenzgebiete von der Tschechoslo-
wakei und ihrer Eingliederung in das
Deutsche Reich traten sie (die Bürger der
Tschechoslowakei deutscher Nationalität
- E.H.) als bedeutende Akteure auf, be-
deutend deshalb, weil sie Hitler mit ihrer
politischen Haltung das vom Westen ak-
zeptierte Argument für die Beschneidung
der Tschechoslowakei geliefert haben.

 Die Tschechoslowakische Republik war
auch in dieser kritischen Periode ein Staat,
dessen demokratische Fundamente außer
Zweifel standen. Selbst wenn sie vielen
unserer Bürger deutscher Nationalität
auch in dieser Periode noch immer als
ein fremdes Element erschien, gewährte
sie durch die Struktur ihres politischen
Systems einen ausreichenden und wirk-
samen Verfassungsraum dafür, dass sie
ihre Führer ablehnen und ihre von deren
Standpunkten deutlich abweichende Mei-
nung äußern konnten, nämlich, dass sie
nicht ins Deutsche Reich wollten und den
Anschluss an dieses nicht wünschten
eben wegen seines damals schon offen-
kundigen, durch Gewalt und Brutalität
gekennzeichneten totalitären Charakters.

 Die Entwicklung verlief  aber nach 1938
in einer anderen Richtung. Während in
den ehemaligen Grenzgebieten die dor-
tige deutsche Bevölkerung völlige Loya-
lität gegenüber Nazi-Deutschland de-
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monstrierte, begannen im Protektorat
Böhmen und Mähren Verfolgung und
Terror?“5)

Die Schuld der tschechischen Seite

Was den Charakter und den Inhalt der
Dekrete angeht, muss man sagen, dass
die Dekrete, die vor allem die Personen
deutscher und ungarischer Nationalität
betrafen, durch die Zeit und die Umstän-
de ihrer Entstehung beeinf lusst wurden
- und schwerlich konnte das anders sein.
Eine entscheidende Rolle spielten das
Trauma von München 1938,  die Okku-
pation, der Krieg, die Erfahrungen des
antifaschistischen Widerstandes und der
patriotische Inhalt des Aufstands vom
Mai 1945 (Revolution 1945). In großem
Ausmaß wirkten bei der Entstehung der
Dekrete ein angespannter Patriotismus,
aber auch ein aggressiver tschechischer
Nationalismus mit. Von Bedeutung wa-
ren auch die Vorstellungen über die neue
Gestaltung der Tschechoslowakei und
Europas und auch die Befürchtung, dass
sich die tragischen Ereignisse der Jahre
1938-1945 wiederholen könnten.

Ich muss auch sagen, dass sowohl die
Aussiedlung der Deutschen aus der
Tschechoslowakei als auch die Anwen-
dung der sog. Retributions- und
Enteignungsdekrete wurden von Exzes-
sen begleitet waren, einschließlich der
Taten von Verbrechern, die nichts mit
dem Antifaschismus und mit der berech-
tigten Bemühung um die Herstellung
demokratischer Verhältnisse in der befrei-
ten Tschechoslowakei gemeinsam hatten.
In einer ganzen Reihe von Fällen wur-
den die Dekrete entweder mit unange-
messener Härte oder eindeutig unbe-
gründet und somit ungerecht angewen-
det. In der Atmosphäre der Nachkriegs-
Ressentiments, als der andere Nationa-
lismus die Unterscheidung zwischen Na-
zis und Antinazis überdeckte, betrafen
solche Exzesse und Verbrechen auch die,
die vor Sanktionen geschützt sein soll-
ten.

Obwohl diese Exzesse nicht Bestandteil
der offiziellen Regierungspolitik waren,

kann man sie nicht rechtfertigen und ge-
ringschätzen. Vielleicht nur damit erklä-
ren, dass es sich um Taten von Gruppen
und Einzelnen handelte, die vor allem
durch die Okkupation und den Krieg
demoralisiert waren. Dazu hat auch die
Tatsache beigetragen, dass die Verwal-
tungsbehörden im Grenzgebiet nach dem
Krieg ungenügend unter Kontrolle ge-
stellt wurden und zugleich sehr große
Kompetenzen hatten. Und obwohl der
Wille und auch die Tendenz, diese Ex-
zesse zu verfolgen, vorhanden war, blieb
die Mehrheit von ihnen ohne Bestrafung.
Hier liegt die historische Schuld der tsche-
chischen Seite.

In Diskussionen über die sog. Beneš-
Dekrete kann man oft die Frage hören,
wie es eigentlich mit ihrer Legalität und
Legitimität ist. Diese Aspekte gehören
untrennbar zum historischen Hinter-
grund der Dekrete. Der tschechische
Verfassungsgericht erklärte alle Dekrete
ohne jeden Zweifel als legal und legitim.
Dazu möchte ich die Blätter für deutsche
und internationale Politik zitieren: „Le-
gal waren sie (Dekrete)? ohne Zweifel.

Die Einschätzung ihrer historischen Le-
gitimität lässt jedoch deutliche Rück-
schlüsse auf die zugrunde liegenden po-
litischen Implikationen hinsichtlich des
Umgangs mit der Vergangenheit respek-
tive der nationalsozialistischen Politik im
Reichsgau Sudetenland zu.Die gemeinsa-
me deutsch-tschechische Historiker-
kommission verwies darauf, dass man die
Umsiedlung der Deutschen aus der
Tschechoslowakei (und andere Maßnah-
men - E.H.) nicht richtig beurteilen kön-
ne ,ohne Berücksichtigung der im Laufe
der Kriegsjahre allgemein gewachsenen
Barbarisierung und insbesondere der be-
kannt gewordenen deutschen Kriegsver-
brechen in allen von Deutschland besetz-
ten, besonders aber den ost- und südost-
europäischen Ländern.

Diese Verbrechen stützten sich auf die
nationalsozialistische Rassentheorie , die
sich nicht nur in der Massenvernichtung
von Juden und anderen als ,fremdrassig’
verstandenen Gruppen,  sondern auch in
der Diskriminierung der - insbesondere
slawischen - Völker des östlichen Euro-

pa auswirkte sowie in der geplanten oder
schon begonnenen Umsiedlung oder
Vernichtung von Teilen davon. Die
Propagierung einer Beendigung des
konfliktreichen Zusammenlebens mit
den Deutschen in der CSR war das Er-
gebnis der Erfahrungen mit der Politik
der Sudetendeutschen Partei und der ra-
dikalen deutschen Besatzungspolitik.“6)

Die Dekrete im heutigen Rechts-
system

Zum Schluss ein paar Worte über den
Platz der Dekrete im heutigen tschechi-
schen Rechtssystem.

Die sog. Beneš-Dekrete bilden einen un-
teilbaren Bestandteil der tschechischen
Rechtsordnung, wo sie die gleiche Stelle
wie „ordentliche“ Gesetze einnehmen.
Sie spielen eine sehr wichtige Rolle bei
der Erhaltung der rechtlichen Kontinui-
tät der Tschechoslowakischen Republik
ab 1918 und ihrer Erneuerung 1945-
1946. Die Dekrete sind heute durchwegs
ohne die aktuelle Bedeutung. Entweder
sind sie schon außer Kraft, oder sie wur-
den bereits durchgeführt. Die Rechts-
wirksamkeit der angegriffenen Dekrete
beschränkte sich auf einen bestimmten
Zeitpunkt (Tag), und spätere erneute Ein-
griffe in die Rechte der betroffenen Per-
sonen waren und sind unmöglich. Die
Folgen der Dekrete aber bestehen wei-
ter, ebenso wie die Folgen anderer Ge-
setze aus der Vergangenheit. Das heißt,
die Unwirksamkeit der Dekrete kann
nicht die Verhältnisse beeinflussen, die
entstanden, bevor sie unwirksam wurden.

Was die Hinweise angeht, die Dekrete
enthielten Bestimmungen, die im Wider-
spruch zu heutigen Grundsätzen des
Rechts und der Moral stehen, sei ange-
führt, dass am 31.12.1991, als die Liste
der Grundrechte und Freiheiten zum
Bestandteil der tschechischen Verfas-
sungsordnung wurde, alle Gesetzesbe-
stimmungen, die im Widerspruch zu die-
ser Liste standen, ihre Wirksamkeit ver-
loren haben. Eine grundsätzliche Verän-
derung oder sogar Aufhebung der De-
krete wäre einerseits ohne praktische
rechtliche Bedeutung, andererseits wür-
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de aber dadurch die Stabilität der tsche-
chischen Rechtsordnung gestört.

Aus diesem Grunde ist es klar, dass die
Bemühungen, die sog. Beneš-Dekrete
aufzuheben, ein eindeutig politisches Ziel
haben: sie sind Bestandteil breiterer Be-
mühungen um die Revision der Resulta-
te des Zweiten Weltkrieges. Trotz aller
Vorbehalte (legislativer und sachlicher)
gegenüber den Dekreten hängen diese
untrennbar mit der Niederlage der Nazis
auf  dem Gebiet der Tschechoslowakei
zusammen.

1) Sudetendeutsche Zeitung (SdZ), 08.06.2001
2) Ebd.
3) SdZ, 22.06.2001
4) Winkler, P.:  Dekrety prezidenta repub liky
z období 1940-1945. In: Studie o sudeton?mecké
otázce. Praha 1996, S. 20
5) Entscheidung des Tschechischen Verfassungs-
gerichts vom 08.03.1995 im Fall Dreithaler
6) Salzborn, S.: Feindbild Beneš. In: Blätter für
deutsche und internationale Politik Nr. 1/2001, S.
788.

Aus: Deutsch-Tschechische Nachrichten, Nr. 33
(Schwanthalerstr. 139 Rgb., 80339 München).
Dieser Beitrag wurde zuerst auf  dem Kongress
„Grenzübertretungen - Umgang mit dem Ande-
ren“ der Rosa-Luxemburg-Stiftung (Berlin, 7.-
9.9.2001) vorgetragen.

Publiziert 1994 von „Vereinigte Länder des Deutschen Ostens im Deutschen Reich“

Emil Hruska ist Redaktionsmitglied der
„Deutsch-Tschechischen Nachrichten“
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1

Wenn wir heute von Revanchismus spre-
chen, dann meinen wir vor allem das Stre-
ben nach deutschem Einfluss auf die
ehemaligen deutschen Ostgebiete, die seit
dem 2. Weltkrieg aufgrund international
anerkannter Beschlüsse zum
Souveränitätsbereich Polens, Russlands
und Tschechiens gehören.

Zwar haben die sog. „Vertriebenen-
verbände“ in ihrer „Charta“ von 1950
ausdrücklich auf „Rache und Vergeltung“
verzichtet, in ihrer praktischen Politik
hört man aber immer wieder auch ande-
re Töne.

Ich erinnere nur an das Verhalten der sog.
„Vertriebenenverbände“ hinsichtlich des
Abschlusses der Ostverträge in den 70er
Jahren, die Anerkennung der „Oder-Nei-
ße-Grenze“ zu Polen im Jahre 1990 und
die zuletzt verabschiedeten „Deutsch-
Tschechischen Verträge“.

Da war dann plötzlich wieder die Rede
von „Verzichtspolitik“, der Preisgabe
„deutscher Heimat“, von „offenen
Vermögensfragen“,  „Entschädigung“
oder gar „Rückgabe“ dieser Gebiete. Wie
die „Vertriebenenverbände“ zu dieser
Frage wirklich stehen, sieht man nicht nur
auf  ihren „Landsmannschaftstreffen“
und den jährlich stattfindenden „Tagen
der Heimat“ im September, wo Hundert-
tausende hinmobilisiert werden, um für
ihre „Minderheiten- und Volksgruppen-
rechte“ einzutreten.

Auf welcher Seite war denn die Mehrheit
der Deutschen in diesen Gebieten, als es
um die „Minderheiten- und Volksgruppen-
rechte“ der Polen, der Tschechen, der Rus-
sen, der Juden oder der sog. Zigeuner ging?
Eine große Zahl der in den damaligen deut-
schen Ostgebieten lebenden Deutschen hat
sich gegenüber diesen Nachbarn verhalten
wie die Barbaren.

„Nach Ostland wollen wir reiten...“ Ein kurzer Einblick in
das Spektrum der „Vertriebenenverbände“ unter besonde-
rer Berücksichtigung der Stadt Münster. Von Joß Fritz

Viele dieser dort lebenden Menschen
wurden enteignet, deportiert, versklavt,
ermordet.

Verhaftet und eingesperrt, sofern sie
nicht fliehen konnten oder wollten, wur-
den aber auch die deutschen Gegner des
Naziregimes.

Aspekte, die in der Geschichtsschreibung
der „Vertriebenenverbände“ nur zu ger-
ne vergessen werden.

2

Wenn sich die „Vertriebenenverbände“ in
einer Opferrolle sehen,  ist dies
Geschichtsrevisionismus.

Sie waren in ihrer Mehrheit Täter oder
Mitläufer. Ich erinnere nur daran, dass
90% aller Sudetendeutschen 1937 mit der
Wahl der nationalsozialistischen „Sude-
tendeutschen Partei“ sich hinter die ver-
brecherische Politik des Nazi-Regimes
gestellt hatten.

Die eigentliche Ursache für die sog. „Ver-
treibung“ oder besser Aussiedlung der
Mehrheit der Deutschen aus den dama-
ligen Ostgebieten ist bereits viel früher
zu suchen.  Nämlich in der Macht-
übertragung an die Nazis im Jahre 1933.

Dies wollen vor allem die Funktionäre der
sog. „Vertriebenenverbände“ auch nach
mehr als 50 Jahren nicht
wahrhaben.

Diese Einstellung findet
sich aber nicht nur bei den
„Vertriebenen“.  So werden
die sog. „Vertriebenen-
verbände“, ungeachtet ihrer
politischen Zielstellung, in
jedem Jahr mit einer zwei-
stelligen Millionensumme
aus Bundesmitteln unter-
stützt.  Unvorstellbar, dass
eine solche Summe antifa-

schistischen und antirassistischen Initia-
tiven und Organisationen für ihre Arbeit
vor Ort zur Verfügung gestellt würde.

Zwar hat es einige Kürzungen gegeben
und auch die institutionelle Förderung für
einzelne Einrichtungen ist weggefallen.
Einen grundlegenden Wandel in der Hal-
tung des Staates zu den „Vertriebenen-
verbänden“ bedeutet dies allerdings nicht.

Während des Krieges der NATO gegen
die jugoslawische Republik standen die
sog. „Vertriebenenverbände“ mit in der
vordersten Reihe der Kriegs-
propagandisten. Vor allem in der Frage
der Propagierung der These von der
Gleichsetzung der Kosovo-Albaner mit
der Aussiedlung der Mehrheit der Deut-
schen aus den damaligen Ostgebieten.

Kritiker dieser Gleichsetzung, wie z.B. die
Mitherausgeberin der Wochenzeitung
„DIE ZEIT“, Marion Gräfin Dönhoff,
selbst eine gebürtige Ostpreußin, wurde
in der Revanchistenpresse attackiert und
sogar wegen „Volksverhetzung“ ange-
zeigt.

Die Rede von SPD-Bundeskanzler
Schröder bei der zentralen Veranstaltung
des „Bundes der Vertriebenen“ zum „Tag
der Heimat“ und der Auftritt des SPD-
Innenministers Schily als Festredner beim
„Bund der Vertriebenen“,  wo er die Lin-
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ke wegen ihrer Haltung zu den „Vertrie-
benen“ kritisierte, wiegt die Rolle der
„Vertriebenen“ eher wieder auf.

Werden so nicht aus Tätern und Mitläu-
fern „Opfer“ gemacht?

3

Ich will nachfolgend einen kleinen Ein-
blick in das Spektrum der „Vertriebenen-
verbände“ geben. Dabei ist zu bemerken,
dass zu diesem Spektrum nicht nur die
offiziellen Verbände, also der „Bund der
Vertriebenen“ und dessen „Landsmann-
schaften“, gehören, sondern auch eine
Vielzahl kleinerer Gruppierungen. Hier
ist oftmals der Übergang zum Neofa-
schismus noch deutlicher sichtbar als bei
den offiziellen Verbänden. Sie haben für
die Politik der Offiziellen oftmals eine
„Schrittmacher“-Funktion, weil sie deut-
licher aussprechen, was wohl in vielen
Gremien des „Bund der Vertriebenen“
bislang nur gedacht oder hinter vorgehal-
tener Hand gesagt wird.

4

Da wäre zu nennen die in Recklinghau-
sen von dem „Förderkreis Deutsche Ein-
heit“ herausgegebene Wochenzeitung
„DER SCHLESIER“, die bis in die 80er
Jahre das offizielle Organ der „Lands-
mannschaft Schlesien“ war. Nachdem das
Blatt jedoch einen Artikel abgedruckt
hatte, in dem über einen fiktiven Ein-
marsch deutscher Truppen in die dama-
ligen Sowjetunion berichtet wurde,
musste sich die Landsmannschaft offizi-
ell von dem Blatt trennen.  Seitdem wird
die Zeitung in eigener Regie herausgege-
ben.  Geleitet wird der „Förderkreis deut-
sche Einheit“ von dem langjährigen
NPD-Stadtrat Klaus Hoffmann aus Bad
Bevensen.

Trotzdem ist die Wochenzeitung nach wie
vor bei Teilen der Basis der „Schlesischen
Landsmannschaft“ stark verankert, auch
wenn dort heute regelmäßig Anzeigen für
die NPD, die REPUBLIKANER, den
BUND FREIER BÜRGER oder die
DEUTSCHE VOLKSUNION zu f in-
den sind und ganz offen neofaschistische
Bücher, z.B. aus dem Hause des DVU-
Chefs Frey, angepriesen werden. Der Ei-

gentümer des Verlages wurde üb-
rigens mittlerweile zu einer Geld-
strafe verurteilt, weil dieser ein
geschichtsrevisionistisches Buch
vertrieben hatte.

Das damalige Präsidiumsmitglied
des „Bund der Vertriebenen“,
Paul Latussek aus Thüringen, hat
dies alles nicht daran gehindert,
dem Blatt für ein Interview zur
Verfügung zu stehen und sogar
selbst Artikel in dieser Zeitung zu
veröffentlichen.

5

Eine Gruppe, die u.a. in den Gewässern
der Zeitung „Der Schlesier“ f ischt, ist der
„ZENTRALRAT DER VERTRIEBE-
NEN DEUTSCHEN“ um Herbert
Jeschioro. Der „ZENTRALRAT“ ver-
steht sich als noch rechtere Konkurrenz
zum „Bund der Vertriebenen“ und wirft
deren Führung „Verzichtspolitik“ vor.
Mitgliedermäßig ist der „ZENTRAL-
RAT“ zwar eher unbedeutend,  aber da-
für tritt er publizistisch um so mehr in
Erscheinung. Vor allem nach rechts ist
der „Zentralrat“ offen. So gab Herbert
Jeschioro z.B. dem NPD-Organ „Deut-
sche Stimme“ ein Interview und veröf-
fentlichte Leserbriefe in der neofaschi-
stischen Zeitung „Nation und Europa“.

6

Eine andere rechte Sumpfblüte des Re-
vanchismus stellt die „GEMEIN-
SCHAFT OST- UND SUDETEN-
DEUTSCHER GRUNDEIGENTÜ-
MER UND GESCHÄDIGTER“, kurz
GOG, um Horst Ochmann aus Groß-
Wittensee dar . Diese Gruppe hat sich
zum Ziel gesetzt, die „Rechte und An-
sprüche der deutschen Bevölkerung aus
den Ländern des deutschen Osten“ zu
wahren.

Die GOG veröffentlicht zweimonatlich
den „ANZEIGER DER NOT-
VERWALTUNG DES DEUTSCHEN
OSTENS“ und den „GOG-ZIRKEL-
BRIEF“, die beide offen
geschichtsrevisionistisch agieren. Schrift-
leiter Horst Ochmann wurde mittlerwei-
le wegen „Volksverhetzung“ zu einer

hohen Geldstrafe verurteilt.

7

Die AKTION DEUTSCHES KÖ-
NIGSBERG um den ehemaligen Jugend-
funktionär der NPD, Dietmar Munier ,
und dessen Kieler ARNDT-VERLAG
hat sich ganz auf die Gegend um das
ehemalige Königsberg konzentriert. Die
Gruppe um Munier arbeitet eng mit dem
SCHULVEREIN ZUR FÖRDERUNG
DER RUSSLANDDEUTSCHEN IN
OSTPREUßEN zusammen. Dank zahl-
reicher Spenden wird bei Kaliningrad seit
Jahren am Wiederaufbau eines während
des 2.Weltkrieges zerstörten Dorfes zur
Wiederansiedlung von
Russlanddeutschen gearbeitet.

8

Ebenfalls im Gebiet um Kaliningrad tä-
tig ist das DEUTSCH-RUSSISCHE
GEMEINSCHAFTSWERK um den
Neonazi Manfred Roeder.

Roeder, Autor des Vorwortes für die
Hetzschrift „Die Auschwitz-Lüge“, der
in der Vergangenheit wegen diverser
Bombenanschläge zu einer mehrjährigen
Haft verurteilt worden war, hatte vor ei-
niger Zeit für die NPD in Mecklenburg-
Vorpommern zur Bundestagswahl kan-
didiert.  Sein GEMEINSCHAFTS-
WERK  vermittelte deutsche Investoren,
die Projekte in Kaliningrad unterstützen
wollen.

Die Vertriebenen wahlpolitisch um sich
sammeln wollen zwei kleinere Parteien

:
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9

Seit einigen Jahren in dieser Hinsicht tä-
tig ist der „BUND FÜR GESAMT-
DEUTSCHLAND - OSTDEUTSCHE,
MITTEL- UND WESTDEUTSCHE
WÄHLERGEMEINSCHAFT“ um den
Duisburger Horst Zaborowski.

Die vorwiegend von älteren Vertriebenen
getragene revanchistische Kleinpartei,  die
auch schon mal unter dem dem Namen
„BÜNDNIS FÜR DEUTSCHLAND“
zur Bundestagswahl kandidierte, wirbt
mit einer Deutschlandkarte mit den
Grenzen von 1871 für ihre Ziele. Dabei
gibt es auch personell jede Menge Ver-
bindungen ins neofaschistische Spek-
trum.

Etwa alle zwei Monate gibt der BUND
seine Zeitschrift „UNSERE DEUT-
SCHE HEIMAT“ heraus, in der u.a. da-
für geworben wird, evtl. persönliche Ge-
bietsansprüche an Polen und die Tsche-
chische Republik testamentarisch
weiterzuvererben.

10

Ebenfalls zu Wahlen kandidieren will die
in Thüringen gegründete PARTEI DER
HEIMATVERTRIEBENEN UND
ENTRECHTETEN (PHE). Anknüpfen
will die Partei,  die übrigens in ihrer
Gründungsphase Räumlichkeiten des
BUNDES DER VERTRIEBENEN
nutzte, an den Erfolg des von Alt-Nazis
mitgegründeten „Block der Heimatver-
triebenen und Entrechteten“ (BHE) in
den 50er Jahren, der immerhin 1953 mit
7% in den Bundestag einzog. Unterstüt-
zung erhielt die Neugründung dieser
Vertriebenenpartei übrigens von höchster
Ebene. Vorsitzender des Vorläufers der
neugebildeten PHE war das damalige
Präsidiumsmitglied des „Bund der Ver-
triebenen“, Paul Latussek. Lange hielt es
Latussek aber nicht bei der PHE, dann
wechselte er zum „BUND FREIER
BÜRGER“ und war zeitweise sogar de-
ren  kommissarischer Bundesvorsitzen-
der.

Latussek hat jedoch einen würdigen
Nachfolger für den PHE gefunden. Vor-
sitzender der PHE ist heute Dr. Mathias

Weifert aus Bayern. Studienrat Weifert,
aktiv in der „DONAU-
SCHWÄBISCHEN LANDSMANN-
SCHAFT“, ist Mitglied der neofaschisti-
schen Sekte „BUND DEUTSCHER
UNITARIER - RELIGIONSGE-
MEINSCHAFT EUROPÄISCHEN
GEISTES“ und Autor in zahlreichen Pu-
blikationen des völkisch-religiösen Spek-
trums.
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Ich kommen nun zu den offiziellen
„Vertriebenenverbänden“, die im BUND
DER VERTRIEBENEN (BDV) als
Dachorganisation zusammengefasst sind.
Der BDV hat heute etwa 2 Millionen Mit-
glieder. Er versteht sich jedoch als „re-
präsentativer Gesamtverband“ für rund
15 Millionen Menschen,  die zumeist aus
den ehemaligen deutschen Ostgebieten
stammen und heute in der Bundesrepu-
blik leben.

Gegliedert ist der BDV in 16 Landes- und
422 Kreisverbände. Die rund 20 Lands-
mannschaften,  von den BANATER
SCHWABEN bis zu den BUCHEN-
LANDDEUTSCHEN, sind in 193 lands-
mannschaftlichen Landesgruppen und
darüber hinaus in Orts- und Kreisgrup-
pen organisiert.

Jede dieser LANDSMANN-
SCHAFTEN und viele der Hun-
derte von HEIMATKREISEN
geben außerdem eigene Publika-
tionen heraus. Eine Übersicht
über die gesamte Struktur des
BDV und seiner Landsmann-
schaften bis ins kleinste Dorf
findet sich übrigens im „BDV-
HANDBUCH“, das alle paar
Jahre aktualisiert wird.
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Offizielles Organ des BUND
DER VERTRIEBENEN ist der
„DEUTSCHE OSTDIENST“,
der über die Politik und Aktivi-
täten des BDV berichtet und wö-
chentlich erscheint. Daneben er-
scheinen noch mehrere Schrif-
tenreihen.  Zahlreiche Veranstal-
tungen des BDV finden am „Tag

der Heimat“ im September/Oktober
statt, bei denen man nicht selten auch
Redner aus der bundesdeutschen Grau-
und Braunzone fand bzw. findet. Die
Landsmannschaften führen darüber hin-
aus zumeist alle zwei Jahre eigene Groß-
veranstaltungen durch.

Im Jugendbereich hat der BDV auf Bun-
des- und Landesebene die „Arbeitsge-
meinschaft Junge Generation“ gegrün-
det, die eigene Seminare und Konferen-
zen durchführt und in der Vertreter der
Jugendverbände der „Landsmannschaf-
ten“ sitzen.
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Zu den politisch aktivsten und
einflussreichsten Landsmannschaften
zählt die „LANDSMANNSCHAFT
OSTPREUßEN“, die sich besonders auf
die russische Enklave Kaliningrad, das
ehemalige Königsberg, orientiert und
wieder über zahlreiche Kontakte dorthin
verfügt.

Zu den am weitesten am rechten Rand
angesiedelten Vertriebenen-Publikatio-
nen zählt „DAS OSTPREUßEN-
BLATT“. Wir haben diese Wochenzei-
tung ab 1986 ausgewertet und können mit
Sicherheit sagen, in dem Blatt schrieben
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und schreiben zahlreiche Alt- und Neo-
faschisten. Außerdem finden sich dort
immer wieder Anzeigen neofaschistischer
Verlage und Vertriebe sowie Werbung für
die sog. REPUBLIKANER, die DEUT-
SCHE PARTEI, den BUND FÜR GE-
SAMTDEUTSCHLAND und die neo-
faschistische VEREINIGTE RECHTE.
Selbst wer beim OSTPREUßENBLATT
„nur“ ein Buch bestellt, unterstützt da-
mit einen neofaschistischen Verlag. Denn
der Buchdienst des Vertriebenen-Blattes
wird von dem Verlag Siegfried Bublies in
Koblenz betrieben, der die aus der
„nationalrevolutionären“ Ecke kommen-
de Zeitschrift „WIR SELBST“ heraus-
gibt. Von der LANDSMANNSCHAFT
OSTPREUßEN geht derzeit auch eine
Initiative aus, die tief  blicken lässt. Sie un-
terstützt die Gründung einer Aktienge-
sellschaft unter dem Namen „Preußische
Treuhandgesellschaft“, um „die Interes-
sen der Geschädigten gebündelt vertre-
ten zu können“, wie es heißt. Durch die
Zeichnung von Aktien erhielte die Ge-
sellschaft die Finanzkraft, um als strate-
gisches Instrument zur Sicherung und
Durchsetzung der Enteigneten-Ansprü-
che wirksam zu werden“, heißt es im
„Ostpreußenblatt“.

14

Enge Kontakte unterhält die LANDS-
MANNSCHAFT OSTPREUßEN auch
zur  STAATS- UND WIRTSCHAFTS-
POLITISCHEN GESELLSCHAFT
(SWG) mit Sitz in Hamburg. Kein Wun-
der, denn der ehemalige Chefredakteur
des „OSTPREUßENBLA TTES“, Hugo
Wellems, während des Nazi-Regimes NS-
Propagandachef  in der Pfalz, war viele
Jahre Vorsitzender der SWG.

Die SWG führt regelmäßig Vortrags-
veranstaltungen durch und war federfüh-
rend aktiv gegen die u.a. in Kiel und Ham-
burg gezeigte Ausstellung „Vernichtungs-
krieg - Verbrechen der  Wehrmacht 1941-
45“.

15

Die LANDSMANNSCHAFT Ostpreu-
ßen verfügt auch über einen eigenen Ju-
gendverband, den BUND JUNGES
OSTPREUßEN (BJO). Von dessen Vor-

gänger, der JUNGEN LANDS-
MANNSCHAFT OSTPREU-
ßEN (JLO), die mehrmals im Jahr
die Zeitung „FRITZ“ herausgab,
musste sich die „Landsmann-
schaft“ trennen.  Die JLO, wegen
ihres klaren Rechtskurses in der
Vergangenheit bereits mehrfach
Gegenstand von Bundestagsan-
fragen, war ins offen neofaschi-
stische Lager abgewandert. Ganz
verzichten auf  die „JLO“ musste
die LANDSMANNSCHAFT
OSTPREUßEN aber nicht. Die
„JLO“, deren Funktionäre mitt-
lerweile auch schon im NPD-Or-
gan „Deutsche Stimme“ inter-
viewt werden, gehörte auch noch
nach der Trennung als Mitglied
der „Arbeitsgemeinschaft Junge
Generation“ im „Bund der Ver-
triebenen“ an. Gründungsmit-
glied des neuen Jugendverbandes
BJO war übrigens auch Bernhard
Knapstein, ehemals Bundesvorsitzender
der JLO und Mitglied des neofaschisti-
schen „Bund Deutsche Unitarier Religi-
onsgemeinschaft“ (BDUR).  Personell
gibt es auch heute noch auf  BJO-
Bundesvorstandsebene jede Menge ehe-
maliger JLO-Aktivisten.  So war die Bun-
desvorsitzende des BJO, Nanette Kaiser,
früher Landersvorsitzender der JLO in
NRW und zugleich Landesvorsitzende
der „Jungen Freiheitlichen“ im „Bund
Freier Bürger“.
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Ebenfalls eine wichtige Funktion und ei-
nen großen Einfluss auf die Politik hat
die SUDETENDEUTSCHE LANDS-
MANNSCHAFT, die wöchentlich die
„Sudetendeutsche Zeitung“ herausgibt.
Für diese Vereinigung gilt,  man muss
längst nicht aus dem ehemaligen Sude-
tenland stammen, um Mitglied dieser
LANDSMANNSCHAFT werden zu
können. Der „Vertriebenen-Status“ wird
quasi vererbt. Auch „wer den Zweck der
SUDETENDEUTSCHEN LANDS-
MANNSCHAFT bejaht“ oder jemand
heiratet, dessen Eltern aus dieser Gegend
stammen, kann Mitglied der LANDS-
MANNSCHAFT werden.

Zum rechten Rand der SUDETEN-
DEUTSCHEN LANDSMANN-
SCHAFT zählt der WITIKO-BUND,
eine maßgeblich von ehemaligen Nazis
aus dem Sudetenland gegründete „völki-
sche“ Gesinnungsgemeinschaft. Zahlrei-
che Mitglieder des WITIKO-BUNDES,
der den WITIKO-BRIEF herausgibt,
sind auch in anderen neofaschistischen
Organisationen zu finden. Hier kann man
nicht so ohne weiteres Mitglied werden.
Für einen Eintritt in den WITIKO-
BUND benötigt man sogar zwei
WITIKO-BUND-Mitglieder als Bürgen.

17

Ebenfalls einflussreich ist die SCHLE-
SISCHE LANDSMANNSCHAFT.
Nach der Trennung von ihrer Wochen-
zeitung „DER SCHLESIER“ gibt der
Verband die Monatszeitung „SCHLESI-
SCHE NACHRICHTEN“ heraus. Die
ist allerdings eher fad und farblos, und
so bleiben viele Schlesier bei der Lektüre
des ehemaligen Organs der Landsmann-
schaft,  „DER SCHLESIER“. Eine pro-
fessionell aufgemachte Zeitschrift kommt
übrigens aus Görlitz. Seit Ende 1998 wird
dort die Monatszeitschrift „SCHLESI-
EN HEUTE - UNABHÄNGIGES
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MAGAZIN FÜR NIEDER- UND
OBERSCHLESIEN“ verlegt.  Unterstüt-
zung gibt es dabei auch von Autoren aus
den „SCHLESISCHEN NACHRICH-
TEN“ und dem „DER SCHLESIER“.

Auch der Vorsitzende des
Fremdenverkehrsverbandes Schlesische
Oberlausitz freut sich über die neue Zei-
tung. Kann er doch dort für das letzte
uns „erhalten gebliebene Stück deutsches
Schlesien“ gerade bei den Vertriebenen
werben.
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Eine besonders rege Organisation ist die
von der SCHLESISCHEN JUGEND
gegründete AGMO eV - GESELL-
SCHAFT ZUR UNTERSTÜTZUNG
DER DEUTSCHEN IN SCHLESIEN,
OSTBRANDENBURG, POMMERN,
OST- UND WESTPREUßEN. Die 1980
unter dem Namen ARBEITSGEMEIN-
SCHAFT MENSCHENRECHTSVER-
LETZUNGEN IN OSTDEUTSCH-
LAND gegründete AGMO unterhält in-
tensive Kontakte zu den DEUTSCHEN
FREUNDESKREISEN im Westen
Polens und organisiert kontinuierlich
Unterstützungsaktionen. Liest man regel-
mäßig die Berichte der AGMO, die in
dem Blättchen „AGMO-INTERN“ er-
scheinen, erhält man den Eindruck, dass
die besonders in Schlesien aufgebaute
Infrastruktur in vielen Bereichen schon
unabhängig von der polnischen Verwal-
tung funktioniert und damit teilweise

schon ein „Staat im Staate“ geschaffen
worden ist. Hinzu kommt, dass es im
polnischen Schlesien Anzeichen für die
Bildung einer Autonomiebewegung der
dortigen deutschen Minderheit gibt, die
in vielen Fällen bereits über eine doppel-
te Staatsbürgerschaft verfügt.

Interessanterweise gab es gegen diese
Regelung keine Proteste von CDU und
CSU. Der polnische Geheimdienst, aber
nicht nur der, sieht die Drahtzieher die-
ser Autonomiebewegung, die u.a. über in-
tensive Kontakte zur „Lega Nord“ in
Norditalien verfügt, bei den bundesdeut-
schen Revanchistenverbänden.
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Die Integration von Aussiedlern aus den
GUS-Staaten ist ein weiterer Bereich, in
dem der BUND DER VERTRIEBE-
NEN und beson-
ders auch die
LANDSMANN-
SCHAFT DER
R U S S L A N D -
D E U T S C H E N
tätig sind. Der
Staat hat dabei den
„ Ver tr iebenen-
verbänden“ die In-
tegration der Aus-
siedler in vielen
Bereichen überlas-
sen. Dies passiert
natürlich nicht
ganz uneigennüt-

zig, denn über diesen Weg sind natürlich
auch staatliche Gelder zu erhalten und vor
allem neue Mitglieder für die
„Vertriebenenverbände“ zu gewinnen.

Publizistische Unterstützung erhält die
LANDSMANNSCHAFT DER
RUSSLANDDEUTSCHEN von dem
Münchener Verleger Herbert
FLEISSNER. Fleissner , Chef  der
VERLAGSGRUPPE LANGEN MÜL-
LER/HERBIG ist Mitglied des sudeten-
deutschen WITIKO-BUNDES und ge-
hörte zeitweise zu den Finanziers der
nationalistischen „DEUTSCHLAND-
BEWEGUNG“ um den ehemaligen
Bundestags-abgeordneten Alfred
Mechtersheimer.

Fleissner hat auch die Herausgabe der
DEUTSCH-RUSSISCHEN ZEITUNG
angekurbelt. Diese Monatszeitung spricht
nicht nur Aussiedler aus Russland an,
sondern auch die noch in Russland le-
benden Deutschstämmigen. Über die
Zeitung wurden nicht nur Wirtschafts-
kontakte vermittelt, sondern zugleich
auch einschlägig rechtes Gedankengut. So
fanden sich unter den Mitarbeitern der
Zeitung, die nach dem erfolgreichen An-
stoß durch Fleissner eigenständig wurde,
allerdings mittlerweile eingestellt worden
ist, u.a. der ehemalige Redakteur der
Wochenzeitung „JUNGE FREIHEIT“,
Martin Schmidt aus Freiburg.

20

Stichwort Kulturarbeit. Die Pflege des
ostdeutschen Kulturgutes, wie es so
schön heißt, ist einer der Gründe, war-

Haus Schlesien in Königswinter

Haus Oberschlesien in Ratingen
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um die „Vertriebenenverbände“ staatli-
che Gelder bekommen. Im Bereich die-
ser sog. Kulturarbeit gibt es zahlreiche,
in die Hunderte gehende Vereinigungen,
Verbände, Stiftungen und Institutionen.

Eine der wichtigsten ist die STIFTUNG
OSTDEUTSCHER KULTURRAT mit
Sitz in Bonn. Die bis vor kurzem über-
wiegend aus Bundesmitteln finanzierte
Organisation gibt drei mal im Monat die
Zeitschrift „KULTURPOLITISCHE
KORRESPONDENZ“ heraus. Seit Jahr-
zehnten nutzen zahlreiche, auch neofa-
schistische Zeitungen, diese Veröffentli-
chung und drucken deren Artikel nach.
Vor ein paar Jahren kam die STIFTUNG,
in der auch Vertreter des Bundes und des
Landes NRW sitzen, in die Schlagzeilen,
weil diese einem Apartheid-Befürworter,
dem in Südafrika lebenden ehemaligen
Bundeswehroffizier Claus Nordbruch,
einen Preis verliehen hatte. Nordbruch
ist Autor in zahlreichen neofaschistischen
Publikationen, wo er u.a. für die Freilas-
sung der inhaftierten Neonazis Günter
Deckert und Udo Walendy eintrat, aber
auch Autor im „OSTPREUßEN-
BLATT“. Außerdem referierte Nord-
bruch bei der NPD sowie bei der „Jun-
gen Landsmannschaft Ostpreußen“ in
Dresden. Auch der nun ehemalige Ge-
schäftsführer der STIFTUNG ist kein
Unbekannter. Der Corpsstudent Al-
brecht Jebens war in der Vergangenheit
bereits Geschäftsführer der rechts-
konservativen Kaderschmiede „Studien-
zentrum Weikersheim“, bevor er als Ge-
schäftsführer für die militaristische „Ar-
beitsgemeinschaft für Kameradenwerke
und Traditionsverbände“ in Stuttgart tä-
tig wurde. Heute ist Jebens u.a. für die
neofaschistische „Gesllschaft für freie
Publizistik“ aktiv.
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Eine weitere Publikation, die die STIF-
TUNG gemeinsam mit dem Düsseldor-
f er „GERHARD-HAUPTMANN-
HAUS“, dem früheren „HAUS DES
DEUTSCHEN OSTENS“, herausgibt,
ist die Zeitschrift „DER GEMEINSA-
ME WEG“. Interessanter als diese Zeit-
schrift ist das Gerhard-Hauptmann-
Haus“ in Düsseldorf selbst. Hier trafen

und treffen sich längst nicht nur Vertrie-
bene. In der dort untergebrachten Gast-
stätte fanden in den letzten 25 Jahren u.a.
Treffen und Veranstaltungen des BUND
FREIER BÜRGER, des BUND FÜR
GESAMTDEUTSCHLAND, der Sekte
UNIVERSELLES LEBEN, des
WITIKO-BUND, des VERBAND
DEUTSCHER SOLDATEN, des
ökofaschistischen WELTBUND ZUM
SCHUTZE DES LEBENS, Lesertreffen
der „BAUERNSCHAFT“, die von dem
Alt-Nazi und Holocaust-Leugner Thies
Christophersen herausgegeben wurde,
und Vorträge des Chefs der nationalisti-
schen DEUTSCHLAND-
BEWEGUNG, Alfred Mechtersheimer,
und des „Nationalrevolutionärs“ Hen-
ning Eichberg statt.

Es darf  gefragt werden, was dies und vie-
les andere mehr mit der „Pflege ostdeut-
schen Kulturgutes“ zu tun hat? Dies darf
auch gefragt werden, wenn man sich so
manche Aktivitäten der Vertriebenen-
organisationen in Münster ansieht.
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Auch in Münster gibt
es rege Aktivitäten der
„ Ve r t r i e b e n e n -
verbände“. Nach dem
Krieg wurde hier ein
großes Kontingent
von Menschen aus den
ehemaligen deutschen
Ostgebieten angesie-
delt. Zugleich entstand
hier ein Zentrum der
„ L A N D S M A N N -
SCHAFT WEST-
PREUßEN“. Auf der
Norbertstraße befin-
det sich der Sitz dieser
Landsmannschaft,  für
die der „Landschafts-
verband Westfalen-
Lippe“ die Patenschaft
übernommen hat und
der Verein „Förder-
kreis Westpreußen“.

Zugleich findet sich im
hiesigen Schloss
Wolbeck (Drostenhof)

das zentrale Museum der Landsmann-
schaft Westpreußen,  das „WEST-
PREUßISCHE LANDESMUSEUM“,
das von der privatrechtlichen „ERIK-
VON-WITZLEBEN-STIFTUNG ZUR
PFLEGE ALTPREUßISCHER KUL-
TUR“ getragen und seit 1998 von Lo-
thar Hyss geleitet wird. Die Aufsicht über
die 1972 gegründete Stiftung unterliegt
übrigens dem Regierungspräsidenten in
Münster. Im Stiftungsrat dieser Stiftung
vertreten sind zahlreiche weitere Verei-
nigungen, wie z.B. ein „VEREIN ZUR
FÖRDERUNG DER
WESTPREUSSISCHEN JUGEND“.
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Die „ERIK-VON-WITZLEBEN-STIF-
TUNG“ wiederum gehört der „STIF-
TUNG NORDOSTDEUTSCHES
KULTURWERK“ mit Sitz in Lüneburg
an. Das im Jahre 1975 gegründete Kultur-
werk sieht seine Aufgabe u.a. in der „Er-
haltung dieses Kulturerbes im
Bewusstsein des ganzen deutschen Vol-
kes und des Auslandes“, wie es in der
Satzung heißt, und hat damit natürlich

Westpreußisches Landesmuseum in Münster
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ebenso Anspruch auf  staatliche Förde-
rung. Eine weitere Stiftung mit lokaler
Anbindung ist die „STIFTUNG
SCHLESIEN“. Vorstandsvorsitzender
ist der Münsteraner Dr.Friedrich-Carl
Schultze-Rhonhof. Schultze-Rhonhof
war noch 1996 Vertreter des Prälaten
Manfred Erdmann im „Beirat für Ver-
triebenen-, Flüchtlings- und
Spätaussiedlerfragen“ beim Bundesmini-
sterium des Innern. Schultze-Rhonhof
gehörte auch zu den Initiatoren eines
vom Rat der Stadt Münster angenomme-
nen Bürgerantrages für die Errichtung ei-
nes Gedenksteines für die „Opfer der
Vertreibung“.
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Außerdem wird in Münster die „Agnes-
Miegel-Plakette“ verliehen, die das „Ku-
ratorium Agnes Miegel“ vergibt. Die
„Agnes-Miegel-Plakette“ hat eine lange
Tradition. Während des Naziregimes stif-
tete die NS-KULTURGEMEINDE eine
jährlich an einen ostdeutschen Dichter zu
verleihende Plakette gleichen Namens.

Die ostpreußische Schriftstellerin und
Dichterin hat nicht nur in der ostpreußi-
schen Landsmannschaft einen hohen
Stellenwert.  Schon die Nazis förderten
Agnes Miegel und veröffentlichten zahl-
reiche ihrer Schriften.  1939 wurde sie
Ehrenbürgerin der Stadt Königsberg, im
gleichen Jahr erhielt sie das Ehrenzeichen
der Hitler-Jugend. 1940 trat die „Mutter
Ostpreußens“, wie sie gerne genannt
wurde, der NSDAP bei. In ihren Schrif-
ten finden sich die „Elemente einer my-
thologisierenden Blut-und-Boden-Ro-
mantik, die eine Affinität zu nationalso-
zialistischen Ideen erkennen lassen“,
heißt es im „Biographischen Lexikon
zum Dritten Reich“ über Agnes Miegel.

In Münster wird so etwas heute wieder
geehrt!

Desto mehr Kulturwerke, Stiftungen und
Gesellschaften mit hochtrabenden Na-
men, desto mehr staatliche Gelder. Dass
hier Staatsgelder f ließen, merkt man auch
daran, dass im Stiftungsrat der „STIF-
TUNG NORDOSTDEUTSCHES
KULTURWERK“ hochkarätige Vertre-
ter des Bundesministeriums des Innern

und des „Nieder-
sächsischen Ministe-
riums für Bundesan-
gelegenheiten“ sit-
zen. Bis 1981 gehör-
te dem Stiftungsrat
auch der Mainzer
Prof. Gotthold
Rhode an. Seine
Sporen verdiente
sich Rhode während
der Nazi-Diktatur
als „Ostforscher“.
Und zwar als Mitar-
beiter des „Ost-
europa-Instituts“ im
damaligen Breslau,
dessen Gründung
1918 durch die
Spenden von Indu-
striellen ermöglicht
wurde. Danach war
Rhode an der prak-
tischen Umsetzung
der „Ostforschung“
der Nazis beteiligt,
bei der deutschen
Wehrmacht.
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Wir verlassen nun
die kulturellen Ein-
richtungen der
„ Ve r t r i e b e n e n -
verbände“ und kom-
men nun zu eigentlichen Kern dieses Ge-
flechtes, dem „Bund der Vertriebenen“
und dessen „Landsmannschaften“, die
man durchaus als den politischen Flügel
der Vertriebenenarbeit bezeichnen kann.

Wie bereits gesagt, ist Münster Sitz der
„Landsmannschaft Westpreußen“, einer
von 20 derartigen „Landsmannschaften“.
Zugleich ist hier auch der Sitz der Re-
daktion des Organs der „Landsmann-
schaft“, „DER WESTPREUßE“.
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Bevor ich auf  die „Landsmannschaft
Westpreußen“ eingehe, zuvor ein paar
Sätze zu Westpreußen während des Na-
ziregimes. Das Gebiet südlich von Dan-
zig wurde gemäß des Versailler Vertra-
ges nach dem 1.Weltkrieg Polen zuge-

sprochen. Die Machtverhältnisse und die
sozialen Strukturen behielt die deutsch-
stämmige Mehrheitsbevölkerung
(1910=65%) in dieser dünnbesiedelten
Region weitgehend bei. In Bromberg,
Thorn, Graudenz und wie die Orte alle
hießen, gab es deutsche Schulvereine,
deutsche Privatgymnasien,  deutsche
Wirtschafts- und Wohlfahrtsverbände,
Handwerkervereinigungen,  deutsche
Liedertafeln, deutsche Turnerschaften
und vieles andere mehr. Über den „Volks-
bund für das Deutschtum im Ausland“,
der noch heute unter etwas verändertem
Namen tätig ist, und die NSDAP-Aus-
landsorganisation gab es während des
Naziregimes vielfältige Kontakte nach
Westpreußen.

27

Versandbuchhandlung „Die Deutschen Konservativen“
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Nach dem Überfall auf  Polen im Sep-
tember 1939 gab es auch in  Westpreußen
fürchterliche Pogrome gegen die dort le-
benden Juden und Polen. Eingesetzt wa-
ren zu diesen „Säuberungsaktionen“ in
Bromberg, Thorn und Posen auch Berli-
ner Polizeieinheiten. Aus dem 1939 wie-
der dem „Deutschen Reich“ eingeglieder-
ten Gebiet Danzig-Westpreußen wurden
bis Februar 1940, also innerhalb weniger
Monate, 87.000 Juden in das eigens ge-
bildete „Generalgouvernement“,  also in
die besetzten Gebiete um Warschau, Kra-
kau und Lublin, abgeschoben. Auch die
anderen Teile der Bevölkerung Polens,
wie die sog. Zigeuner, wurden rücksichts-
los ver jagt. Im „Deutschland-Bericht“
der „SoPaDe“ heißt es 1940: „Die Polen
- und zwar ausnahmslos die gebildeten
Bürgerschichten, teilweise aber auch die
Arbeiter - sind aus diesen beiden Provin-
zen ins Innere des Landes geschafft wor-
den. Sie erhielten Befehl, binnen 24, 12,
ja 3 Stunden ihre Stadt zu verlassen und
durften nichts als die notwendigsten Klei-
der oder Schlafdecken mitnehmen. Sie
wurden dann in Güterwagen in irgend-
ein Provinznest befördert, wo sie gar
nicht die Möglichkeit haben, sich zu er-
nähren und meist den dort wohnenden
Polen zu Last fallen.

Auch in Westpreußen wird jeder, „der
dazu noch Gelegenheit hat, zum soge-
nannten Deutschen gemacht, jeder Pole,
der dazu keine  Gelegenheit findet oder
sie verschmäht,  wird vertrieben.  Die
Kaschuben (ein slawisches Völkchen aus
Ackerbauern und Fischern mit eigener
Sprache) erhalten beispielsweise in vie-
len Fällen Gelegenheit, „Deutsche“ zu
werden, indem ihre Kinder in deutsche
Schulen geschickt werden und sie selbst
deutsch radebrechen.“ „Ich stelle mir vor,
in 4 bis 5 Jahren - muss beispielsweise
der Begriff  der Kaschuben unbekannt
sein, da es dann ein kaschubisches Volk
nicht mehr gibt, das trifft besonders auch
für die Westpreussen zu“, formulierte im
November 1940 ein Dr.Gross vom
„Rassepolitischen Amt“ in Berlin die
Politik der Nazis in den okkupierten
Gebieten.
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Neben den Vertreibungen sind in West-
preußen „Enthauptungen auf Grund
von Urteilen der sogenannten Stand- und
Sondergerichte an der Tagesordnung“.
„Augenscheinlich harmlose Menschen,
die bei der Besetzung gefangen genom-
men wurden, werden jetzt unter irgend-
welchem Verdacht hingerichtet“, meldet
der „SoPaDe-Bericht“ weiter. „Das De-
likt ist meist sogenannte Anstiftung zum
Mord an Volksdeutschen. Zur Verurtei-
lung genügen meist Angaben von Leu-
ten, die gehört haben oder haben wol-
len, wie der betreffende Pole auf Deut-
sche geschimpft hat. Dieses System blüht
in Westpreußen besonders in Bromberg,
Graudenz und Thorn“.

Bereits im November 1939, zwei Mona-
te nach dem Überfall auf  Polen, wurde
Bromberg für „juden-
frei“ erklärt. Der Ver-
treibung der Nicht-
Arischen Bevölkerung
folgten die Konzen-
trationslager.

Jahrelang donnerten
die Züge zwischen
dem KZ Stutthof bei
Danzig und dem KZ
Auschwitz, gefolgt von den sogenannten
Evakuierungsmärschen bei Kriegsende,
durch Westpreußen. Die beiden größten
Nebenlager des KZ Stutthof befanden
sich im westpreußischen Thorn und in
Elbing. In jedem dieser Lager vegetier-
ten 5.000 jüdische Frauen. Nach dem
Überfall auf die Sowjetunion wurden in
Westpreußen mehrere große Kriegsge-
fangenenlager errichtet. Die Verbrechen
des Naziregimes waren überall gegenwär-
tig.

Nicht verwunderlich, dass Albert Forster,
ein gebürtiger Fürther, von 1939 bis 1945
Gauleiter der NSDAP in Danzig-West-
preußen,  1948 von einem polnischen
Gericht wegen seiner Kriegsverbrechen
zum Tode verurteilt und 1952 hingerich-
tet wurde.

Geschichte und Struktur der „LANDS-
MANNSCHAFT WESTPREUßEN“
sind, wie bei den meisten „Landsmann-
schaften“, bislang von antifaschistischer

Seite weitgehend unerforscht. Bislang
erfolgte Untersuchungen z.B. zur „SU-
DETENDEUTSCHEN LANDS-
MANNSCHAFT“ und der „LANDS-
MANNSCHAFT OSTPREUßEN“ ha-
ben ergeben, dass Funktionsträger des
früheren Naziregimes einen wichtigen
Anteil an deren Gründungsgeschichte
hatten. Als ein Beispiel für die „LANDS-
MANNSCHAFT WESTPREUßEN“ ist
das ehemalige Bundesvorstandsmitglied
der „Landsmannschaft“, Hans Kohnert,
zu nennen. Der spätere Hauptgeschäfts-
führer des „Verbandes Deutscher
Fleischwarenfabriken“ war 1935 im pol-
nischen Warthe-Gebiet Vorsitzender der
dortigen „Deutschen Vereinigung“, die
man getrost als eine 5.Kolonne der  Na-
zis bezeichen kann. Im Jahre 1938 be-
gann Kohnert mit dem Aufbau einer Art

illegaler SS-Truppe, „Selbstschutz“ ge-
nannt.

Der von Kohnert kommandierte „Selbst-
schutz“ war nach Beginn des deutschen
Überfalles auf Polen im September 1939
für die Ermordung tausender Bürger von
Bromberg verantwortlich.

Für seine „Verdienste“ wurde Kohnert
1939 zum SS-Oberführer befördert und
als Landesbauernführer im damaligen
Gau Netze-Wartheland eingesetzt. Hit-
ler dekorierte ihn mit dem „Goldenen
Ehrenzeichen der NSDAP“.

29

Auch vor Ort sind die „Landsmannschaf-
ten“ im „Bund der Vertriebenen“
zusammengefasst. Dieser unterhält in
Münster gleich zwei Kreisverbände mit
Büros: Einen für Münster und einen für
Münster-Außenstadt. Rege Aktivitäten
verzeichnet der Kreisverband Münster
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unter Leitung der gebürtigen Danzigerin
Roswitha Möller.

Möller gehört zugleich dem Landesvor-
stand des „Bund der Vertriebenen“ in
NRW an. Zum extrem rechten Rand hat
Frau Möller keine Berührungsängste. Im
Jahre 1996 sprach als Gast auf  der Jah-
reshauptversammlung des BDV Münster
der Bundesvorsitzende der  revanchisti-
schen Kleinpartei „BUND FÜR GE-
SAMTDEUTSCHLAND“, Horst
Zaborowski aus Duisburg. 1997 unter-
zeichnete Frau Möller einen Aufruf zu
einer Demonstration der „Interessenge-
meinschaft für die Wiedervereinigung
Gesamtdeutschlands“, kurz IWG. In die-
sem Aufruf  hieß es u.a.: „Nach nunmehr
52jähriger Okkupation Schlesiens, Pom-
merns und Ostpreußens sind wir gewillt,
unsere alte Heimat auf friedlichem Wege
zurückzugewinnen. Zugleich treten wir
für das Eigentumsrecht der vertriebenen
Sudetendeutschen ein“. Unter den Un-
terzeichnern dieses Aufrufes fanden sich
neben Frau  Möller z.B. auch ein Vertre-
ter der neofaschistischen „Deutschen
Liga für Volk und Heimat“, ein früheres
Mitglied der sog. „Republikaner“, der nun
Aktivist der neofaschistischen „VEREI-
NIGTEN RECHTEN“ ist, und ein
NPD-Mann.

Aus Anlass der 1998 in Münster gezeig-
ten Ausstellung „Vernichtungskrieg -
Verbrechen der Wehrmacht“ hat sich die
BDV-Kreisvorsitzende Möller etwas be-
sonderes einfallen lassen. In der April-
Ausgabe der „Deutschen Umschau“, der
Monatszeitung des „BUND DER VER-
TRIEBENEN“ in NRW, war Fr au
Möller gleich mit zwei Anzeigen vertre-
ten.  In einem mit Balkenkreuz
versehenen Aufruf  bezeichnet diese die
Ausstellung als ein „öffentliches Ärger-
nis“. Die Ausstellung diene der „Verun-
glimpfung und Verhöhnung derer , die
guten Glaubens und Gewissens gekämpft
haben“, so die Möller. Unsere „Männer,
Väter und Großväter“ waren „keine Ver-
brecher“,  so die BDV-Aktivistin. Gleich
daneben hat Frau  Möller eine Anzeige
für ihren seit März 1945 vermissten Va-
ter, den Wehr machts-Oberleutnant
Marzian geschaltet. Eingeleitet wird die-
se mit einem Zitat aus einem schwülsti-

gen Gedicht von Dieter Vollmer.
Vollmer, 1913 in Hamburg geboren, war
während des Naziregimes „Abteilungs-
leiter für Jugendarbeit“ in der rassisti-
schen „Nordischen Gesellschaft“ und
deren Verbindungsmann zu den Ämtern
der NS-Reichsjugendführung. In den
50er und 60er Jahren schrieb Vollmer für
das neofaschistische Theorieorgan „Na-
tion Europa“, in den 70ern für das NPD-
Organ „Deutsche Nachrichten“.  Noch
Anfang der 90er Jahre gehörte Vollmer
dem Vorstand des neofaschistischen
„Nordischen Ringes“ an und verfasste
Beiträge z.B. über „Artenschutz und
Artbewusstsein“ für die Zeitschrift
„Deutschland in Geschichte und Gegen-
wart“, die von dem neofaschistischen
„Grabert-Verlag“ herausgegeben wur-
den. Aufschlussreich, was die Vorsitzen-
de einer sich demokratisch nennenden
und staatlich unterstützten Organisation
so alles liest.

Die BDV-Zeitung „Deutsche Umschau“
hat seit einiger Zeit ihren Sitz in Mün-
ster. Ganz zu Beginn war das Blättchen
sogar über eine E-Mail-Adresse der Uni
Münster erreichbar. Zumindest bis Stu-
denten der Uni dagegen intervenierten.
Grund für den Umzug des BDV-Blätt-
chens, in dem übrigens auch schon eine
Anzeige des neofaschistischen Verlages
„Rüggeberg“ aus Wuppertal zu finden
war, dürfte wohl die Übernahme der
Redaktionstätigkeit durch den in Münster
wohnenden stellvertretenden Landesvor-
sitzenden des BDV, Markus Patzke, ge-
wesen sein. Patzke ist seit 1999 auch Vor-
sitzender der „Arbeitsgemeinschaft Jun-
ge Generation“ im BDV. 1995 referierte
er auch auf  einer Tagung der „Jungen
Landsmannschaft Ostpreußen“, die die-
ser „Arbeitsgemeinschaft“ ja auch noch
nach der Trennung von der LMO zeit-
weise angehörte.
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Die „Junge Landsmannschaft Ostpreu-
ßen“ entwickelte auch Aktivitäten in
Münster. So gehörte dem Vorstand der
JLO Münster der Jurist Stefan Leschniok
an,  der zuvor Jugendwart der Münstera-
ner „Landsmannschaft Ostpreußen“ war.
Leschniok gehörte 1993 dem Bezirks-

forum Münsterland des am rechten Rand
der CDU/CSU vertretenen „Christlich-
Konservativen Deutschland-Forum“ an.
Zur gleichen Zeit war Leschniok gemein-
sam mit Arnd von Rüden Kontaktadresse
des im Umfeld der Wochenzeitung „Jun-
ge Freiheit“ enstandenen „Konservativen
Gesprächskreis“ Münster, der in dieser
Zeitung mit Anzeigen für sich warb.
Noch heute gehört Leschniok zum Le-
serkreis der „Jungen Freiheit“, in der auch
Leserbriefe von ihm veröffentlicht wer-
den.

Ein weiterer Kader der örtlichen JLO,
Karsten Weder, war bis 1997 sogar Lan-
desvorsitzender der JLO in NRW. Auch
von Weder finden sich Leserbriefe in der
„Jungen Freiheit“. Außerdem unterzeich-
nete er 1996 einen in dieser Zeitung ver-
öffentlichten Aufruf  des „Bündnis Kon-
struktiver Kräfte Deutschlands“, einem
Sammelbecken diverser rechter Klein-
gruppen, das über mehrere Jahre am 3.
Oktober Kundge bungen am
Kyffhäuserdenkmal durchführte. Dort
sprachen u.a. der Bonner Professor und
Anti-Antifaschist Hans-Hellmuth
Knütter und der Ökofaschist Baldur
Springmann.
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Eine Gruppe mit Sitz in Münster, die im
Vorfeld der offiziellen „Vertriebenen-
verbände“ tätig ist,  ist die „VEREINI-
GUNG DER DURCH DEN GRENZ-
V E R T R A G
( G E B I E T S A B T R E T U N G S -
VERTRAG) VOM 14.NOVEMBER
1990 GESCHÄDIGTEN“, kurz VGG.
Die VGG tritt „für die Rückgabe der ge-
raubten deutschen Ostgebiete mit den
Mitteln des Rechts“ ein, wie es so schön
heißt.

Langjähriger Vorsitzender der VGG war
der 1994 verstorbene „Ritterkreuzträger“
Erwin Schütz.  Schütz, bis 1978 Senats-
präsident am Oberverwaltungsgericht
Münster, war Vorsitzender der örtlichen
„LANDSMANNSCHAFT SCHLESI-
EN“ und gehörte zu den juristischen
Beratern des DVU-Chefs Gerhard Frey.

Kontaktadresse für den VGG ist heute
der Münsteraner Helmut Metzner.
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Metzner gehörte zumindest 1993 dem
Bundesvorstand des revanchistischen
BUND FÜR GESAMTDEUTSCH-
LAND an.

So ist es auch kein Zufall, das die VGG
ihre Jahreshauptversammlung im vergan-
genen Jahr zur gleichen Zeit und im glei-
chen Lokal wie der BUND FÜR GE-
SAMTDEUTSCHLAND durchführte.
Referent auf dieser VGG-Jahreshaupt-
versammlung war übrigens Richard E.
Sperber aus Garbsen. Sperber war An-
fang der 90er Jahre Landesvorsitzender
der neofaschistischen „Deutschen Liga
für Volk und Heimat“ in Niedersachsen
und leitete 1998 eine Delegation der sog.
„Vertriebenen“ zur jährlich stattfindenen
„Captive Nations Week“ in den USA.
Auch Frau Möller nahm in den vergan-
genen Jahren mehrmals an der „Captive
Nations Week“ teil, die von in den USA
lebenden „Vertriebenen“ durchgeführt
wird.

Soweit zum Spektrum der „Vertriebenen-
verbände“ und deren Kultureinrichtun-
gen in Münster.
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Es stellt sich die Frage, wie man solchen
Aktivitäten begegnen soll. Ich denke, dass
ein Ansatzpunkt lokaler Arbeit darin be-
stehen könnte, die Frage der finanziellen
Förderung der Vertriebenen durch den
Bund, die Länder und die Gemeinden
und die politische Unterstützung durch
angebliche demokratische Parteien auf
die Tagesordnung zu setzen. Dass es, si-
cherlich in unterschiedlichem Maße, in-
nerhalb der Vertriebenenverbände Über-
gänge zum Neofaschismus gibt, ist be-
legt. Dass so etwas auch noch staatlich
gefördert wird, ist ein Skandal. Anderer-
seits gehen antifaschistische und anti-
rassistische Initiativen und Organisatio-
nen zumeist leer aus, ja werden in ihrer
Arbeit nicht selten sogar behindert.

Dies muss nicht so bleiben. Aber es setzt
voraus, dass neue Mehrheiten für eine
grundlegend veränderte Politik in diesem
Land geschaffen werden. Einer Politik,
die sich darauf  besinnt, aus den Erfah-
rungen der Geschichte zu lernen, und
nicht an überkommenden Politikvor-
stellungen festhält...

Joß  Fritz, Mitarbeiter des Harmut-Mey-
er-Archivs und des Georg-Herde-Archivs
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Die internationale Paneuropa Union
(PEU) existiert seit 80 Jahren. Auf  den
ersten Blick setzt sie sich „nur“ für ein
vereinigtes Europa und Verständigung
zwischen den europäischen Nationalstaa-
ten ein. Genauer betrachtet ist sie jedoch
eine politische Variante zur Erringung
deutscher Vorherrschaft in Europa.

Ihre politische Relevanz gewinnt die PEU
vor allem über ihre Verankerung im Eu-
ropaparlament, in dem sie über etwa 80
Abgeordnete verfügt und eine geschick-
te Lobbyarbeit betreibt, und in den kon-
servativen Parteien (v.a. der CSU). Sie ist
in fast allen europäischen Staaten orga-
nisiert und hat ihre stärkste nationale
Sektion in Deutschland. Hier wiederum
ist sie in Bayern und in Sachsen am
einflussreichsten,  verfügt über Organisa-
tionen bis hinunter zur Kreisebene und
stellt zahlreiche Landtagsabgeordnete, in
Sachsen darüber hinaus den für Bundes-
und Europaangelegenheiten zuständigen
Staatsminister in der sächsischen Staats-
kanzlei.

Gründung der PEU und Entwicklung
bis Anfang der 70er Jahre

1923 gründete Graf  Richard Nikolaus
Coudenhove-Kalergi die Paneuropa Uni-
on. Die entscheidende Idee dazu hatte er
einige Jahre zuvor: „Gegen Ende 1919
drehte ich wieder einmal an meinem Glo-
bus. Plötzlich fiel mir die grade Linie auf,
die das demokratische Europa von der
Sowjetunion trennt und die jenseits des
Mittelmeeres ihre Fortsetzung findet in
der Grenzlinie zwischen Britisch-Afrika
und den Kolonien der europäischen
Kolonialstaaten.“1  So ergaben sich fünf
„Großräume“: Pan-Europa, das Britische
Reich, das Russische Reich, das Mongo-
lische Reich und Pan-Amerika. Pan-Eu-
ropa erkannte Coudenhove als eine „kla-
re geographische Einheit, gestützt auf
eine gemeinsame Kultur, Geschichte und
Tradition“.

Zwei Ideen durchziehen seine Politik seit-
dem: Erstens die Schaffung eines mäch-
tigen Europas mitsamt eines starken
Deutschlands: „Paneuropa-Politik [ist]

nationale Politik auf lange Sicht. Für den
nationalen Deutschen gibt es nur zwei
Wege, sein Volk aus der Sackgasse, in der
es sich heute befindet, zu retten: entwe-
der die Vorbereitung eines Revanchekrie-
ges gegen seine Nachbarn oder aber die
Vorbereitung Paneuropas, das allen Deut-
schen in Europa nationale Unabhängig-
keit und Zusammenschluss innerhalb ei-
ner größeren Föderation gewährleistet“2 ,
so Coudenhove. Zweitens konzipierte er
Paneuropa auch als Bollwerk gegen die
Sowjetunion und Russland allgemein3 .
Europa habe im Osten, so der PEU-
Gründer, keine klaren Grenzen. Eine
Ausdehnung Europas auf  Kosten
Russlands ist daher denkbar.

Der PEU traten in den folgenden Jahren
bedeutende Politiker bei: Der französi-
sche Ministerpräsident Briand,  der deut-
sche Außenminister Stresemann,
Reichstagspräsident Loebe, der österrei-
chische Bundeskanzler Seipel, Charles de
Gaulle, Georges Pompidou und Konrad
Adenauer. Nach der Machtübertragung
an die Nazis musste Coudenhove 1933
aus Deutschland fliehen, die PEU zer-
fiel, bis er 1946 nach Europa zurückkehr-
te. Er unternahm mehrere Anläufe, die
Organisation wiederaufzubauen,  doch
über einen nahezu unbedeutenden Ver-
ein von Intellektuellen kam sie nicht hin-
aus. Coudenhove zog sich immer mehr
aus der Arbeit zurück und wurde 1967
von Hans Joachim Merkatz von der Spit-
ze der deutschen PEU verdrängt. Er starb
1972, die PEU war nun faktisch tot. In
der folgenden Zeit wurde sie jedoch kom-
plett neuorganisiert und ideologisch neu
ausgerichtet.

Die „Europäisierung der deutschen
Frage“

Teile der deutschen Rechten beschäfti-
gen sich seit jeher mit den Möglichkei-

Die Paneuropa-Union
Von Ernst Kovahl und Jörg Kronauer

Protest gegen Paneuropa-Jugend-Treffen in Aachen 1995
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ten, die die Einigung Europas für die
Durchsetzung ihrer Interessen bietet.
Dass dies noch immer aktuell ist, beweist
die PEU. Der Paneuropa-Funktionär
Hartmut Koschyk schrieb im August
2000 im Bayernkurier: „Die deutschen
Heimatvertriebenen waren immer schon
Wegbereiter für ein geeintes Gesamte-
uropa“4 , sie sollten daher „bei der Neu-
gestaltung Europas“5  mit einbezogen
werden. Koschyk ist Multifunktionär im
rechten Spektrum: PEU- und VDA-Ak-
tivist, CSU-Bundestagsabgeordneter, und
ehemaliger Spitzenfunktionär des BdV.
Mit seiner „Europastrategie“ ist er inner-
halb der deutschen Rechten nicht allein.
Auf  den Spitzenpositionen der
„Vertriebenenverbände“ hat sich mittler-
weile eine politische Linie durchgesetzt,
deren Ursprünge sich bereits kurz nach
dem Ende des 2. Weltkriegs f inden: Die
„Europäisierung der deutschen Frage“
nämlich, ein zentraler Punkt in der Ideo-
logie der PEU.

Die Spitzen der Vertriebenenverbände
setzten schon bald nach dem Ende des
2. Weltkrieges zur Durchsetzung ihrer
Ziele auf  die europäische Einigung. 1949
heißt es in der „Eichstätter Advents-
deklaration“, in der die Grundsätze zur
Gründung des „Hauptverbandes der Su-
detendeutschen Landsmannschaft“ fest-
gelegt wurden: „Wir wollen innerhalb un-
serer Volksgruppe und bei allen Vertrie-
benen dafür wirken, dass sie den Kampf
um die Wiedergewinnung ihrer Heimat
einordnen in das große Ringen um die
christlich-humanistische Wiedergeburt
Europas.“6  Auch in der 1950 veröffent-
lichten „Charta der deutschen Heimat-
vertriebenen“ wird die „Schaffung eines
geeinten Europas“ unterstützt. Die „Ver-
triebenen“-FunktionärInnen gingen da-
von aus, dass eine Regelung der „deut-
schen Frage“ nicht im Alleingang, son-
dern nur in einem europäischen Kontext
mit Hilfe der westlichen Verbündeten
möglich wäre.7

Dies bekräftigte Franz Josef Strauß
(CSU) 1952 im Deutschen Bundestag:
„Wer auf  den Anschluss der Bundesre-
publik an die Gemeinschaft der freien
Völker verzichtet, gibt die deutsche Ein-

heit preis, ob er will oder nicht, ob er es
weiß oder nicht“8 . Damit drückte er den
Willen der Union aus, eine enge Bindung
der BRD an die westeuropäischen Staa-
ten und die USA einzugehen, um dann
später, aus einer stärkeren Position,  den
Anschluss der DDR an die BRD herzu-
stellen.

In der folgenden Zeit entstanden außen-
politische Differenzen innerhalb der
CDU/CSU. Klar war allen,  dass die eu-
ropäische Integration,  und somit die
Kooperation v.a. mit Frankreich, weiter
vorangetrieben werden müsse. Gleichzei-
tig musste allerdings auch ein gutes Ver-
hältnis zu den USA gepflegt werden. Um
die Schwerpunktsetzung dabei gab es al-
lerdings Streit.  Die sogenannten
„Atlantiker“ wollten die hegemoniale
Position der USA stärken und Europas
Politik auf  eine unterstützende Rolle be-
schränken. Sie fürchteten,  dass die USA
nicht mehr bereit wären, Europa gegen
die Sowjetunion zu verteidigen, wenn es
nach mehr Selbstständigkeit strebe. Die
deutschen „Gaullisten“ dagegen kämpf-
ten gegen die Einflussnahme der USA in
Europa an. Strauß galt als „Gaullist“ und
wollte, dass „eine handlungsfähige freie
Welt“9  der Sowjetunion mit „zwei Po-
len“10  gegenübertritt; gemeint ist neben
den USA ein vereintes Europa als anti-
kommunistische Kraft.

Parallel zu diesen Entwicklungen in der
Union setzten die „Vertriebenen“ ver-

stärkt auf  die europäische Einigung: So
wurde 1966 der Karlspreis der „Sudeten-
deutschen Landsmannschaft“ (SL) an
Coudenhove-Kalergi für seine Rolle als
„Vorkämpfer der Europabewegung“11

verliehen12 . Die Verleihung scheint eine
Art „Testballon“ gewesen zu sein,  um die
Reaktionen innerhalb der deutschen
Rechten auf die neue Strategie zu testen
und die Zusammenarbeit mit
VerfechterInnen der europäischen Eini-
gung zu beginnen. Coudenhove-Kalergi
hob die Bedeutung des Preises in seinen
Erinnerungen hervor: „Ein wesentlicher
Schritt zur Stärkung der Paneuropa-Be-
wegung in Deutschland erfolgte im Juni
1966, als mir durch den Sprecher der
Sudetendeutschen Landsmannschaft,
Bundesminister Seebohm, der Sudeten-
deutsche Karlspreis verliehen wurde.
Diese Entscheidung schuf auch ein fe-
stes Band zwischen dieser mächtigen
Gruppe deutscher Patrioten und der
Paneuropabewegung.“13  Weitere Karls-
preise gingen später an die PEU-Funk-
tionäre Alfons Goppel und Otto Habs-
burg.

Mitte der 60er Jahre begann Franz Josef
Strauß, sein Europa-Konzept verstärkt zu
propagieren. 1965 erschien in englischer
Sprache „The Grand Design.  A
European Solution to German
Reunification“14 . Im Seewald-Verlag er-
schienen die Bücher “Entwurf für Eu-
ropa” und “Herausforderung und Ant-
wort - Ein Programm für Europa”.
Strauß ging es um den Anschluss der
DDR an die BRD unter dem Dach der
europäischen Einigung. Er nannte dies
die “Europäisierung der deutschen Fra-
ge”15 .

Das Konzept von Franz Josef  Strauß

Die von Strauß propagierte europäische
Einigung war nur Mittel zum Zweck. Er
forderte die „Wiederherstellung des deut-
schen Staates in den Grenzen von
1937“16 , und über seine Vorstellungen
bezüglich der Ausdehnung Europas ließ
er keinen Zweifel: „Europa wird weder
an der Elbe noch an der Oder enden
dürfen!“17
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Doch die Sache hatte einen Haken: Die
BRD war politisch schwach, es gab kei-
ne gemeinsame Strategie der westeuro-
päischen Länder gegenüber dem Osten,
und eine militärische Offensive schied
wegen eines möglichen Atomkrieges aus.
Denn angesichts der vorhandenen
Atomwaffenpotentiale war klar, dass
selbst eine konventionell geführte krie-
gerische Auseinandersetzung der beiden
Weltmächte „in der atomaren Hölle en-
den könnte“18

Strauss sah die Situation im Gegensatz
zu vielen Rechten in der BRD realpoli-
tisch: Deutschlands Wunsch nach Ein-
heit lasse sich nicht auf dem Weg der di-
rekten Wiederherstellung eines einheitli-
chen deutschen Staates erreichen.  So
blieb vorerst nur eines: Die machtpoliti-
sche Stellung der BRD in der Welt wie-
der stärken.

Dafür müssten sich zuerst die nicht-so-
zialistischen Staaten Europas zusammen-
schließen. Durch Großbritannien und
Frankreich verfüge die europäische Uni-
on auch über Atomwaffen. Für Deutsch-
land bedeute dies in einer Verteidigungs-
gemeinschaft einen indirekten Zugriff
auf  Atomwaffen. Über die Schaffung ei-
ner wirtschaftlich prosperierenden Zone
würde darüber hinaus ein ökonomischer
Anreiz gegenüber den Menschen im
Osten geschaffen. Schließlich solle per-
spektivisch durch die ökonomische Stär-
ke eines geeinten Europa der Zusammen-
bruch des Realsozialismus erreicht wer-
den; dann sei die Vereinigung von BRD
und DDR möglich. Westeuropa sollte
also vor den Karren der deutschen Ver-
einigung gespannt.

Zum Konzept sagte Strauß 1968: „Da
Politik in erster Linie eine Machtfrage ist,
eröffnet uns das Maß unserer Macht
Chancen, und es setzt uns Grenzen“19 .
Die Macht ergebe sich aus vier Faktoren:
militärische Unentbehrlichkeit,  wirt-
schaftliche Kraft, moralische und recht-
liche Position.

Die „moralische und rechtliche Position“
betrifft hier vor allem die Frage nach der
Anerkennung des deutschen Anspruchs
auf  den Osten. Für seine Politik heißt das

konkret: Die angeblich völkerrechtswid-
rige „Vertreibung“ der Deutschen muss
sowohl von der Bevölkerung der BRD
als auch international als „Unrecht“ an-
erkannt werden. Praktisch ging es also
darum, immer wieder an das tatsächliche
oder angebliche deutsche „Leid“ zu er-
innern.

Andererseits wurde ein rechtlicher An-
spruch auf die ehemaligen Ostgebiete des
Deutschen Reiches konstruiert. Zahlrei-
che „Völkerrechtler“, darunter etwa Die-
ter Blumenwitz oder Boris Meissner, ar-
beiteten im Auftrag der „Vertriebenen“-
Verbände an der Begründung dieses An-
spruchs. Sogar das Bundesverfassungs-
gericht erklärte 1973 auf  Betreiben der
bayerischen Staatsregierung, dass das
Deutsche Reich in den Grenzen von 1937
fortbestehe.

Übernahme des Konzeptes durch die
deutsche PEU

Seit dem Ende der 1960er Jahre wird das
Bemühen der „Vertriebenen“ um die
Europäische Einigung in einem Atemzug
mit Strauß genannt.  Vor allem unter dem
Eindruck der neuen Ostpolitik fanden
Strauß und die Berufsvertriebenen zuein-
ander. Einzug in die politische Praxis fand
das Konzept vor allem in der SL.  Dabei
tat sich vor allem der damalige BdV-Vi-
zepräsident Rudolf  Wollner hervor. Er
diktierte dem BdV Hessen 1969: „Wenn
wir den europäischen Zug nicht bald be-
steigen, dann wird er eben ohne uns ab-
fahren“20 .

Aus einem „Europa-Kongress“ des BdV
entstanden 1969 die sogenannten „Eu-
ropäischen Runden“, die von Rudolf
Wollner organisiert wurden. Ziel war es,
„neue Munition gegen eine Konferenz
für europäische Sicherheit und Zusam-
menarbeit zusammenzubrauen und die-
se zur Weiterverwendung an die reaktio-
nären Vereinigungen und Publikationen
in den westeuropäischen Ländern weiter-
zugeben“21 , aber auch „die Politik des
Revanchismus und der Konfrontation
mit reaktionären Kräften anderer west-
europäischer Länder zu koordinieren und
zu aktivieren“22 .

1974 verkündete der deutsche Paneuro-
pa-Präsident Merkatz den
Zusammenschluss der PEU mit den
„Europäischen Runden“.  Otto Habs-
burg, der zu dieser Zeit bereits interna-
tionaler Präsident der PEU war, solle auf
einer Reihe von Veranstaltungen spre-
chen. Gleichzeitig sei für den Mai 1975
ein Kongress geplant. 1975 beschlossen
dann die PEU und die „Europäische
Runde“ eine gemeinsame „Grundsatz-
Erklärung“,  die bezeichnenderweise nur
noch den Namen der PEU im Titel
führt23 . Die „Europäische Runde“ exi-
stierte nur noch auf  dem Papier weiter,
stellte ihre Arbeit aber praktisch ein.

Eine Reihe von TeilnehmerInnen24  der
„Europäischen Runden“ sind zu führen-
den AktivistInnen der PEU geworden:
Otto Habsburg war internationaler Prä-
sident der PEU, Rudolf  Wollner wurde
1975 PEU-Bundesgeschäftsführer und
später PEU-Vizepräsident in der BRD
sowie PEU-Landesvorsitzender in Hes-
sen. Ihm beschied die PEU, er hätte die
Organisation „in den siebziger und
achtziger Jahren maßgeblich neu auf- und
ausgebaut“25 . Außerdem sei er „jahrzehn-
telang“ Habsburgs „engster Mitarbei-
ter“26  gewesen. Er habe die PEU „von
einem kleinen Verein von Intellektuellen
in eine breitenwirksame schlagkräftige
Organisation mit starker Basis“27  verwan-
delt. Angesichts des nahtlosen Übergangs
der „Europäischen Runden“ und der
Kontinuitäten ist die PEU als Nachfol-
georganisation dieser „Runden“ anzuse-
hen.

Otto Habsburgs Euroreich

Otto Habsburg, PEU-Mitglied seit
193728 , ist in der internationalen PEU die
dominante Person schlechthin. Mit
Strauß verband ihn eine enge politische
Freundschaft. So verhalf  Strauß dem
Österreicher 1979 in kürzester Zeit zu
einem deutschen Pass, damit dieser für
die CSU in das erste gewählte europäi-
sche Parlament einziehen konnte. Dar-
über hinaus war Habsburg zeitweise
Strauß’ außenpolitischer Berater. Die
politische Nähe der beiden basiert auf
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einer Vielzahl ideologischer Übereinstim-
mungen: Katholizismus, Ablehnung der
Aufklärung sowie die Deutschland- und
Europapolitik.  Habsburg jedoch geht es
noch um mehr.

Der Kaisersohn und Fast-Thronfolger
von Österreich-Ungarn leidet seit jeher
unter dem Verlust seines Kaiserreiches.
Für ihn haben die Revolution von 1918
und die europäischen Neuordnungen
nach dem 1. und 2. Weltkrieg „künstli-
che Grenzen“ geschaffen. Gemeint sind
damit die Beschlüsse von Versailles, Jalta
und Potsdam. Habsburg nun ist allerdings
überzeugt, dass „man nicht über längere
Zeit gegen Geschichte und Geographie
regieren“29  könne und eben daraus ge-
wisse Lehren ziehen müsse.

Europa, so Habsburg, sei schon immer
„großen Stürmen“ und „Angriffen aus
dem Osten“ ausgesetzt gewesen. Schon
zweimal sei es „beinah dem Osten ge-
lungen, das erste Bollwerk Europas zu
überschwemmen: die beiden Belagerun-
gen Wiens durch die Türken“. Die Situa-
tion nach 1945 bis in die Mitte der 80er
Jahre sei die „politische Parallele dessen,
was in den Türkenkriegen vor sich ging.
Auch die Osmanen sind bis an den Fluss
Enns vorgedrungen, wie die Russen zu
Ende des Zweiten Weltkrieges“.

Habsburgs liebstes Steckenpferd ist die
Geschichte, in der er ewige Gesetze wal-
ten sieht. So gebe es „zahlreiche Wieder-
holungen“. Sie zeigten „sich besonders
dort, wo diese mit der Geographie“ zu-
sammenhingen. In Europa seien zwei
geographische Linien bedeutend und
markierten historisch gewachsene und
somit angeblich natürliche Grenzen. Im
Westen sei dies eine imaginäre Linie von
Brüssel über Aachen und Luxemburg
nach Strasbourg, im Osten eine gedach-
te Linie von Wien über Prag bis Ham-
burg/Berlin. Die östliche Linie sei nun
bei „Angriffen“ aus dem Osten auf Eu-
ropa die vorderste Front. In der Vergan-
genheit sei sie hin und wieder in die Hän-
de des „Ostens“ gefallen, so auch 1945.
Seit dem sei „ein Drittel des Erdteiles von
nichteuropäischen Kräften besetzt“. So
bleibt, nach Habsburg, Europa nun zum
wiederholten Male nichts anderes übrig,
als sich entlang der westlichen - nicht
besetzten - Linie neu zu organisieren und
Kraft zu sammeln, um sich bei Gelegen-
heit wieder entlang der östlichen „Linie“
auszudehnen.

Da die Beschäftigung mit Geschichte nur
dann sinnvoll sei, wenn sie „Lehren für
die Zukunft“ aufzeige, heißt dies für eine
praktische Europapolitik vor 1989: Erst
ein starkes geeintes West-Europa aufbau-

en, um dann bei guter Gelegenheit, dem
Kollaps der Sowjetunion nämlich, geeint
gegen den Osten ziehen zu können und
die dortigen Gebiete in Europa zu „inte-
grieren“.  Das heißt, die östliche Linie soll
wieder errichtet, die Grenzziehung mög-
licherweise geändert werden; für Habs-
burg stellt sich diese Frage allerdings nur
in der Art und Weise, wie die Grenzen
„sich verschieben werden“. „Das aller-
dings“, kündigt Habsburg vielsagend an,
„hängt von der Politik und der Hand-
lungsweise der Menschen ab.“

Weiterhin durchzieht eine transnationale
„Reichsidee“ Habsburgs Schriften.  Er
sieht im Heiligen Römischen Reich deut-
scher Nation den Vorläufer der EU: „Die
derzeitige europäische Integrationspolitik
ist die Fortsetzung der großen Linien und
Grundsätze des Reiches, die 1806 über-
lebten, weil sie dauernde Gültigkeit ha-
ben.“30  Nun gelte es, „im Europa von
morgen die ewige Funktion des Reiches
im Interesse des Abendlandes zu erneu-
ern“. Dabei sei es jedoch „nicht möglich,
in Zukunft diese Reiche, so wie sie wa-
ren,  erneut aufzustellen“,  aber „ihre
Grundsätze sind geeignet, auch der grö-
ßeren kontinentalen Einheit nutzbar zu
sein. Das gilt besonders für den födera-
tiven Aufbau, die Achtung natürlich ge-
wachsener Gemeinschaften und das
Nationalitätenrecht.“31

Geographisch stellte Habsburg sich das
„Rheintal“32  als „Kerngebiet“ vor, „ent-
lang einer Achse, die von Aachen über
Mainz nach Speyer verlief“33 . Das Reich
reicht dann von Wien über Prag bis Ber-
lin - das erweiterte Einzugsgebiet er-
streckt sich so vom Donauraum bis zum
Baltikum. Besonders Böhmen liegt Habs-
burg am Herzen: Dort sieht er ein zu-
kunftsweisendes Nebeneinander ver-
schiedener „Volksgruppen“. Das Vorbild
ist der „Vielvölkerstaat der Donau-
monarchie“, der 1905 versuchte, mit dem
„Mährischen Ausgleich“ die verschiede-
nen nach Unabhängigkeit strebenden
„Volksgruppen“ im Kaiserreich zu hal-
ten - vergeblich, wie das Auseinanderbre-
chen Österreich-Ungarns nach dem 1.
Weltkrieg zeigt.

Wo Grenzen gestürmt werden, ist Paneuropa dabei. Hier: Die deutsch-
tschechoslowakische Grenze
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Politik für „deutsche Volksgruppen“

Habsburgs „Volksgruppen“-Konzept
wurde von der PEU Deutschland unmit-
telbar übernommen. Noch 1992 bezeich-
nete Bernd Posselt, damals noch stellver-
tretender Bundesvorsitzender, heute Prä-
sident der PEU Deutschland, den
„Mährischen Ausgleich“ als das „beste
Nationalitätenrecht der Geschichte“34 .
Für ein europaweites „Volksgruppen-
recht“ haben sich verschiedene
PolitikerInnen der PEU Deutschland seit
Beginn der 1980er Jahre im Europapar-
lament stark gemacht. Auch andere Ver-
suche, die auf  eine Zerlegung Europas
in unterschiedliche „Volksgruppen“ ab-
zielen, wurden von der PEU stets unter-
stützt - beispielsweise die „Charta der
Regional- und Minderheitensprachen“.
Die PEU arbeitet mit Organisationen wie
etwa der Föderalistischen Union Euro-
päischer Volksgruppen zusammen, die
ebenfalls die Zerlegung Europas in
„Volksgruppen“ anstreben.

In einem Europa, das „Volksgruppen“
spezielle Rechte verliehe, käme den Deut-
schen eine besondere Rolle zu. Habsburg
hatte in den 1970er Jahren geschrieben,
das „deutsche Volk“ - in der Mitte Euro-
pas gelegen - sei „ein Volk ohne Gren-
zen“. Die Deutschen, meinte er, „vermi-
schen sich mit benachbarten Völkern, mit
Franzosen,  mit Italienern, Ladinern und
Rätoromanen, mit Magyaren, mit Skan-
dinaviern und mit Slawen.“ Sie hätten
daher eine „reichische Funktion als or-
ganische Verbindung vom romanischen
zum germanischen und von diesem zum
slawischen Raum. Dieser Übergang wird
in Zonen des Völkergemisches gemei-
stert.“35  Dabei seien die Deutschen „wie
keine anderen berufen, ausgleichend zu
wirken, Kulturen zu vermitteln und Kul-
turen auszutauschen“.

Der Zynismus dieser Formulierung ist
kaum zu überbieten - schließlich hat der
„ausgleichende“ Charakter etwa der
deutschsprachigen Staatsangehörigen der
Tschechoslowakei bekanntlich dazu ge-
führt, dass die „Sudetendeutschen“ in
den 1930er Jahren mit nationalsozialisti-
scher Agitation die Zerschlagung der
Tschechoslowakei und die Annexion des

„Sudetenlandes“ durch das deutsche
Reich vorbereiteten. Der PEU setzt sich
dennoch dafür ein, dass die deutschspra-
chig en „Volksgruppen“ außerhalb
Deutschlands besondere Rechte erhalten.
Sie arbeitet hierbei eng mit „Vertriebe-
nen“-Organisationen zusammen, insbe-
sondere mit der SL,  mit der sie auch per-
sonell eng verflochten ist.  Bernd Posselt,
derzeit Präsident der PEU Deutschland
und SL-Vorsitzender, ist das prominen-
teste Beispiel dafür.36

Posselt enthüllte in seinem 1994 erschie-
nenen Buch „Sturmzeichen“ seine Visio-
nen für Gebiete außerhalb Deutschlands,
in denen deutschsprachige „Volksgrup-
pen“ existieren. Die Forderung nach ei-
ner Annexion der ehemaligen Ostgebiete
sei überf lüssig, meinte er: „Eine überna-
tionale Rechtsordnung, die auf die Tra-
dition des Heiligen Römischen Reiches
zurückgeht und gemischtnationale, ge-
mischtsprachige Territorien ermöglicht,
könnte dem fruchtlosen Streit um natio-
nale Souveränitätsrechte und Staatsgren-
zen ein Ende bereiten. Solche multina-
tionalen Regionen“- gemeint sind Teile
Polens, Tschechiens, Frankreichs, Belgi-
ens und Dänemarks - „könnten entwe-
der wie Andorra unter der Oberhoheit
beider Nachbarstaaten stehen und im
Inneren nach einem Volksgruppenrecht
entsprechend dem Mährischen Ausgleich

der k.u.k. Monarchie organisiert sein oder
‘reichsunmittelbar’ direkt der europäi-
schen Ebene unterstehen.“37

Diese Überlegungen bilden den Hinter-
grund für den Einsatz der PEU für grenz-
überschreitende Euroregionen. „Von der
Euregio Egrensis zwischen dem böhmi-
schen Egerland, Teilen Ostbayerns und
dem sächsischen Vogtland bis hinauf  zur
Neiße-Region zwischen Nordböhmen,
der sächsischen Oberlausitz und Nieder-
schlesien entstehen grenzüberschreiten-
de Euroregionen,  die oftmals von Pan-
europäern mitgegründet oder zumindest
mitgestaltet werden“38 , berichtete die
Mitgliederzeitschrift „Paneur opa
Deutschland“ Anfang der 1990er Jahre.
Ähnliche Bestrebungen in das Hoheits-
gebiet der Nachbarstaaten hinein - und
gestützt nicht zuletzt auf deutschsprachi-
ge „Volksgruppen“ - entfalten PEU-
AktivistInnen seit geraumer Zeit auch in
Euroregionen an der deutschen West-
grenze.

Neuordnung Europas auf  „Volks-
gruppen“-Basis

Eine entscheidende Rolle spielt die
„Volksgruppen“-Politik auch bei den Pla-
nungen der PEU zur „Neuordnung Eu-
ropas“, die seit 1989 vollzogen wird. Die

Ostseekonferenz der Paneuropa-Union 1991
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„Neuordnung Europas“ gehört seit den
1970er Jahren zu den Zielen der Organi-
sation. Auch hier ist Otto Habsburg mit
seiner Ablehnung der Pariser Vorort-
verträge und der Ergebnisse von Jalta und
Potsdam prägend geworden.

Für die PEU war immer unbestritten,
dass - als Voraussetzung der Revision von
Versailles und Potsdam - der osteuropäi-
sche Realsozialismus niedergekämpft
werden müsse. Als zur Agitation beson-
ders geeignet erwies sich seit den 1970er
Jahren das Thema „Menschenrechte“.
Die 1975 in Helsinki verabschiedete
Schlussakte der „Konferenz über Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa“
enthielt folgende Formulierung: „Die
Teilnehmerstaaten werden die Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, einschließ-
lich der Gedanken-,  Gewissens-,
Religions- oder Überzeugungsfreiheit für
alle achten.“ Die PEU wandte diese For-
mulierung konsequent gegen die real-
sozialistischen Staaten. Sie arbeitete da-
bei etwa mit rechten Organisationen wie
der „Internationalen Gesellschaft für
Menschenrechte“ zusammen, die sich auf
antikommunistische Menschenrechts-
politik im Sinne der KSZE-Schlussakte
spezialisiert hatte. Und sie versuchte, mit
ihrer Agitation breite bürgerliche Kreise
zu gewinnen. Zu diesem Zweck gründe-
ten führende Mitglieder der PEJ
Deutschland 1977 das christliche
„Brüsewitz-Zentrum“, das zum Ziel hat-
te, Menschenrechtsverletzungen in der
DDR anzuprangern.

Die PEU bekämpfte den Realsozialismus
in Osteuropa durchaus auch direkt und
subversiv. Sie unterstützte ideell und ma-
teriell die antikommunistische Oppositi-
on in zahlreichen osteuropäischen Staa-
ten bis zum Zusammenbruch des Real-
sozialismus. Dazu nutzte sie häufig die
Infrastruktur der katholischen Kirche,
etwa in Kroatien und besonders in Po-
len, wo die Opposition stark katholisch
geprägt war. Die PEU unterstützte da-
neben antikommunistische Exilgruppen,
die sich für einen Systemwechsel in ih-
ren Herkunftsstaaten einsetzten.

Exkurs: Habsburgs „Mitteleuropa“-
Konzept

Eine strategische Rolle beim Kampf  ge-
gen den Realsozialismus kam für die PEU
„Mitteleuropa“ zu.

1965 veröffentlichte Otto Habsburg im
deutsch-österreichischen Herold-Verlag
das Buch „Europa - Grossmacht oder
Schlachtfeld“. Darin entwickelte er die
Grundzüge seiner Europapolitik. Das
erste Kapitel stellte er unter die Über-
schrift „Mitteleuropa ersteht wieder“.

Der Begriff  „Mitteleuropa“ hat in der
deutschen Politik historische Bedeutung.
Er bezeichnet ein im 19. Jahrhundert
entwickeltes Konzept der wirtschaftli-
chen und politischen Expansion
Deutschlands auf den Balkan. Deutsch-
land sei, so der Grundgedanke des „Mit-
teleuropa“-Konzepts, bei der Aufteilung
der Erdkugel in Kolonien zu kurz gekom-
men. Die Folge seien unzureichende
Absatzmärkte und unzureichende Roh-
stoffquellen für das deutsche Kapital. Das
„Mitteleuropa“-Konzept sah daher vor,
wirtschaftlich und politisch auf den Bal-
kan zu expandieren und die Expansion
entlang der Donau bis zu den Erdölvor-
kommen am Schwarzen Meer, eventuell
auch weiter über das Osmanische Reich
bis zu den Ölquellen am Persischen Golf
zu treiben. Es spielte bei der Kriegsziel-
formulierung des Ersten Weltkriegs und
später bei der Balkanpolitik Nazi-
deutschlands eine bedeutende Rolle.39

Habsburg muss gewusst haben, welch
aggressive Bedeutung der Begriff  „Mit-
teleuropa“ in der deutschen politischen
Tradition besitzt. Er selbst versteht „Mit-
teleuropa“ wohl eher geographisch. „Vor
dem Zweiten Weltkrieg wurde unser
Kontinent allgemein in drei Zonen ein-
geteilt“, schrieb er 1965. „Es gab West-
europa, das auch damals ungefähr die-
sem heutigen Begriff  entsprach. Mittel-
europa dehnte sich zwischen dem, was
heute der Eiserne Vorhang ist und den
Grenzen Russlands vor 1939 aus. Ost-
europa schließlich, das sich bis an den
Ural erstreckte, bildete territorial die weit-
aus größte Zone des Erdteiles.“40

Das Kerngebiet „Mitteleuropas“ ist da-

bei das ehemalige Österreich-Ungarn. Es
umfasst - neben Österreich und Ungarn
selbst - Teile Polens, der Tschechoslowa-
kei und der Sowjetunion, Teile Jugosla-
wiens und Italiens. Die realsozialistischen
Staaten „Mitteleuropas“ waren in den
1960er Jahren im Rahmen der Entspan-
nungspolitik damit beschäftigt, Beziehun-
gen zu westeuropäischen Staaten aufzu-
nehmen. Habsburg sah hier die Chance,
das Gebiet, das seine Vorfahren be-
herrschten, wieder enger zusammenzu-
führen. „Die Kleinarbeit muss vor allem
darin bestehen, möglichst feste Bande zu
den Ländern Mitteleuropas zu knüpfen“ ,
meinte er 1965.

Habsburg hatte hierzu durchaus konkre-
te Pläne. „Die Herstellung und Pflege von
Kontakten mit Mitteleuropa wäre die
Aufgabe vor allem der großen Organisa-
tionen, wie des Gemeinsamen Marktes
oder des Europarates. Besonders auf
dem ökonomischen Gebiet kann hier
manches geleistet werden. Es wäre an der
Zeit, jene wirtschaftlichen Projekte in
Mitteleuropa zu unterstützen, die gesamt-
europäischen Charakter tragen und die
damit zur schrittweisen Integration des
ganzen Erdteiles führen müssen. Hier-
durch würden die diplomatischen Initia-
tiven ergänzt,  die immer wieder erfolgen
sollten, um das Selbstbewusstsein und die
Unabhängigkeit der seinerzeitigen Satel-
litenstaaten zu stärken.“

Damit wird auch das übergeordnete Ziel
von Habsburgs „Mitteleuropa“-Gedan-
ken deutlich: Die „mitteleuropäischen“
Staaten sollten wirtschaftlich an Westeu-
ropa gebunden werden,  um sie langfri-
stig von der Sowjetunion abzuspalten.
Perspektivisch sollten sie dazu veranlasst
werden, sich in eine gesamteuropäische
Einigung einbinden zu lassen. Das aber
setzte ein geeintes und starkes Westeu-
ropa voraus. Habsburg meinte, „dass die
große Chance, die uns durch das Wie-
dererstehen Mitteleuropas geboten wird,
nur dann genützt werden kann, wenn der
freie Teil des Kontinentes sich schon jetzt
politisch und wirtschaftlich zusammen-
schließt.  Je stärker unsere Einheit, desto
größer ihre Anziehungskraft und desto
eher kann die Reintegration des Erdtei-
les in die Wege geleitet werden“.
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„Mitteleuropa“ war für Habsburg also
schlicht und einfach das Gebiet,  auf  dem
damit begonnen werden musste, Kontak-
te mit realsozialistischen Staaten immer
enger werden zu lassen - mit dem Ziel,
sie irgendwann einmal aus dem osteuro-
päischen Staatenverbund herauszu-
brechen und so den Realsozialismus zu-
rückzudrängen. Die Politik der 1973 wie-
derbelebten PEU folgte diesem Gedan-
ken: Untergrundgruppen der PEU ent-
standen in den 1980er Jahren vor allem
in der Tschechoslowakei, in Ungarn und
in Jugoslawien.  Anknüpfen konnten sie
an „Mitteleuropa“-Gedanken, die vor al-
lem in der Tschechoslowakei und in Un-
garn in den 1980er Jahren an Verbreitung
gewannen und die eine grössere Unab-
hängigkeit gegenüber der Sowjetunion
und eine stärkere Hinwendung nach
Österreich und Deutschland befürwor-
teten.

Den paneuropäische Rahmen jedoch
wollte Habsburg auch in Bezug auf „Mit-
teleuropa“ erhalten. „Nach jahrzehnte-
langer Fremdbestimmung hat Mitteleu-
ropa nur als Teil Gesamteuropas eine
Chance, endlich sein Schicksal in die ei-
genen Hände zu nehmen“41 , schrieb er
Ende 1990 in „Paneuropa Deutschland“.
Diese Aussage war ein Kommentar zur
damals in der deutschen Rechten wieder
entbrannten „Mitteleuropa“-Debatte, die
einen „mitteleuropäischen“
Zusammenschluss als Alternative zur
Europäischen Gemeinschaft vorschlug
und damit an die alte deutsche „Mittel-
europa“-Tradition anknüpfte.

Erst der Zusammenbruch der real-
sozialistischen Systeme in Osteuropa er-
möglichte Fortschritte bei der Revision
der Pariser Vorortverträge. In den Frie-
densschlüssen nach dem 1. Weltkrieg
waren u.a.  die neuen Staaten Tschecho-
slowakei und Jugoslawien bestätigt wor-
den; beide umfassten Teile des ehemali-
gen österreichisch-ungarischen Reiches.
Die PEU, die beide Staaten stets als
„ K u n s t s t a a t e n “ o d e r
„Völkergefängnisse“diffamierte, bereitete
ihre Zerschlagung seit den 1980er Jah-
ren mit vor.

In der Tschechoslowakei förderte die
PEU die Spaltung des Staates mit der
Gründung einer Untergrund-PEU in den
1980er Jahren, die sich von Anfang an
als „PEU Tschechien“bzw. „PEU Böh-
men und Mähren“ organisierte;  eine
„PEU Slowakei“ kam 1990 hinzu. Die
Zerschlagung der Tschechoslowakei, die
1992 ohne kriegerische Auseinanderset-
zungen vonstatten ging, wurde von der
tschechischen und von der slowakischen
PEU stets befürwortet. Besonders die
PEU Tschechien setzte sich von Beginn
an auch für den Ausverkauf weiter Teile
der Tschechischen Republik an die
„Sudetendeutschen“ein.42

In Jugoslawien heizte die PEU seit den
1980er Jahren die Entwicklung an, die
schließlich zum Krieg zwischen den ein-
zelnen Teilrepubliken führen sollte. Hier
entstanden antikommunistische, illegale
Paneuropa-Untergrundorganisationen
zunächst in den beiden nördlichen Teil-
republiken Slowenien und Kroatien, in
denen einheimische PEU-Mitglieder nach
den jeweiligen Unabhängigkeitser-
klärungen führende Positionen übernah-
men. Die unabhängig gewordenen Teil-
republiken wurden von der PEU ener-
gisch unterstützt, ebenso die separatisti-
schen Kräfte in Bosnien und im Kosovo.

Die Zerschlagung mehrerer Staaten in
Ost- und Südosteuropa hat nicht nur ei-
nige Ergebnisse der Pariser Vorort-
verträge revidiert, sie hat auch ein Kriegs-
ziel des Deutschen Reiches aus dem 1.
Weltkrieg erreicht: Die Zerschlagung
Russlands. Der Zentrumspolitiker Mat-
thias Erzberger hatte im September 1914
in einer Denkschrift die „Befreiung der

nichtrussischen Völkerschaften vom Joch
des Moskowitertums und Schaffung von
Selbstverwaltung im Innern der einzel-
nen Völkerschaften“gefordert. Die Los-
lösung Estlands, Lettlands und Litauens
von der Sowjetunion wurde von der PEU
tatkräftig unterstützt, ebenso die Unab-
hängigkeitserklärung der Ukraine. Die
Zerschlagung Russlands scheint für die
PEU aber noch nicht vollendet zu sein;
Äußerungen führender PEU-Politiker
deuten darauf  hin, dass die Organisati-
on mittel- bis langfristig eine weitere Zer-
legung Russlands in zahlreiche abhängi-
ge Kleinstaaten anstrebt. 43

Konservatives Christentum

Zur inneren Integration des neu geord-
neten, vereinten Europas rückt seit den
1990er Jahren ein Grundmotiv der PEU
wieder mehr in den Vordergrund: Der
Bezug auf  ein konservatives Christen-
tum. Charakteristisch hierfür sind die
zweimal jährlich stattfindenden Europa-
Tage im bayerischen Benediktiner-Klo-
ster Andechs. Ordensstifter Benedikt gilt
in der katholischen Heiligenlehre als Pa-
tron des christlichen Europa, und die
Benediktinerklöster gelten in der PEU als
Vorbild dafür, wie ein ganzer Kontinent
von katholischen Zellen durchzogen und
nach und nach katholisch geprägt wer-
den kann. „Ganz Europa“soll „christli-
che Wertegemeinschaft“werden, fordert
denn auch das „Bamberger
Programm“der PEU Deutschland vom
09.06.1996 als ersten von vier Programm-
punkten.

Eine „Rechristianisierung Europas“, wie

Einmal Habsburg, immer Habsburg: Walburga von Habsburg öffnet 1989 die
öster reichisch-ungarische Grenze
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sie auch vom Vatikan befürwortet wird,
ist zur Formierung einer aus Sicht der
PEU integrationspolitisch nützlichen
konservativen europäischen Identität
durchaus hilfreich. Einige
ChristdemokratInnen brachen kürzlich
im Europaparlament einen heftigen Streit
vom Zaun, um den Bezug auf „Gott“ in
der europäischen Grundrechtecharta zu
verankern. Besonders hervorgetan hat
sich dabei der CSU-Europaparlament-
arier Ingo Friedrich, der damals Mitglied
des Europäischen Konvents zur Ausar-
beitung der Gr undrechtecharta war.
Friedrich ist ansonsten Vizepräsident des
Europaparlaments , Vizepräsident der
PEU Deutschland, Vizepräsident der In-
ternationalen PEU sowie Leiter der Pan-
europa-Parlamentariergruppe im Euro-
paparlament.

Von Bedeutung ist der Bezug auf  ein
konservatives Christentum nicht nur zur
Formierung einer konservativen Identi-
tät für ein Europa, das einmal bis zum
Ural reichen soll, sondern auch zur Sta-
bilisierung einer Form von Patriarchat,
die die Ausbeutung der Arbeitskraft und
der Sexualität von Frauen in der Kleinfa-
milie zur Norm hat. Die Familie ist nach
der katholischen Soziallehre die Kern-
form jeder Gesellschaft, und die katholi-
sche Kirche hat sich stets - wie auch die
PEU - aktiv für den Erhalt der
patriarchalen Kleinfamilie eingesetzt. In
einer solchen Familie hat die Frau - so
die Norm - für die physische und psy-
chische Reproduktion von Ehemann und
Kindern zu arbeiten; ihr Sexualleben rich-
tet sich gewöhnlich nach den Wünschen
des Ehemannes und hat die Geburt von
Kindern zum Ziel. Gewalt des Mannes
gegen die Ehefrau ist normativ nicht vor-
gesehen;  praktisch durchgesetzt hat sich
allerdings eine Doppelmoral, die Gewalt
- wie beispielsweise Vergewaltigungen
eines Mannes an „seiner“ Ehefrau - in
gewissem Maße toleriert. Gegenwehr von
Frauen wird erschwert, indem Frauen
von Positionen fern gehalten werden, die
ein überdurchschnittliches Maß an öf-
fentlicher Wirksamkeit gestatten.

Für ein solches Familienmodell arbeiten
katholische Kirche und PEU zusammen.
Konkreter Ausdruck dessen sind parla-

mentarische Initiativen etwa zur Ver-
schärfung der Repression gegen Frauen,
die Schwangerschaftsabbrüche durchge-
führt haben oder durchführen wollen;  an
derartigen Initiativen sind
ParlamentarierInnen aus der PEU
regelmässig beteiligt. Daneben lässt sich
immer wieder die Unterstützung von
Organisationen selbsternannter „Lebens-
schützer“ durch die PEU feststellen.  Im
vergangenen Jahr etwa unterstützte die
PEU einen „Marsch für das Leben“, den
deutsche „Lebensschutz“-Organisatio-
nen nach dem Vorbild einer gleichnami-
gen Veranstaltung in den USA durchführ-
ten. PEU-Chef Otto Habsburg ist ne-
ben seinen zahlreichen anderweitigen
Verpflichtungen Kuratoriumsmitglied
der Heidelberger „Lebensschutz“-Orga-
nisation „Die Birke“sowie der „Lebens-
schutz“-Organisation „Weinheimer Insti-
tut für Ehe und Familie, Sexualethik, Er-
ziehung“. Aktuellstes Beispiel ist die
Unterstützung der PEU für eine Kam-
pagne gegen Präimplantationsdiagnostik,
die zur Zeit von „Lebensschutz“-Orga-
nisationen gemeinsam mit anderen kon-
servativen bzw. anthroposophischen
Kräften durchgeführt wird.

Die von der PEU betriebene Stärkung
von Ehe und Familie ordnet sich logisch
einem anderen ihrer Grundprinzipien
unter: Dem Subsidiaritätsprinzip. Das
Subsidiaritätsprinzip untersagt es, Aufga-
ben, die untergeordnete Sozialstrukturen
ausüben können,  an übergeordnete Ein-
heiten zu delegieren. In der katholischen
Soziallehre hat es seinen festen Platz, seit
Papst Pius XI.  in der Enzyklika
„Quadragesimo anno“ von 1931 darauf
zurückgriff, um den Staatssozialismus zu
verteufeln. Mit dem Subsidiaritätsprinzip
lässt sich der Schutz der Familie vor dem
Eingriff  des Staates in die Kindererzie-
hung einfach begründen, aber ebenso
auch der Schutz von
„Volksgruppen“gegenüber Nationalstaa-
ten - „Volksgruppen“werden schließlich
ebenso als „natürliche Gemeinschaften“
begriffen wie die Familie.

1 Nach: Der rechte Rand, Nr. 62, 2000, S. 3
2 Nach: Opitz, Reinhard (Hg.): Europastrategien
des deutschen Kapitals, Bonn 1994, S. 518.
3 Russland gilt auch heute noch in seiner derzeiti-
gen Gestalt als Feind. Es gehöre, so Otto Habs-

burg, nicht in die EU, da Russland sich erst
„dekolonialisieren“ müsse: „Dieses Kolonialreich
muss und wird auch zerfallen.“ Russland sei eine
„asiatische Gefahr“.
4 Bayernkurier, 26.08.2000, S. 2.
5 Ebd.
6 Herde, Georg; Wagner , Anke: Revanchistische
Politik. Einfluss - Kräfte - Gefahr, Frankfurt/Main
1977, S. 58.
7 Nach: Kuhr,  Holger, „Geist, Volkstum und
Heimatrecht“, in: Der Rechte Rand, Nr. 66, 2000.
8 Deutscher Bundestag, Bd. 5, S. 3565, zitier t nach:
Badstübner, Thomas: Restauration und Spaltung
- Entstehung und Entwicklung der BRD 1945-
1955, S. 462.
9 Ebd., S. 178.
10 Ebd.
11 Zitiert nach: Neue Kommentare, Nr. 5/1966.
12 Paneuropa Deutschland, Nr. 3/1988.
13 Coudenhove-Kalergi, Richard: Leben für Eu-
ropa, S. 367,  zitiert nach: Junge europäische Föde-
ralisten: Mobilmachung - Die Habsburger Front,
S. 123
14 Nach: Erich Eisner, Das europäische Konzept
von Franz Josef  Strauß, S. 33.
15 Strauß, Franz Josef: Herausforderung und
Antwort. Ein Programm für Europa, Stuttgart
1968, S. 163.
16 Zitier t nach: Halfmann, Dieter (Hg.): Das
Konzept der deutschen Rechten, S. 196.
17 Strauß in: Die politische Meinung, 1967, Heft
II/III, S. 18f., zitiert nach: Halfmann, a.a.O., S. 183
18 Strauß, Herausforderung und Antwort, S. 66.
19 Ebd., S. 220.
20 Neue Kommentare, Nr. 9-10/1969, S. 15.
21 Neue Kommentare, Nr. 20/1971, S. 9.
22 Ebd., S. 11.
23 Paneuropa Deutschland, Nr. 3/1992, S. 17 und
21.
24 Neue Kommentare, Nr. 23-24/1971.
25 Paneuropa Deutschland, Nr. 3/1995, S. 19.
26 Paneuropa intern, 15.01.2002, S. 4.
27 Ebd.
28 Budapester Zeitung, 05.11.2001, Interview mit
Otto Habsburg, www.bz.hu.
29 Habsburg, Otto von,  „Wir in Europa“, in:
Karstens/Goppel/Kissinger/Mann: „Franz Josef
Strauß“, S. 491 ff.
30 Habsburg, Otto von: Karl IV. Ein europäischer
Friedensfürst, München/Wien 1978.
31 Monatsinformationen der PEU, Januar 1977.
32 Ebd.
33 Ebd.
34 Paneuropa intern, 10.01.1992.
35 Habsburg, Otto von:  Die heilige Hedwig von
Schlesien und unsere Zeit, München/Wien 1975
36 Zu Posselts gegenwärtigen Aktivitäten vgl.
„Europaparlament: Deutscher ‘Ver triebenen’-
Funktionär beaufsichtigt EU-Beitritt Tschechiens“,
www.german-foreign-policy.com, 15.02.2002.
37 Posselt, Bernd: Sturmzeichen, Wien/München
1994, 129.
38 Paneuropa Deutschland 3/1992, S. 52.
39 Vgl. hierzu Opitz,  Reinhard:  Europastrategien
des deutschen Kapitals 1900-1945, Bonn 1994.
40 Habsburg, Otto: Europa - Großmacht oder
Schlachtfeld, Wien/München 1965, S. 23.
41 Paneuropa Deutschland 4/1990.
42 Vgl . „Sympathisanten deutscher
‘Volksgruppenpolitik’ in Tschechien aktiv“,
www.german-foreign-policy.com, 16.04.2002.
43 Vgl. Kovahl, Ernst; Kronauer, Jörg: Russland
im Visier von Volksgruppen-Fanatikern, Antif a-
schistische Nachrichten 7/2001, S . 14.

Ernst Kovahl studiert Politik-
wissenschaft;  Jörg Kronauer, arbeitet in
der Kommission „Neofaschismus“ der
VVN-BdA NRW und bei argumente e.V.



Grenzen auf für Deutschland?Seite 68

Wir erleben im Augenblick die Entste-
hung eines Staates. Er heißt Europa. Mit
der Gründung der Europäischen Union
und ihres gemeinsamen Marktes, mit dem
Inkrafttreten der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion,  der Einführung einer ge-
meinsamen Währung, der Einrichtung
einer gemeinsamen Außenpolitik, einer
europäischen Polizei und eines europäi-
schen Militärs, und nicht zuletzt mit der
Definition europäischer Grundrechte
und der beginnenden Arbeit an einer eu-
ropäischen Verfassung sind bereits Kern-
elemente dieses Staates entstanden.

Wenn wir also annehmen, dass aus der
europäischen Integration allmählich ein
komplexer, nach-nationalstaatlicher Staat
hervorgegangen ist, so müssen wir da-
von ausgehen, dass dieser Staat um sei-
ner Legitimation willen daran gehen wird,
eine corporate identity als Nation zu er-
finden. Die in den 90er Jahren immer
häufiger gestellte Frage nach der euro-
päischen Identität und ihre nationale
Fortsetzung, die Frage nach der Identi-
tät der Deutschen im europäischen Haus,
sind Versuche, einen europäischen
Nationalmythos zu konstruieren, eine
Nation Europa zu erfinden. Allerdings
wird dieser Nationalmythos wesentlich
komplexer und vielschichtiger sein als die
einzelstaatlichen Nationalismen der Ver-
gangenheit. Er wird pluralistisch, multi-
kulturell und beliebiger sein, wird germa-
nische, romanische und slawische
Nationalismen ebenso verknüpfen wie
völkische und republikanische, religiöse
und säkulare, gegenaufklärerische und
aufklärerische, vormoderne ebenso wie
moderne und postmoderne. Es liegt auf
der Hand, dass nur ein solcher komple-
xer Nationalmythos den europäischen
Staat, die in ihm integrierten National-
staaten mit ihren Regionen, Grenz- und
Übergangsräumen, aber auch mit ihren
deutsch-französischen Kern wird tran-
szendieren können. Je stärker Deutsch-

Der Aachener Karlspreis
Von Thomas Müller

land und Frankreich als „Kerneuropa“,
wie die Christdemokraten Wolfgang
Schäuble und Karl Lamers es formulier-
ten, oder „Gravitationszentrum“, wie der
rotgrüne Außenminister Joseph Fischer
sich ausdrückte, Europas hervortreten,
umso größer wird auch der Bedarf  nach
Legitimationsmustern dieses europäi-
schen Führungskerns - Mustern, die ihre
einstmals konträr entgegengesetzten
Nationsentwürfe zur Deckung bringen -
und umso mehr können völkische und
kulturalistische Diskurse in den
Produktionsprozess europäischer Iden-
tität einfließen. „Deutschland und Euro-
pa“, postulierte der deutsche Europa-
Experte Werner Weidenfeld, „sind nicht
getrennt voneinander zu denken“, „Na-
tional-, Regional- und
Europabewusstsein“ erscheinen in die-
sem Identitätsdiskurs nicht als Gegensät-
ze, sondern als sich ergänzende, sich ge-
genseitig bedingende und wechselseitig
verstärkende Träger eines mehr-
schichtigen Nationalmythos. Seine
Mehrschichtigkeit baut auf der Ver-

schränkung lokaler, regionaler, nationa-
ler und europäischer Identitäten,  und eine
solche Verschränkung wird alljährlich am
Himmelfahrtstat mit der Verleihung des
Internationalen Karlspreises der Stadt
Aachen in Szene gesetzt.

Verfolgt man den politikberatenden Dis-
kurs über Europa und seine Identität, wie
ihn Autoren wie Weidenfeld vertreten, so
erscheint Karl als einer der historischen
Vorläufer der europäischen Integration.
Inwiefern dies aufgrund der Biographie
und Politik Karls eine Berechtigung hat
(was neuerdings etwa vom Historiker Jo-
hannes Fried angezweifelt wird), interes-
siert uns in diesem Zusammenhang nicht.
Uns interessiert vielmehr, ob und auf
welche Weise der Griff  in die karolingi-
sche Mottenkiste dazu beiträgt, dass ro-
mantische, kulturalistische oder gar völ-
kische Elemente in den europäischen
Diskurs einfließen.

Der Karlspreis gilt als älteste politische
Auszeichnung der Bundesrepublik auf
dem Feld der Außenpolitik und zweit-
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höchste europäische Auszeichnung hin-
ter dem Nobelpreis. Mit seiner Verlei-
hung präsentiert sich Aachen als Haupt-
stadt eines ersten europäischen Reiches,
des Reichs Karls des Großen, eines Ge-
bildes also, das mit etwas Phantasie mit
dem heutigen Kerneuropa identifiziert
werden kann.

Die Geschichte Aachens wird damit als
eine europäische Geschichte im Miniatur-
format erzählt: Die tragenden Säule die-
ser Erzählung, die ja nach Standpunkt
und Epoche christlich-abendländisch,
absolutistisch, völkisch, romantisch, re-
publikanisch und modern ausfallen kann,
ist die Behauptung, Karl habe Europa
erstmals geeint, durch die Synthese ger-
manischer, antiker und christlicher Ele-
mente das christliche Abendland begrün-
det und indirekt auch die Voraussetzun-
gen für die späteren Nationalstaaten
Deutschland und Frankreich geschaffen.
Nicht nur in Aachen,  das in dieser Ge-
schichte die Rolle eines neuen Rom zu-
fiel, entstand ein teleologischer Karls-
mythos, der das kurzlebige Karolinger-
reich überdauerte, in den herrschafts-
legitimierenden Genealogien der deut-
schen und französischen Monarchen
weiterlebte und den Glauben an eine eu-
ropäische Sendung der Stadt Aachen be-

gründete. Sechs Jahr-
hunderte lang ließen
sich die deutschen
Könige im Aachener
Dom, der Grabes-
kirche des Karls, krö-
nen, und gestützt auf
den karolingischen
Reliquienschatz wurde
die Stadt, so heißt es,
zur wichtigsten Pilger-
stätte des Reiches.
Niemand geringeres
als Barbarossa ver lieh
ihr aus Anlass der Hei-
ligsprechung Karls
den Titel caput regni
Theutonici, auf  teuto-
nisch Haupt des Rei-
ches. Zwar versank sie
später in relativer Be-
deutungs los igkei t ,
doch seitdem vor fünf-

zig Jahren der Karlspreis an die große
Vergangenheit anknüpfte, steht sie wie-
der im Rampenlicht europäischer Welt-
politik. Auf  der Expo 2000 konnte sie
als Europas Modellregion des 21.  Jahr-
hunderts besichtigt werden.

Die Welt des Karlskultes ist, wie un-
schwer zu erkennen ist, ein Mikrokosmos
der identitätsstiftenden
Geschichtsträchtigkeiten. Stadt und Welt,
Mittelalter und Moderne, Karolingerreich
und europäische Integration sind zu ei-
ner politischen Mystik verklammert, die
von Brückenschlägen über zwölf  Jahr-
hunderte und alle historische Kausalität
hinweg zusammengehalten wird. Die
überladene Symbolik des Karlspreises, die
Liturgie seiner Verleihung und das archi-
tektonische Ensemble, in dem sie statt-
findet - all dies ist von einer Esoterik ge-
prägt, die um die Schlüsselbegriffe der
europäischen Rechten kreist: Den deut-
schen Reichsgedanken und das christli-
che Abendland.

Die Verleihungszeremonie des Karlsprei-
ses ist in dieser Hinsicht sehr
aufschlussreich: Sie beginnt in der
Grabeskirche Karls, wo die Festgäste dem
Pontifikalamt zu Christi Himmelfahrt
beiwohnen.  Hier wird der Preisträger
durch den Bischof von Aachen zu Thron

und Schrein des Kaisers geführt und er-
hält Gelegenheit zu innerer Einkehr in
der Allerheiligenkapelle. Sodann begibt
man sich in den Krönungssaal des Rat-
hauses, wo sechs Jahrhunderte lang die
deutschen Könige ihre Krönung feierten.
Wie der Dom, hat auch dieser Raum eine
quasi sakrale Bedeutung, doch anstelle
von Altar, Thron und Schrein werden hier
die Insignien des Heiligen Römischen
Reiches aufbewahrt, wenn auch nur in
originalgetreuer Kopie. Hier absolvieren
Oberbürgermeister, Laudator und Preis-
träger ihre Reden, während die Fest-
gesellschaft die Karlshymne aus dem 12.
Jahrhundert absingt:  Urbs aquensis, urbs
regalis / regni sedes principalis / prima
regnum curia / regi regnum pange laudes
/ quae de magni regis gaudes / Caroli
praesentia. Die Hymne huldigt vor allem
Aachen selbst, und zwar als „königlicher
Stadt und erstem Sitz des Reiches“. Die
Karlspreismedaille selbst ist die Nachbil-
dung eines mittelalterlichen Stadtsiegels
mit dem Bildnis des thronenden Karl.
Zusätzlich erhalten die Preisträger eine
Pergamenturkunde, fünftausend Mark
und einen Platz in der Ahnengalerie eu-
ropäischer Größen, einer Serie von Por-
t rätfotos im Treppenaufgang zum
Krönungssaal. Insgesamt ist die Zeremo-
nie den Krönungen der mittelalterlichen
Könige an gleichem Ort nachgebildet.
Wer zum Karlspreisträger gekrönt wird,
entscheidet das Karlspreisdirektorium,
das seit 1950 an der Spitze der Gesell-
schaft für die Verleihung des Karlsprei-
ses der Stadt Aachen steht. Mitglied im
Direktorium kann nur sein, wem die Ehre
qua Amt zusteht oder wer auf Lebens-
zeit gewählt wurde. Seit fünfzig Jahren
besteht es in der Hauptsache aus den lo-
kalen Honoratioren. Mit einer Demokra-
tie, und sei es nur eine repräsentative, hat
die bizarre Unternehmung wenig gemein.
Das Direktorium tagt geheim. Die Mit-
glieder unterliegen einer strikten Schwei-
gepflicht.

Offenbar ist es gerade die Synthese von
platter Affirmation des integrierten Eu-
ropa und ir rationaler Reichs- und
Abendlandmystik, die dem materiellen
Bedarf an legitimations- und identitäts-
stiftenden Symbolen für den europäi-
schen Integrationsprozess entgegen-

Richard Coudenhove-Kalergi, Gründer der Paneuropa-Union
und er ster Karlspreisträger 1950
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kommt. Für welches Europa diese Syn-
these taugt, zeigt sich am deutlichsten in
seiner Vor- und Frühgeschichte.

Wenn Karl der mystische Urheber des
Preises ist, so gilt Kurt Pfeiffer als sein
irdischer. Der Aachener Textilkaufmann
behauptete, schon im Nationalsozialis-
mus eine europäische Gesinnung gehegt
und sie gleich nach der Kapitulation ei-
nem amerikanischen Offizier dargelegt zu
haben. Dieser Offizier war Saul K.
Padover, der 1944/45 als Angehöriger der
Abteilung für psychologische Kriegsfüh-
rung die Mentalität der Deutschen ana-
lysiert und dabei auch Pfeiffer interviewt
hatte . In seinem Buch Experiment in
Germany charakterisiert er diesen als
opportunistischen Bildungsbürger, der,
„weil er sich geschäftliche Vorteile davon
versprochen hatte“, in die NSDAP und
fünf  weitere NS-Organisationen einge-
treten sei. Die europäische Gesinnung,
die Pfeiffer ihm darlegte, paraphrasiert
Padover so: „Die Zeit der kleinen Staa-
ten, und dazu zählt auch Deutschland, ist
einfach passé. Die Entwicklung geht hin

zu Großräumen. Selbst wenn wir nicht
von den Russen geschluckt werden, blie-
be uns keine andere Wahl, als uns einem
großen Staatenbund anzuschließen, also
der Sowjetunion oder dem westeuropä-
isch-afrikanischen Block. Ich bin über-
zeugt, dass Deutschland als eigenständi-
ge Nation nicht existieren könnte.“

Pfeiffers postfaschistischer Anti-
nationalismus, demzufolge die National-
staaten in einem europäischen Großraum
aufgehen müssten,  mündete in einem
nationalistischen Europäismus, der in ei-
ner europäischen Föderation gerade die
Chance des nationalen Wiederaufstiegs
erkannte. Diese Haltung dürfte sich in der
Corona Legentium Aquensis entwickelt
haben, einem 1946 entstandenen Lese-
zirkel, aus dem der Karlspreis hervorging.
Hier entstand,  wie Pfeiffer rückblickend
schrieb, der Grundgedanken eines „eu-
ropäischen Preises, der an die Reichsidee
des Kaisers Karl der Große, seine Resi-
denz, seine Grabstätte“ anknüpfen soll-
te. Gestützt nicht auf staatliche Institu-
tionen, sondern die intakt gebliebene lo-
kale Verwaltung, sollte er stellvertretend
für Deutschland, das als außenpolitischer
Akteur nicht mehr bestand, europäischen
Einigungswillen zur Schau stellen. Zum
Weihnachtsfest 1949 wurde der Karls-
preis proklamiert, im Januar 1950 entstan-
den Karlspreisgesellschaft und -
direktorium, und am Himmelfahrtstag
wurde erstmals ver liehen.

Das Material, aus dem sich die restaura-
tive Semantik des Karlspreises zusam-
mensetzt, aber war der pangermanischen
Inszenierung Aachens und seines Kaisers
entnommen, einer Inszenierung, an der
die administrativen, industriellen, akade-
mischen und kulturellen Größen der
Stadt ebenso teilgehabt hatten wie etwa
die Ortsgruppen der völkischen Verbän-
de, die Heimatbewegung, das Propagan-
daministerium und die örtliche Dienst-
stelle der NSDAP. Dem konservativen
Nachkriegsbild Karls als Einiger des
christlichen Abendlandes war das nazi-
stische Bild als Einiger der germanischen
Stämme vorausgegangen; Karl war mit
Hitler, sein Reich mit Großdeutschland,
seine Politik mit der germanozentrischen
Neuordnung Europas, sein Feldzug ge-

gen die „hunnischen“ Awaren mit dem
Vernichtungskrieg im Osten identifiziert
worden,  und der zuständige Gauleiter
Josef Grohé hatte Aachen im April 1942
anlässlich der Feierstunde zum 1200.
Geburtstag Karls im Krönungssaal des
Rathauses zum „Ausgangspunkt der
deutschen Volkswerdung“ erklärt. Wenn
sich die Stadt nach 1945 als historischer
und kultureller Pol eines christlich-abend-
ländischen Europa inszenierte, so
schwang die vorherige Präsentation als
Mittelpunkt eines weit nach Westen aus-
greifenden germanischen Großreiches,
dessen „Volkstum“ durch die künstlich
gezogenen Grenzen jäh zerschnitten sei
und einer Vereinigung harre, noch mit,
war doch das Milieu, das den aggressiv
pangermanischen Aachenmythos getra-
gen und durchgesetzt hatte, dasjenige, das
auch den christlich-abendländischen
Karlspreis etablierte.

Diese Kontrafraktur spiegelt sich exem-
plarisch in der Biogr aphie des
Philosphieprofessors Peter Mennicken
wieder, der Symbolik und Liturgie des
Karlspreises entscheidend geprägt hat.
Dem katholisch-konservativen Bürger-
tum entstammend und in der Heimat-
bewegung verankert, war er 1933 der SA
und 1937 der NSDAP beigetreten. 1935
hatte er an der TH Aachen die Dozentur
des vertriebenen jüdischen Literatur-
wissenschaftlers Ludwig Strauß über-
nommen und in den Dienst der expan-
sionistischen Westforschung gestellt. Als
Leiter eines Flämischen Arbeitskreises
verfügte er über Kontakte zu
germanophilen Intellektuellen in Flan-
dern, aber auch der Wallonie und den
Niederlanden, die er für die deutsche
Westpolitik nutzbar zu machen verstand.
Mitte der 30er Jahre finden wir ihn unter
den Mitgliedern eines Grenzland-
arbeitskreises, den der spätere Aachener
SD-Chef Georg Scherdin aufgebaut hat-
te, um die deutschen Behörden für den
„Bedarfsfall“ mit Studien und Karten
über die „Volkstumslage“ in den Nieder-
landen, Belgien,  Luxemburg und
Nordostfrankreich zu beliefern. Parallel
dazu wirkte Mennicken in den sogenann-
ten Verständigungsgesellschaften mit,
zwei informellen Ablegern des Propagan-
daministeriums zur lokalen Umsetzung

Kurt Pfeiffer, Ex-NSDAP, Gründer des
Karlspreises
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der deutschen „Auslandspropaganda“
gegenüber den Niederlanden und Belgi-
en. In ihnen bemühte sich die städtische
Elite nicht nur um die Vermittlung eines
sympathischen Deutschlandbildes und
die subtile Mobilisierung völkischer,
regionalistischer und separatistischer Res-
sentiments jenseits der Grenze im Medi-
um eines scheinbar unpolitischen Kultur-
austausches, der ein grenzüberwindendes
und gemeinschaftsstiftendes Aachenbild
in den Vordergrund stellte und so als
Brücke in die Nachkriegszeit taugte, son-
dern unterstützte zugleich die national-
sozialistischen Parteien in den Nachbar-
ländern und betrieb Spionage für den SD.
Ab 1943 leitete Mennicken die Ortsgrup-
pe der Deutsch-Niederländischen Gesell-
schaft, der größeren der beiden Aache-
ner Verständigungsgesellschaften. Sein
verstorbener Vorgänger Hugo
Cadenbach hinterließ einen Sohn gleichen
Namens, der 1980 zum Sprecher des
Karlspreisdirektoriums gewählt wurde
und bis heute als Grandseigneur des Prei-
ses gilt.  Mennicken, dem als Schlüsself i-
gur des kulturellen Wiederaufbaus eine
klerikal-konservative Neuauflage seiner
Aachenmystik gelang, gehörte der
Corona Legentium Aquensis ebenso an
wie dem ersten Karlspreisdirektorium.
Liest man die Nachrufe auf den 1960
verstorbenen Professor, so wird deutlich,
dass in Aachen nicht zwischen dem pan-
germanischen und dem christlich-abend-
ländischen Europadiskurs unterschieden
wurde. Die Funktionen in der nazisti-
schen Deutsch-Niederländischer Gesell-
schaft und im konservativen
Karlspreisdirketorium verschmolzen zur
„freundschaftlichen Zusammenarbeit der
Völker“.Die Karlspreis-Proklamation
von 1949 und die Festreden der Ober-
bürgermeister in den frühen fünfziger
Jahren triefen förmlich von einem völki-
schen Pathos, das lediglich auf  die
deutsch-französische Zusammenarbeit
übertragen wurde. Da überdauern Ban-
de des Blutes die künstlich gezogenen
Grenzen; da wächst das karolingische
Herz Europas entlang die Rheinachse
wieder zusammen; da erwandert die Ju-
gend in Europa ihr neues und größeres
Vaterland. Wie im 8. Jahrhundert die ger-
manischen Stämme und im 19. Jahrhun-

dert die deutschen Kleinstaaten, fügen
sich im 20. Jahrhundert die europäischen
Nationen zu einem Reich zusammen; aus
der deutschen Volks- wird eine europäi-
sche Völkergemeinschaft. Anhand des
konzentrischen Grundrisses des Aache-
ner Doms mit seinem karolingischen
Kernbau und rings umher angefügten
Seitenkapellen wird die Vorstellung einer
ums alte Karolingerreich gruppierten
Ordnung der europäischen Völker stoff-
lich fassbar gemacht. Und an die Kreuz-
fahrer erinnernd,  ruft der Festredner aus:
„Gott will es!“

Was Gott aber wollte, hatte der erste
Karlspreisträger Dr. Richard Graf
Coudenhove-Kalergi verkündet: die be-
ginnende europäische Einigung zur Uni-
on Charlemagne verklären. „Es handelt
sich also um nichts weniger als die Er-
neuerung des Karolinger-Reiches“ im
„Geiste des 20. Jahrhunderts“, und die-
ses Europa werde schon bald ein autar-
kes und unbesiegbares „Weltreich“ sein.
Eine „Charlemagne-Bewegung“ müsse
„heute von Aachen ihren Ausgang neh-
men“. Mit der Wahl des Erfinders der
Paneuropa-Ideologie, der trotz seiner
Nähe zum italienischen Faschismus in die
USA emigriert war, hatte das Karlspreis-
direktorium seinen Platz innerhalb der
europäischen Rechten markiert, ohne
sich dem Verdacht nationalsozialistischer
Wiederbetätigung auszusetzen.

Es ist bekannt, dass das Reich Karls des
Großen nicht noch einmal entstand. So
sehr sich das Karlspreisdirektorium auch
bemühte, die Affirmation der deutschen
Europapolitik in karolingischen Brokat
zu hüllen - immer häufiger musste es dar-
legen, warum dieses altfränkische Män-
telchen noch zeitgemäß sei. Zehnmal
gelang es nicht, einen Karlspreisträger zu
finden.

Seit Gründung der Berliner Republik er-
lebt der Orden eine Renaissance. Im Jahr
der deutschen Einheit versah der Aache-
ner Stadtrat ihn mit dem Adjektiv Inter-
national und erneuerte die Proklamation
von 1949. Hans Dietrich Genscher ver-
hieß den Deutschen in seiner Laudatio
auf  Gyula Horn, den ungarischen Au-
ßenminister und Karlspreisträger 1990,
ihre „historische Chance: Unsere euro-
päische Mittellage kann zur positiven
Entfaltung gebracht werden.“ Die Karls-
preise wurden nun weniger im karolingi-
schen Kerneuropa, sondern an die nörd-
lichen und östlichen EU-Beitritts-
kandidaten verteilt. 1995 ergänzte Roman
Herzog zu Ehren der niederländischen
Königin, bereits Karl habe eine Europäi-
sche Währungsunion begründet, eine
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspo-
litik betrieben und den „mit Feuer und
Schwert“ nach Europa vordringenden
Islam an den Grenzen abgewehrt. Vor
allem aber habe Karl, „wie wir heute, die

Mitteleuropäer Vaclav Havel, Karlspreisträger, im Gespräch mit Großherzog Jean aus Luxemburg
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Vielfalt der Stammeskulturen erhalten
und gleichzeitig zusammenführen“ wol-
len. Damit verklärte der Karlspreis die
Europäische Union, kaum war sie ge-
gründet, zur multivölkischen Kulturna-
tion. Vertiefend ref lektierte die Europäi-
sche Akademie der Wissenschaften und
Künste, deren Karlsplenum die
Verleihungszeremonie seit 1995 intellek-
tuell unterfüttert, den Weg nach „von der
Reichs- zur Europaidee“. Selbst Bill
Clinton unterbreitete den Festgästen des
Jubiläumskarlspreises die „Vision“ einer
„Kathedrale Europa“, die auf  Karl auf-
baue, größer sei als dessen Reich und in
Zukunft auch die Türkei, Russland und

einen „entbalkanisierten Balkan“ umfas-
sen solle.

In Europas Modellstadt des 21. Jahrhun-
derts, als die Aachen sich auf  der Expo
2000 präsentiete , herrscht ein Klima
schwüler Sinnstiftung. Der Kurzschluss
von Mittelalter und Moderne, Reich und
Europa, produziert einen 1200jährigen
Ursprungsmythos für das integrierte
Europa und seinen deutsch-
französischern Kern, und die Verortung
an konkreter historischer Stätte, die ze-
remonielle Kopplung an Aachens Bau-
denkmäler, der liturgische Gang zu Thron
und Schrein, die symbolische Krönung,

der Kaiserorden, verleihen ihr den An-
schein historischer Wahrheit. Der Karls-
preis transzendiert das politische Füh-
rungspersonal der europäischen Integra-
tion zu Erben eines einstigen und Ah-
nen eines kommenden Reiches Europa.
Der Mythos von der europäischen Sen-
dung Karls und seiner Stadt gehört zu
den Bausteinen des imperialen Europa.

Thomas Müller, Mitarbeiter des Duisbur-
ger Instituts für Sprach- und Sozialfor-
schung (DISS)
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Alljährlich führt der „Bund der Vertrie-
benen“ (BdV) im September den „Tag
der Heimat“ durch. Neben der zentralen
„Gedenkfeier“ finden flächendeckend in
ganz Deutschland vergleichbare Veran-
staltungen statt. Im Jahr 2000 beispiels-
weise luden alleine in Nordrhein-West-
falen 73 BdV-Kreisverbände zum „Tag
der Heimat“ ein. Diese Versammlungen
der Revanchisten werden von Antifaschi-
sten kaum beachtet oder gar ganz igno-
riert - zu Unrecht.  Die Mitglieder der
Vertriebenverbände treffen sich dort
nämlich keineswegs, um nur schlesischen
Streuselkuchen zu essen und folkloristi-
sche Darbietungen anzuschauen.  Dort
treten regelmäßig Redner aus dem offen
neofaschistischen Spektrum auf  oder es
werden Forderungen nach einem geogra-
phischen Revisionismus laut. Auch ist der
„Tag der Heimat“ eine der wenigen An-
lässe im Jahr, wo die Vertriebenen-
verbände auf  lokaler Ebene öffentlich
wahrnehmbar werden. Nicht zuletzt des-
halb ist es notwendig, sich mit dem „Tag
der Heimat“ offensiv auseinanderzuset-
zen und Kritik an den Vertriebenen-
verbänden zu formulieren. Im nordrhein-
westfälischen Düren haben sich Antifa-
schisten zwei Jahre hintereinander mit
dem BdV anlässlich des „Tags der Hei-
mat“ auseinandergesetzt - mit unter-
schiedlichem Erfolg. Im Folgenden sol-
len die Erfahrungen, die dort gemacht
wurden, geschildert werden. Sie sollen
auch als Aufforderung verstanden wer-
den, vor Ort selbst aktiv zu werden. Denn
der nächste „Tag der Heimat“ kommt
bestimmt.

September 2000: Rüdiger Goldmann
kommt nach Düren

Wie eingangs erwähnt, fand auch in
Düren der „Bund der Vertriebenen“ mit
seinen Veranstaltungen wenig Beachtung
der örtlichen Antifaschisten. Lediglich im
Jahr 1995 kam es zu Protesten gegen das

Streit mit Revanchisten - Erfahrungen in der Praxis

Von Dominik Clemens

Auftreten von Renate Sappelt als Redne-
rin beim „Tag der Heimat“.

Anders im Jahr 2000: Nachforschungen
hatten ergeben, dass Rüdiger Goldmann
als Hauptredner beim „Tag der Heimat“
des BdV-Kreisverbandes Düren auftre-
ten soll. Schnell wurde klar, dass der ehe-
malige CDU-Landtagsabgeordnete zu
den Hardlinern im BdV zählt. Jahrzehn-
telang gehörte er dem „Witikobund“,
zeitweise als Funktionär an. Zu den
Gründern des Vereins 1948 zählten aus-
schließlich Nazis, die zuvor bereits eine
Karriere in verschiedenen NS-Organisa-
tionen oder der „Sudetendeutschen Par-
tei“ hinter sich hatten. Noch heute fin-
den sich im „Witikobund“ zahlreiche alte
und neue Faschisten. Nicht zuletzt durch
Doppelmitgliedschaften überschneidet
sich der „Witikobund“ personell mit
NPD, DVU und Republikanern. Weiter-
hin wurde mehrere Artikel und Inter-
views mit Goldmann in der rechten Wo-
chenzeitung „Junge Freiheit“ veröffent-
licht.  Zudem wurde in Leserbriefen

Goldmanns z.B. in der „Rheinischen
Post“ dessen antisemitische Haltung
deutlich. Für die Antifa Düren war klar :
der Auftritt Goldmanns sollte nicht ohne
Proteste hingenommen werden, wenn
möglich verhindert werden. Die Ergeb-
nisse der Recherche über Goldmann
wurden öffentlich gemacht. Um den
Druck zu erhöhen, wurde unter dem
Motto „Gegen Naziterror, Rassismus
und Revanchismus“ für den 9. Septem-
ber 2000 (dem „Tag der Heimat“) zu ei-
ner Demonstration aufgerufen. Diese
sollte sich nicht allein gegen den „Tag der
Heimat“ richten,  sondern darüber hin-
aus gegen weitere neofaschistische Vor-
fälle im Kreis Düren sowie staatlichen
Rassismus. Eine Reihe von weiteren an-
tifaschistischen und linken Gruppen vor
Ort und aus benachbarten Städten
schlossen sich dem Aufruf an,  darunter
z.B. die VVN-BdA, PDS aber auch die
Jusos. Parallel dazu stellte der Abgeord-
nete der PDS/Offenen Liste im Dürener
Stadtrat einen Dringlichkeitsantrag, in
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dem gefordert wurde, keine Vertreter der
Stadt zum „Tag der Heimat“ zu entsen-
den. Begründet wurde dies mit dem Auf-
treten Goldmanns. Die CDU-Mehrheit
im Rat lehnte den Antrag ab, jedoch gin-
gen SPD und Grüne auf Distanz. Land-
rat Wolfgang Spelthahn (CDU) hielt wei-
ter an seiner Schirmherrschaft über den
„Tag der Heimat“ fest. Gegenüber der
lokalen Presse erklärte er: „Wir haben mit
Polizei und Staatsschutz geprüft: Zurzeit
liegen keine Erkenntnisse vor, dass
Rüdiger Goldmann nicht auf  dem Bo-
den der Verfassung steht“. Am 9. Sep-
tember selbst demonstrierten dann etwa
150 Antifaschisten durch Dürens Innen-
stadt. Nach Ende der Demonstration
blockierten die Demonstranten für ca.
eine Stunde den Eingang zum Hotel
„Düren-Ost“, dem Ort wo die Veranstal-
tung der Revanchisten stattfand. Die
BdV-Mitglieder mussten notgedrungen
den Hintereingang benutzen, der Haupt-
eingang wurde von Bereitschaftspolizi-
sten dichtgemacht. Zwar konnte das Auf-
treten Goldmanns letztlich nicht verhin-
dert werden, jedoch wurde der örtliche
BdV durch die Pressearbeit und nicht
zuletzt durch die Demonstration erheb-
lich unter Druck gesetzt.

September 2001: Paul Latussek bleibt
zu Hause

Man hätte erwarten können, dass nach
der öffentlichen Auseinandersetzung um
Goldmann die BdV-Funktionäre vor Ort
vorsichtiger bei der Auswahl des Haupt-
redners sein würden. Genau das Gegen-
teil war der Fall: im September 2001 soll-
te Paul Latussek, der damalige Landes-
vorsitzende des BdV in Thüringen, in
Düren sprechen.  Nach 1989 hatte
Latussek verschiedene Positionen in den
rechten Parteien DSU und „Bund freier
Bürger“ (BfB) inne. Im Laufe der Zeit
radikalisierte sich Latussek zunehmend.
So schrieb er z. B. Beiträge für das offen
neofaschistische Theorieorgan „Nation
& Europa“ oder trat bei der „Gesellschaft
für freie Publizistik“ als Referent auf.
Unter anderem soll er einen Fernseh-
werbespot für die NPD finanziert haben.
Die Liste von Verbindungen Latussek’s
in das neofaschistische Lager ließe sich
noch lange fortsetzen. Für die Antifaschi-

sten in Düren war klar: nach dem ihm
Vorjahr gegen Goldmann protestiert
wurde, konnte zum geplanten Auftritt
Latussek’s auf  keinen Fall geschwiegen
werden. Die Rechercheergebnisse wur-
den veröffentlicht und gleichzeitig erneu-
ter Widerstand gegen den „Tag der Hei-
mat“ angekündigt. „Linke kündigen Wi-
derstand gegen ‘Tag der Heimat’ an“ und
„Neuer Eklat um Tag der Heimat“
titelten prompt die lokalen Zeitungen.
Aus antifaschistischer Sicht war die Aus-
gangssituation diesmal weitaus günstiger
als im Vorjahr. Durch die Auseinander-
setzungen um Goldmann war das Bild
des BdV in der öffentlichen Wahrneh-
mung schon stark angekratzt.  Zudem war
Latussek wesentlich leichter öffentlich an-
zugreifen, als Goldmann. Das Ergebnis:
im Gegensatz zum Vorjahr rückten die
bürgerlichen Parteien nach einigem Zö-
gern geschlossen vom BdV ab. Der CDU
- Landrat Spelthahn legte seine schon
zugesagte Schirmherrschaft nieder, die
SPD forderte gar den BdV-Kreisvorsit-
zende Karl - Heinz Weschke zum Rück-
tritt auf. Dieser hielt mit aller Macht an
dem geplanten neofaschistischen Redner
fest. „Paul Latussek ist ein untadeliger
Mann, gegen den man nichts sagen kann“
äußerte er gegenüber der lokalen Presse.
Diese Position nahm auch der BdV-Lan-
desvorstand ein, der ausdrücklich die
Haltung Weschkes unterstützte (Weschke
ist selbst Mitglied im Landesvorstand).
Erst nachdem der Protest von allen Sei-
ten weiter zugenommen hatte, wurde
Latussek ausgeladen - angeblich. Nach
dem „Tag der Heimat“ verkündete
Weschke: „Wir haben Herrn Dr. Latussek
nicht ausgeladen. Er hat verzichtet, zu
sprechen“. Um die hohen Wogen zu glät-
ten, war Dürens CDU-Bürgermeister
Larue als Redner für den zu Hause ge-
bliebenen Latussek eingesprungen. Der
SPD - Bundestagsabgeordnete Dietmar
Nietan und ein Pfarrer der evangelischen
Gemeinde versuchten in Dürens Stadt-
halle in ihren Grußadressen Kritik an der
Offenheit nach ganz Rechts des BdV zu
üben. Sie ernteten dafür Pfiffe und Zwi-
schenrufe. Als Nietan von den politischen
Realitäten in Berlin bezüglich der Oder-
Neiße-Linie sprach, wurde er von
Weschke mit den Worten „Hören Sie auf,

sie sollen hier nur ein Grußwort spre-
chen“ unterbrochen. Vor der Tür prote-
stierten etwa 25 Antifaschisten gegen die
revanchistische Ausrichtung des BdV.

Nachspiel: Hetze, Kriminalisierung
und Repression

Dass es mit dem von Bundeskanzler
Schröder im Jahr 2000 verkündeten „Auf-
stand der Anständigen“ nicht sehr weit
her war, zeigten die
Kriminalisierungsversuche gegen Antifa-
schisten in Folge der Auseinandersetzun-
gen um den BdV in Düren. Rüdiger
Goldmann führte einen Zivilprozess ge-
gen den Stadverordneten der PDS/Of-
fene Liste. Dieser sollte die in einem
Dringlichkeitsantrag aufgestellte Behaup-
tung, Goldmann sei Mitglied im
„Witikobund“ zurücknehmen. Da sich
eine Mitgliedschaft Goldmanns im
Witikobund nicht bis zum Jahr 2000
nachweisen ließ, wurde Böling rechtskräf-
tig verurteilt. Gegen die jungen Antifa-
schisten, die während der gerichtlichen
Anhörung vor dem Gericht gegen die
Kriminalisierung von Antifaschisten pro-
testierten, wurden Strafverfahren wegen
eines angeblichen Verstoßes gegen das
Versammlungsgesetz eingeleitet. Erst
nach Verhandlungen mit dem Landrat
konnte die Einstellung dieser Verfahren
erreicht werden. Weiteres Opfer der Re-
pression war der Anmelder der Demon-
stration gegen Goldmann. Diesem wur-
den gleich zwei Tatvorwürfe gemacht:
Zum einem soll er als Versammlungsleiter
gegen das Versammlungsgesetz versto-
ßen haben. Aufgrund einer Anzeige des
BdV-Kreisvorsitzenden Weschke wegen
„Volksverhetzung“ wurde zudem wegen
einer angeblichen Beleidigung der BdV -
Mitglieder als Nazis ermittelt. Die „Ver-
triebenen“ fühlten sich durch Plakate, die
zur Demonstration aufriefen,  verun-
glimpft. Das Ergebnis des Verfahrens,
das sich über 20 Monate, zwei Instanzen
und drei Verhandlungstage hinzog, war
ein Freispruch wegen der „Beleidigung“
und eine Verwarnung wegen des angeb-
lichen Verstoßes ge gen das
Versammlungsgesetz. Dennoch bleiben
nicht unerhebliche Kosten,  die dem Be-
troffen durch Anwaltsgebühren etc. ent-
standen sind.
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Fazit

Die Erfahrungen in Düren zeigen: eine
erfolgreiche Auseinandersetzung mit dem
BdV ist möglich - und vor allen Dingen
auch notwendig. Der Dürener BdV ist
nach zwei Jahren Auseinandersetzungen
um den „Tag der Heimat“ in der öffent-
lichen Wahrnehmung weitgehend diskre-
ditiert. Dies wird offenbar auch vom BdV
genauso eingeschätzt. Nachdem im Jahr
2000 in Münster der BdV Klaus Rainer
Röhl wieder ausladen musste, und es in
Düren heftigen Streit um Rüdiger Gold-
mann gab, empfahl die Vertriebenen-
presse sich gegen solche „Angriffe“ ver-
stärkt juristisch zur Wehr zu setzen. Dar-
aufhin folgte in Düren eine Repressions-
welle gegen Antifaschisten.  Als großer
Erfolg ist die Verhinderung Latussek’s als
Redner zu werten. Allerdings konnte die-
ser einen Tag nach seinem geplanten
Gastspiel in Düren ungehindert und ohne
nennenswerte Proteste bei der Zentral-
veranstaltung des thüringischen BdV in

Erfurt sprechen.  Mittlerweile wurde
Latussek von allen seinen Ämtern im
BdV enthoben, nachdem die Staatsan-
waltschaft ein Verfahren gegen ihn ein-
geleitet hatte, weil er öffentlich die Oper-
zahlen des Holocaust in Frage gestellt
hatte. Erstrebenswert bleibt, möglichst
flächendeckenden Widerstand gegen die
Veranstaltungen zum „Tag der Heimat“
des BdV zu leisten. Nur so kann der
Druck auf  die größte Organisation in
Deutschland im Grenzbereich vom
Konservatismus zum Neofaschismus
langfristig erhöht werden.

Eine Dokumentation zum Streit um den „Tag der
Heimat“ in Düren gibt es Internet unter der Adres-
se www.antifa-dueren.de

Dominik Clemens, arbeitet in der Kom-
mission „Neofaschismus“ der VVN-BdA
NRW
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Deutscher Autobahnbau in Polen: ,,Teil einer europäischen Raumordnungspolitik“

 WROCLAW - Das deutsche Bundesland Sachsen will sich auch weiterhin in die  Gestaltung der polnischen Innenpolitik einmi-
schen. Bei Gesprächen des  sächsischen Ministerpräsidenten Georg Milbradt (CDU) mit der Führung der  Wojewodschaft
Dolnoslaskie Ende Juni wurde insbesondere die ,,weitere  Unterstützung“ Sachsens beim Aufbau der Verwaltungsstrukturen
und bei der  Infrastrukturplanung der westpolnischen Region bekräftigt.  Sachsen führt  damit seine Einflussnahme auf angren-
zende Territorien fremder Staaten fort,  die auch mit Fördergeldern der EU finanziert wird.
 Sachsen, das gemeinsame Grenzen mit der Tschechischen Republik und mit Polen  besitzt, hat den Grundstein für seine
grenzüberschreitenden Aktivitäten mit  der Einrichtung von vier Euroregionen gelegt. Die enge Zusammenarbeit im  Rahmen
der Euregio Egrensis, der Euregio Erzgebirge, der Euregio Elbe und der  Euregio Neiße ermöglicht die ökonomische und
politische Einflussnahme im  wirtschaftlich schwächeren benachbarten Ausland.

 213 Millionen Euro aus Brüssel
 Finanziert wird dies auch mit Geldern der EU, die am 13. Juli 2001 dem  deutschen Bundesland Sachsen zwei so genannte
,,Interreg III A“ -Programme  genehmigt hat. Im Rahmen dieser Programme erhält Sachsen bis zum Jahr 2006  insgesamt 213
Millionen Euro aus Brüssel zur Unterstützung der  ,,grenzüberschreitenden Zusammenarbeit“ mit der Tschechischen Republik
und  mit der Wojewodschaft Dolnoslaskie. Damit sollen insbesondere ,,die  wirtschaftliche Entwicklung, die Unternehmens-
kooperation, der Ausbau der  Infrastruktur und der kulturelle Austausch“ gefördert werden.

 A 4: Von Aachen bis ,,Kattowitz“
 Sachsen ist seit langem bestrebt, den Ausbau der Verkehrswege nach Polen und  in die Tschechische Republik voranzutreiben,
um die wirtschaftliche Anbindung  der angrenzenden Regionen zu verstärken. Die Autobahn A 17 nach Prag soll in  drei Jahren
fertig gestellt sein. Sachsen fordert außerdem die Einrichtung  neuer Grenzübergänge nach Polen und unterstützt die Fertigstel-
lung der A 4.  Diese ist in Deutschland die zentrale Ost-West-Verbindung und reicht -  abgesehen von einer kurzen Unterbre-
chung - von Aachen bis Görlitz.  Von dort  führt sie weiter nach Polen, wo sie - ebenfalls unter der deutschen  Bezeichnung A 4
- über Wroclaw bis in das Industriegebiet um Katowice  ausgebaut wird.

 Der Ausbau der A 4 in Polen sorgt in der polnischen Hauptstadt inzwischen für  Unruhe. Von Wroclaw aus dauert die Fahrt
nach Deutschland auf  der  vierspurigen Autobahn weniger als drei Stunden, während für die Reise nach  Warszawa auf  einer
zweispurigen Landstraße beinahe die doppelte Zeit benötigt  wird. In Warszawa wird befürchtet, das übermächtige Deutschland
könne mit  Hilfe der guten verkehrstechnischen Anbindung Wroclaw ökonomisch unter  Kontrolle bringen. Wer auf  der A 4 von
Wroclaw in Richtung Westen fährt,  passiert schon heute Schilder, auf denen Transportunternehmen und  Billiglohnbetriebe in
deutscher Sprache um deutsche Investitionen werben. In  der Gegenrichtung ist - ebenfalls auf deutsch - zu lesen: ,,Wir bauen
hier  für Sie mit Unterstützung der EU die A 4 nach Wroclaw.“

 ,,Weit nach Osten ausgreifender Raum“
 Der sächsischen Expansion nach Polen und in die Tschechische Republik liegen  deutsche ,,Raumordnungskonzepte“ zugrun-
de, die der europapolitische Sprecher  der CDU-Fraktion im sächsischen Landtag, Volker Schimpff, folgendermaßen  beschrieb:
,,Görlitz, die Hauptstadt der schlesischen Lausitz (...), ist nach  wie vor der Zentralort dieses weit nach Osten ausgreifenden
Raumes. (...)  (Dresdens) zentralörtlicher Einf luß wird erst von Prag begrenzt - wie weit er  reicht,  darüber entscheidet auch der
Wille, nach Nordböhmen hinein zu wirken.  (...) Denkt man sich diese zerschnittenen Regionen, deren Mittelpunkte in  Sachsen
liegen, zusammen mit den Autobahn-Achsen, hellt sich das Bild auf.  (...) Diese Autobahnen sind die Achsen der beschriebenen,
grenzüberschreitenden Regionen,  in denen sächsische Städte zentralörtliche  Funktionen haben. Sie sind (...) Teil einer europäi-
schen Raumordnungspolitik,  und sie werden zum Teil auch aus europäischen Kassen bezahlt.“

 Quelle: Volker Schimpff: Erfordernisse und Ziele der europäischen Integration.  Einführungsvortrag zur Podiumsdiskussion ,,Neue Chancen durch europäi-
sche  Entwicklungskonzeptionen (Vorgehensweise bei der Umsetzung des EUREK und der  Agenda 2000)“ in der Veranstaltung ,,Öffnung nach Mittel- und
Osteuropa -  neue Chancen für Sächsische Regionen“ des Instituts für ökologische  Raumentwicklung e.V. Dresden; 05.05.1998 .
Zitier t nach www.german-foreign-policy.com.

Zu guter Letzt
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